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100% Lohnfortzahlung 
in der Metallindustrie
In Niedersachsen setzten sich Klein- und 
Mittelbetriebe gegen die Konzerne durch 
Sei Redaktionsschluß zeichnete sich ab, 
daß der Provokationskurs von Gesamt­
metall und Bundesregierung in der 
Lohnfortzahlung in einer krachenden 
Niederlage für Gesamtmetall gemündet

I ist. Hier ein Bericht über den Abschluß
1 in Niedersachsen.

Nachdem auch in NRW die Metall-Ta-
I ^Verhandlungen aufgrund der Tnter- 
I Vention von Gesamtmetall gescheitert

Waren, vermeldete „direkt“ (Info- 
Dienst der IG Metall) am 27.11.96: „Die 

| IG Metall sieht die Chance für eine Lö­
sung innerhalb der Friedenspflicht ver- 

I Un.“ Diese Meldung sorgte innerhalb 
1 der Bezirksleitung Hannover für 

Empörung, hatte sie doch für Freitag, 
den 29.11.96 noch einen Verhandlungs- 

, termin mit dem Verband der Metallin­
dustriellen Niedersachsens vereinbart.

| Der Termin wurde dennoch ^wahrge- 
1 kommen und führte auch zu Verhand­

lungsfortschritten: Samstagnachmittag 
Wurden die Tarifkommissionsmitglie­
der telefonisch zu einer Sitzung am 
Montag eingeladen, da es ein Verhand­
lungsergebnis gäbe. Sonntagabend aber 
Sing derVdM aufgrund internen Wider­
standes (der Konzemvertreter) von der 
Eahne, bot jedoch für den 4.12. noch ei- 
Uen Verhandlungstermin an, der letzt­
lich dann auch zum Durchbruch führte.

i Am 5.12. wurde nach 14stündigerVer­
handlung auf einer gemeinsamen Pres- 

I sekonferenz das Verhandlungsergebnis 
Vorgestellt. Dem Vernehmen nach war es 
hei den Metall-Abeitgebem bereits in 
^erVerhahdlungsnacht sehr umstritten. 
Ihre Hintergrundkommission stimmte 
dem Verhandlungsergebnis mit 8:5 
Stimmen zu (anwesende Gesamtme- 
lallvertreter durften nicht mitstimmen 
" vermutlich wäre andernfalls dieser 
Kompromiß nicht zustande gekommen).

I Die Tarifkommission stimmte dem 
Verhandlungsergebnis am 5.12. ein­
stimmig zu. Auf der gleichen Tags statt­
luden Mitgliederversammlung des Ver­
sandes der Metallindustriellen ging es 
pUch Aussage von Teilnehmern erheb­
jäh strittiger zu: Konzemvertreter po- 
Jj-Uiisierten heftig gegen den Abschluß. 
j^Urchgesetzt haben sich die Klein- und 
Mittelbetriebe, die durch die entfallen- 
pn Durchschnittsberechnungen (Ur- 
^Ub, Krankheit, Sondervergütungen) 

*lu gewisses Einsparpotential sehen, 
Einsparungen, die bei vielen Konzernen 
Streits durch Einführung von Jahresar- 
Scitszeitkonten getätigt wurden.

Gesamtmetall hat sich auf der am 8.12. 
(lurchgeführten Vorstandssitzung zäh­
neknirschend zur Anerkennung der ge­
schaffenen Fakten, hinter die man nicht 
S’ehr zurück könne, bekannt.

I

Das Ergebnis:
- Für die Monate Januar, Februar und 
März erhalten alle Beschäftigen einen 
Pauschalbetrag in Höhe von 200,- DM, 
die Azubis 60,- DM;
-Vom 1. April 1997 bis 1. April 1998 1,5 
% Lohn- und Gehaltserhöhung, vom 1. 
April 1998 bis 31. Dezember 1998 2,5 %;
- Künftig keine Durchschnittsberech­
nungen bei Urlaub, Krankheit, Sonder­
vergütungen;
- Volle Lohnfortzahlung auf der Basis 
des regelmäßigen monatlichen Entgel­
tes vom ersten Tag der Arbeitsunfähig­
keit (gegen drohende Einführung von 
Karenztagen);
- Kein Abzug von Urlaub bei mehr als 
sechs Monate währender Arbeitsun­
fähigkeit („Krankheit frißt Urlaub“ ist 
damit abgeschafft);
- Inkraftsetzung der gekündigten Ur­
laubsbestimmungen;
- Kürzung der Sondervergütung um 5 % 
in jeder Stufe (nach Betriebszugehörig­
keit: 25 %, 35 %,45 %,55 %);
- Beschäftigte, die wegen Erwerbs- oder 
Berufsunfähigkeit, wegen Erreichens 
der Altersgrenze ausscheiden, erhalten 
künftig keine oder nur anteilige Son­
dervergütung;
- Gesundheitsförderung: „Zur Förde­
rung des betrieblichen Gesundheits­
standes können durch freiwillige Be­
triebsvereinbarungen individuell 
und/oder kollektiv Bonuszahlungen 
vereinbart werden ...“(§ 6,TV über Son­
derzahlungen) in Höhe von 10 % der 55 
%igen Sondervergütung;
- Dauerkranke erhalten künftig bereits 
nach einem Jahr Betriebszugehörigkeit 
(bisher fünf, bzw. zehn) einen Zuschuß 
zum Krankengeld für die Dauer von drei 
Monaten (bisher ein, bzw. zwei Monate), 
so daß sie netto drei Monate lang keine 
Lohneinbußen haben werden. (gow)

Mit zahlreichen Streiks haben auch die Beschäftigten in der Süßwarenindustrie die Versuche der 
Kapitalisten, ihre Lohnfortzahlung auf 80% zu kürzen, beantwortet - mit unterschiedlichem Erfolg. 
Zwar gelang es der NGG in vielen Fällen, Firmenverträge abzuschließen, aber der Flächentarif ist 
in diesem Punkt vorerst nicht mehr in Kraft - und für Saisonkräfte bleibt die Kürzung der Lohn­
fortzahlung zum Teil weiter in Kraft, (ausführlicher Bericht auf Seite 11).

„Skandal und Vertrauensverlust 
ohne Beispiel“
Kritische Polizistinnen und Polizisten zum „Fall Mauss“

Bernward Boden, einer der Sprecher 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Kriti­
scher Polizistinnen und Polizisten 
(Hamburger Signal) e.V, erklärte am 5. 
Dezember zum „Fall Mauss“:

Es ist ein Skandal und Vertrauensver­
lust ohne Beispiel, daß Geheimagent 
Schmidbauer mit Busenfreund Mauss 
sich über die Verfassungsregeln hinweg­
gesetzt haben und dies auch noch mo­
ralisierend öffentlich verkaufen. Daß 
niemand auf die Idee gekommen ist, 
Bundeskanzler Kohl für diese Politik in 
die Pflicht zu nehmen, in dessen Kanz­
leramt immerhin Schmidbauer sitzt, 
macht nachdenklich.

In diesem Zusammenhang erinnere 
ich an die Leichen, die in den letzten 
Jahren auf deutschen und internationa­
len Straßen lagen, an denen jeweils der 
Geruch geheimdienstlicher Beteiligung

zwischen BKA und Kanzleramt, zwi­
schen Sonderkommandos und Mauss 
und zwischen wirtschaftlichen Interes­
sen und der Bundesregierung haften.

Daß dabei auch Polizeibeamte für Idi­
oten gehalten werden oder sogar star­
ben (Celler Loch,Weiterstadt, Bad Klei­
nen und andere) und z.T. liberale Wirt­
schaftsmanager ermordet wurden, de­
ren Aufenthalt eigentlich nur Sicher­
heitsdiensten bekannt sein konnten, 
läßt auch bei mir die wörtliche Galle 
hochkommen. Nicht zu vergessen: Kri­
tische Polizisten unterliegen z.T. der Be­
obachtung durch den Verfassungs­
schutz, wurden ausgegrenzt wegen an­
geblicher Dienstverweigerung oder nur 
wegen ihrer Meinung zu diesem oder an­
deren Formen von Machtmißbrauch. 
Und in den Medien werden wir immer 
seltener vernommen. Wer arbeitet da 
mit wem zusammen?

Die Revanche geht weiter. Zum „Deutsch-tschechischen Vertrag“ Bericht auf S. 2

|egsende erfolgle Vertreibung-

sowie'mmgsweise'Ausfiedlung;
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Die Ehre der Soldaten
Am 12. Dezember wollen die Regie­
rungsparteien in Bonn den besonderen 
„Ehrenschutz“ für deutsche Soldaten
im Strafgesetzbuch verankern. Einen 
Tag später folgt dann die praktische 
Anwendung: Dann nämlich soll die 
Mehrheit des Bundestages über den
Bosnien-Einsatz der Bundeswehr be­

eine breitflächige Briefzensur in den 
neuen Medien eingeführt werden soll. 
Im Innenministerium soll bereits eine 
„task force Kryptopolitik“ Gesetzän­
derungen überlegen und vorbereiten.

Die Mieten sollen 
schneller steigen

Deutsch-Tschechische Erklärung 
wird bekannt

schließen. „Ehrenschutz“ und militäri­
sche Auslandseinsätze - deutlicher

Eine „Reform des Mietrechts“, die im

kann die Regierungskoalition eigent­
lich nicht dokumentieren, worum es 
bei dem „Ehrenschutz“ in Wirklichkeit 
geht: Um den Schutz von deutschen 
Militärs vor schroffer Kritik an ihrem 
womöglich tödlichen Treiben im In- 
und vor allem im Ausland.Der neue Pa­
ragraph 109b des Strafgesetzbuches, 
den die Regierungsparteien verab­
schieden wollen, bedroht dann die 
„Herabwürdigung der Bundeswehr 
und ihrer Soldaten“ mit bis zu 3 Jah­
ren Gefängnis.Und was deutscheRich- 
ter so alles als „Herabwürdigung“ von 
Staatsorganen be- und verurteilen, da­
von gibt es in der Geschichte dieses 
Landes viele und schlimme Beispiele.

Ergebnis zu schnelleren Mietsteige­
rungen führemsoll, bereiten die Regie­
rungsparteien vor. Eine Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe, an der also auch die 
SPD-Länder beteiligt waren, hat be­
reits vereinbart: es sollen sog. „qualifi­
zierte Mietspiegel“ eingeführt werden, 
die Möglichkeiten für Vermieter, 
während laufender Verträge „mit Zu­
stimmung des Mieters“ die Miete zu er­
höhen, sollen erweitert werden, Zeit­
mietverträge sollen höchstens noch für
5 Jahre abgeschlossen werden können, 
alle Bruttomietverträge sollen per Ge­
setz auf Nettomietverträge umgestellt 
werden, so daß die Vermieter leichter
steigende Betriebskosten auf die Mie­
ter umlegen können.

Keine Aussagen zum „Münchner Vertrag“ von 1938, 
die deutschen Revanche-Ansprüche bleiben bestehen

mäßig bedeutsame deutschsprachige' 
Siedlung besteht.

Wenn schon nicht das Münchner Ab­
kommen, was dann wird in dem Text als 
„Unrecht“ gebrandmarkt? Von deut­
scher Seite die NS-Verbrechen. Was die 
tschechische Seite sagt, muß zitiert wer­
den: „... bedauert, daß durch die nach 
dem Kriegsende erfolgte Vertreibung so-1 
wie zwangsweise Aussiedlung der Su­
dentendeutschen aus der damaligen 
Tschechoslowakei, die Enteigung und 
Ausbürgerung unschuldigen Menschen 
viel Leid und Unrecht zugefügt wurde, 
dies auch angesichts des kollektiven 
Charakters der Schuldzuweisung.“ |

Die tschechische Seite könnte meinen, 
daß sie hier humanerweise zugibt, daß 
im Zuge einer traurigen aber notwendi­
gen und gesetzlich rechtmäßigen politi­
schen. Maßnahme einzelnen Menschen 
Unrecht widerfahren sei. Aber man

Die „gemeinsame Erklärung“, über die 
seit Jahren zwischen der Regierung der 
Tschechischen Republik und der Bun­
desrepublik Deutschland geheim ver­
handelt wurde, ist jetzt öffentlich. Die 
schlimmen Befürchtungen, die in unse­
rer Zeitung geäußert worden waren, 
werden noch übertroffen.

Überraschend wird die Aufnahme des 
Nachbarlandes nicht nur in die EU, son­
dern ausdrücklich auch in die NATO als 
gemeinsames Interesse der beiden Staa­
ten festgeschrieben. Die tschechische 
Regierung hätte damit in der NATO- 
Frage, die innenpolitisch ungeklärt ist, 
sich des Rückhalts einer auswärtigen 
Macht versichert; es soll zugegeben 
werden, daß dies geschehen*sein mag, 
um im NATO-Bündnis Bestandsgaran­
tie angesichts der Ansprüche und der 
Übermacht des westlichen und inzwi-

I

I

Jortzig pro Junker, 
contra Bodenreform
Bundesjustizminister Schmidt-Jortzig 
will das frühere DDR-Bodenreform­
land an Junker, Kriegsverbrecher u.ä. 
erleichtert zurückgeben. In einem Zei­
tungsartikel forderte der Minister, für 
Bodenreformland dürfe „kein Sonder­
recht“ gelten. Der „Einigungsvertrag“ 
müsse in dem Punkt geändert bzw. auf- 
gehoben werden, um auch für Boden­
reformland „die Rückgabe nach dem 
Vermögensgesetz zu ermöglichen“ 
(Handelsblatt, 3.12.96). Der branden­
burger SPD-Agrarminister Zimmer­
mann protestierte sofort: „Es gab einen 
Alliierten Kontrollratsbeschluß, der so 
konsequent nur in der Sowjetischen 
Besatzungszone umgesetzt wurde.Das 
betraf ausschließlich das Eigentum 
von Naziverbrechem und denjenigen, 
die den Zweiten Weltkrieg mit unter­
stützt haben. Das darf man nie verges­
sen“, stellte er öffentlich klar, für wel­
ches Gesindel sich der Bundesjustiz- 
minister hier verwenden will, und er­
gänzte: „Wir haben hier im Land Bran­
denburg die größten Flächenkäufe von 
den Enkeln ehemaliger Junker und 
Großgrundbesitzer ... Man darf mit 
Recht daran erinnern,daß Preußen mal 
ein Junker-Staat war und daß die Er­
ben jetzt hier wieder antreten.“ (Junge 
Welt, 4.12.96) (siehe auch Seite 10!)

Mit einem „Kryptogesetz“ 
zur Briefzensur?
Bis Sommer 1997 will die Bundesre­
gierung ein neues Informations- und 
Kommun ikationsdienstegesetz durch 
den Bundestag bringen. Das hat der 
Staatssekretär im Justizministerium 
Heinz Lanfermann (FDP) angekün­
digt. Der Inhalt des neuen Gesetzes ist 
noch weitgehend offen, der Staatsse­
kretär erweckt erst einmal den Ein­
druck, auch für Internet und ähnliche 
Netze gelte der Grundsatz der Mei­
nungs- und Pressefreiheit. Das drängt 
sich prompt die FYage auf: Und wie ist 
es mit elektronischen Briefen? Gibt es 
hier künftig staatliche Briefzensur auf 
neue Alt? Alls der CDU gibt es schon 
entsprechende Forderungen. So ver­
langt der innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU, Erwin Mnrschewski, ein 
cigilnzcndcji „Kiyptogcsetz“, das den 
Einsatz von Vcrschiüssclungstechni- 
ken („PGP“ u.ä.) gesetzlich einschrän­
ken soll, Das macht nurSinn, wenn hier

AFG-Novelle gestoppt
Am 29.11. hat der Bundesrat die von 
den Regierungsparteien im Bundestag 
verabschiedete Novelle des Arbeitsför­
derungsgesetzes abgelehnt und an den 
Vermittlungsausschuß verwiesen. Da­
bei begründeten die Länder ihre Ab­
lehnung unterschiedlich: Während die 
CDU/CSU-regierten Länder in Ein­
zelpunkten Änderungen wünschen, 
forderten die SPD- und rot-grün-re- 
gierten Länder eine „grundlegende 
Überarbeitung des gesamten Geset­
zes“ und lehnten besonders die Kür­
zungen der arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen in Ostdeutschland ab.

Grüne bedenkenlos gegen 
Stasi
Jeden Halt verloren haben anschei­
nend Teile der Grünen und leider auch 
ihrer Bundestagsfraktion bei ihrer Wut 
über die DDR-Staatssicherheit. Eine 
Änderung des Stasi-Unterlagengeset­
zes, die am 5. Dezember im Vermitt- 
lungsausschuß beraten wurde, sollte 
u.a. einen Stichtag einführen. Danach 
soll eine Mitarbeit bei der DDR- 
Staatssicherheit, soweit sie vor dem 
31.12.1975 endete, heute nicht mehr 
angegeben werden müssen. Für Ker­
stin Müller, Fraktionschefin der Grü­
nen, ist das ein „gravierender Ein­
schnitt“ und eine „schleichende Teil­
amnestie“. Jürgen Fuchs, Mitglied im 
„Bürger-Büro“ von Bärbel Bohley, kri­
tisierte diesen Stichtag als Ausdruck 
„falscher Milde“. Im bundesdeutschen 
und internationalen Recht sind nach 20 
Jahren zum Teil sogar schwere Strafen 
verjährt,selbst längere Gefängnisstra­
fen müssen - zum Glück! - nach so lan­
ger Zeit nicht mehr angegeben werden.

Was kommt demnächst?
Am 12.12. berät der Bundestag u.a. 
über „Europapolitik“, im Vorgriff auf 
den nächsten EU-Gipfel, über Um­
weltpolitik, darunter Gen- und Bio- 
tcchnologiejUnd über den Regierungs­
entwurf zum „Ehrenschutz für Solda­
ten“. Am 13.12. fällt die Entscheidung 
des Bundestages über die deutsche Be­
teiligung am neuen NATO-Einsatz in 
Bosnien. Ebenfalls am 13. Dezember 
berät der Bundesrat u.a. über die neu­
en Seehofer-Gesetze für die Kranken- 
versichening.Am gleichenTag beginnt 
in Dublin der zweitägige EU-Gipfel.

sehen auch nördlichen Nachbarn zu fin­
den. Jedoch wird damit in einer Frage, 
die die Souveränität des Nachbarlandes 
betrifft und innenpolitisch konfliktge­
laden ist, die deutsche Karte gezogen. In 
dieser Struktur kann deutsche Politik in 
der Tschechischen Republik Gefolgs­
leute sammeln - eine schreckliche Vor­
stellung.

Außerdem gibt die deutsche Seite in 
Sachen Münchner Vertrag und Zer­
stückelung der damaligen Tschechoslo­
wakei nichts zu. Der Müncher Vertrag 
wird nicht qualifiziert. Zwar bedauert 
die deutsche Seite die nationalsoziali­
stischen Verbrechen, aber daß der Mün- 
chnerVertrag mit Absicht auf genau die­
se Verbrechen von Hitler betrieben wur­
de und mithin ein selbst verbrecheri­
scher Schritt war, kann aus dem Text 
nicht geschlossen werden. Warum ist das 
wichtig? Weil die BRD sich damit offen 
hält, derartige Verträge herbeizuführen,’ 
in die Souveränität von nahen und fer­
nen Nachbarn bis hin zur Annektion 
einzugreifen, wenn dort eine zahlen­

kann den Text auch so lesen, daß die an­
gesprochen politischen Maßnahmen1 
selbst Unrecht gewesen wären. Für die­
se Auffassung des Textes spricht, daß 
beide Seiten erklären, ihrer Rechtsord-1 
nung verpflichtet zu bleiben und zu re­
spektieren, daß die andere Seite eine an­
dere Rechtsauffassung hat.

Nach dieser Festellung ist auch klar, 
wieso die Erklärung keinen inhaltlichen 
Titel hat. Die beiden Seiten sind näm­
lich gar nicht zu einer gemeinsamen Ma­
xime für die Gestaltung ihrer Nachbar­
schaft gekommen. Hier wird ein Unter-, 
schied festgestellt, der - Respekt hin I 
oder her - den politischen Konflikt 
Gunsten der BRD vorformt; spätestens 
sobald sich ein Beitritt der Tschechi-. 
sehen Republik zur EU oder der Nato 
abzeichnet, kommt es zum Krach.

Wie es im Tschechischen anmutet, 
weiß man nicht, im Deutschen hat man, 
redensartlich festehend, Respekt - für 
einen Gegner oder Feind. Diese Er­
klärung bedeutet von der deutschen 
Seite einen Eröffnungszug. (maß

Deutsche Polizeiaktionen gegen 
angebliche „PKK-Unterstützer“
In Mainz u.a. Bücher über Che Guevara und von Ber* 
tolt Brecht beschlagnahmt, 1 Kurde abgeschoben

Nach der Innenministerkonferenz Ende 
November scheinen die Angriffe auf 
kurdische Vereine zuzunehmen. Hier 
ein Protest des kurdischen Dachver­
bands YEK-KOM:

Deutsche Behörden machen mehr denn 
je „Jagd“ auf angebliche „Unterstützer 
der PKK“. Am gestrigen Mittwoch wur­
den (neben weiteren Durchsuchungen) 
vor allem Mainz und Umgebung das Ziel 
deutscher Polizeiaktionen; dabei wurde 
neben Privatwohnungen (26 insgesamt, 
14 davon in Rheinland- Pfalz, siehe An­
lage) auch der Deutsch-Kurdische 
Freundschaftsverein durchsucht. In der 
vergangenen Woche waren der kurdi­
sche Verein in Bielefeld und seine Besu­
cher das Ziel ähnlicher Übergriffe. Es 
vergeht kaum eine Woche ohne neue An­
griffe auf kurdische Vereine und Privat­
wohnungen ...

Daß bei der neuerlichen Aktion in 
Mainz ein kurdisches Mitglied des 
Mainzer Ausländerbeirates zu den Be­
troffenen gehörte, wurde vom Mainzer 
Flüchtlingsrat hervorgehoben. Dabei

wurden in der Wohnung der Freundin 
des Kurden u.a. Bücher über Che Gue­
vara und von Bertolt Brecht beschlag' 
nahmt.Verbotenes Propagandamaterial-

Am schlimmsten endete die Polizeiak' 
tion für einen Kurden, der nur zufällig 
zu ihrem Opfer wurde: Ein Mann, del 
zur Abschiebung ausgeschrieben war» 
wurde bei der Personenüberprüfung zu­
fällig entdeckt, verhaftet und - obwohl 
er eine Duldung bis zu seiner bevorste­
henden Heirat beantragen wollte - so* 
fort mit dem nächsten Flugzeug in die 
Türkei abgeschoben. Kontakt zu einen1 
Anwalt aufzunehmen, gestattete man 
ihm nicht. Ob dieser Mann in der Tür­
kei verhaftet oder gefoltert wird, ob 
irgendwann „verschwindet“, wird hj 
Deutschland kaum bekannt werden.!-' 
Wann endlich wird der deutsche Staflt 
damit aufhören, Opfer zu Tätern zu ma* 
chen und kurdische Menschen zu ver­
folgen, die mit deni aus Völkerrecht!^ 
eher Sicht legitimen kurdischen Bef 
ungskampf in ihrer Heimat sympath1" 
sieren? (...)
(YEK-KOM, Bochum, den 4.12.1996)
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. . . hat der Kranke keine Chance“
DGB, Sozialverbände, Krankenkassen und andere gegen Seehofer

j Am 3.12. haben in Bonn Gewerkschaften, 
i Krankenkassen, Selbsthilfegruppen und 

Wohlfahrtsverbände einen gemeinsamen 
j Protest gegen die von CSU-Minister See­

hofer betriebene Gesundheitsreform vor-
I getragen. Hier die Erklärung im Wortlaut:

> Die geplanten Maßnahmen zu den Kran­
kenversicherungs-Neuordnungsgesetzen 
(NOGs) sind Teil der Gesamtstrategie zu- 

; stimmungsfreier Gesetze der Regierungs- 
j koalition allein zur Begrenzung der Lohn­

nebenkosten, wider alle gesundheitspoliti­
sche Vernunft. Nachdem der Gesetzgeber 
der gesetzlichen Krankenversicherung in

• i den vergangenen Jahren Hnanzmittel in 
: i erheblichem Umfang entzogen und zu- 
i gleich die gesetzliche Krankenversiche- 
; rung mit. weiteren Abgaben belastet hat, 
- hält er sich nun schadlos an Versicherten, 
i' insbesondere an Kranken. Der eingeschla- 

I gene Weg zustimmungsfreier Gesetze führt 
, in eine Sackgasse. Ein parteiübergreifen- 
, der Konsens wäre notwendig, um eine ziel­

führende Reform zu ermöglichen. Statt 
dessen führen die NOGs zur Entsolidari-

i sierung und zur Belastung älterer, kranker,
1 behinderter und sozial schwacher Men-

I sehen.
i Die vorgesehenen Regelungen reformie­

ren weder das Gesundheitswesen, noch 
bremsen sie dauerhaft die Ausgabenent­
wicklung. Die Vorschläge laufen in ihrer 
Gesamtheit auf eine Individualisierung des 

i Krankheitsrisikos und eine Privatisierung 
I der Kosten hinaus. Die Folge ist eine Zwei- 

Klassen-Medizin in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung.

Die von der Regierungskoalition bewußt
i herbeigeführte Schieflage in der Lasten­

verteilung, die mit dem Sozialstaatsgebot 
und der Wertentscheidung des Grundge- 

' setzes zum Benachteiligungsverbot für Be­
hinderte nicht vereinbar ist, zwingt die ge­
nannten Verbände zür Ablehnung der Maß­
nahmen insgesamt.
0 Keine einseitige Belastung der Patien­
ten durch umfassende Erhöhung und An­
passung von Zuzahlungen

‘Aus dem Beitragsentlastungsgesetz und 
den beiden Neuordnungsgesetzen ergeben 

I sich erhebliche Mehrbelastungen insbe­
sondere für chronisch kranke, ältere, be­
hinderte und sozial schwache Menschen.

Unstreitig ist, daß mit einer Politik der 
Erhöhung der Zuzahlungen, des vermehr­
ten Leistungsausschlusses und Leistungs­
abbaus Reine Steuerungswirkung hin zu 
mehr Wirtschaftlichkeit und Verantwort­
lichkeit im Gesundheitswesen erreicht 
wird.

Die Einzelmaßnahmen kumulieren bei 
chronisch kranken und behinderten Men- 

I sehen. Hierdurch entstehende unzumutba­
re Belastungen müssen dann wieder mit 
viel Verwaltungsaufwand über eine Harte­

fallklausel korrigiert werden. Diese greift 
jedoch nicht für Leistungen, die nach dem 
2. NOG nicht mehr erbracht werden: Bei 
Inanspruchnahme dieser Leistungen wird 
der Kranke zum Selbstzahler oder Sozial- 
hilfeempfänger. Dies ist strukturell falsch 
und ungerecht. Statt dessen sind die im Sy­
stem vorhandenen Wirtschaftlichkeitsre­
serven zu mobilisieren. i,
□ Keine Bestrafung der Patienten bei Bei­
tragssatzsteigerung
Durch die automatische Erhöhung der Zu­
zahlungen bei Beitragssatzerhöhungen 
werden Kranke und Behinderte doppelt 
belastet. Sie zahlen einen erhöhten Beitrag 
und höhere Zuzahlungen. Kassen werden 
zu Risikoselektion gezwungen, wenn sie 
diesen Automatismus vermeiden wollen.
□ Kein Wettbewerb zu Lasten kranker und 
behinderter Menschen
Mit dem l.und 2 . NOG wird unter dem Mot­
to „Vorfahrt für die Selbstverwaltung“ ein 
in seinen Auswirkungen für behinderte und 
chronisch kranke Menschen unüberschau­
bares und unkalkulierbares System ge­
schaffen, das den Wettbewerb der Kran­
kenkassen zur Farce macht.

Ein System, das eine Krankenkasse, die 
sich gesundheitspolitisch sinnvoll verhält, 
im Wettbewerb der Krankenkassen unter­
einander in den Ruin treibt oder zu Ratio­
nierung oder Risikoselektion zwingt, ist 
mit dem Grundsätzen eines solidarischen 
Krankenversicherungssystems nicht ver­
einbar.
□ Keine Aushöhlung des Pflichtleistungs­
katalogs
Heutige Pflichtleistungen werden in Kann- 
Leistungen umgewandelt. Jede einzelne 
Kasse kann dann per Satzung regeln, ob 
und inwieweit sie häusliche Krankenpfle­
ge, Ihhrtkosten, Kuren und Rehabilitation, 
Heil- und bestimmte Hilfsmittel noch er­
bringt. Es gehörte bislang zum Grundkon­
sens, daß ach in einem wettbewerblich ori­
entierten Gesundheitswesen ein einheitli­
cher Leistungskatalog zwingend ist.

Unter dem bestehenden Kostendruck 
und der den NOGs anhaftenden Automa­
tik entsteht für die Krankenkassen gera­
dezu ein Zwang, notwendige Leistungen 
herunterzufahren oder gar auszugrenzen, 
um Beitragsanhebungen zu vermeiden.

Gegen Leistungsausgrenzungen nützt 
auch die Neufassung der Härtefallregelung 
nicht. So ist z.B. die Frühförderung für be­
hinderte Menschen besonders gefährdet.

Im Ergebnis führt die Aushöhlung des 
Pflichtleistungskatalogs dazu, daß Versi­
cherte u.a. vermehrt teurere stationäre 
Krankenhausbehandlung oder Heimpflege 
in Anspruch nehmen müssen. Damit wer­
den die Grundsätze „ambulant vor sta­
tionär“ sowie „Prävention und Rehabilita­
tion vor Pflege" auf den Kopf gestellt und 
neue „Verschiebebahnhöfe" eröffnet.

Bonn, 3.12.: Über 20.000 Men­
schen protestieren gegen See­
hofers geplante neuerliche 
„Gesundheitsreformen“. Auch 
in änderen Städten gab es in 
den letzten Tagen wieder 
größere Protestaktionen von 
Kassen, Beschäftigten, Ärzten 
und Patienten gegen die Pläne 
des CSU-Ministers. Der Mini­
ster versucht jetzt, den Wider­
stand gegen seine Politik zu 
spalten, um so insbesondere 
die Interessen der Pharmain­
dustrie weiter zu schützen.

O Keine höheren Kosten für Kranke durch 
Beitragserleichterungen bei Gesunden 
Das Leistungsrecht der Krankenkassen 
wird durch die tariflichen Gestaltungsele­
mente der Beitragsrückerstattung, der Ko­
stenerstattung, der Selbstbehalte und der 
Erhöhung bestehender Zuzahlungen mit 
Elementen der privaten Krankenversiche­
rung durchsetzt. x

Wenn diese Tarife in größerem Umfang 
angenommen werden, kommt es zu Min- • 
dereinnahmen der Kasse. Entsprechend 
müssen Einnahmen erhöht oder Ausgaben 
gesenkt werden, indem bestehende Zuzah­
lungen und/oder Beiträge erhöht, Leistun­
gen ausgegrenzt werden und/oder Risikos­
elektion betrieben wird.

Bei diesen Gestaltungselementen hat der 
Kranke keine Chance. Davon profitieren 
nur Gesunde.
□ Keine weitere Aufweichung des Sach­
leistungsprinzips
Alle Versicherten sollen Kostenerstattung 
wählen können. Die direkte Abrechnung 
zwischen Arzt, Krankenhaus usw. und dem 
Versicherten wird ermöglicht, beim Zahn­
ersatz verpflichtend. In den übrigen Berei­
chen werden die Anbieter wegen der Mög­
lichkeit der höheren Abrechnung darauf 
drängen.Versicherte bleiben dann auf dem 
Kosten- wie Qualitätsrisiko sitzen. Denn 
die Krankenkasse wird nur den vertraglich 
vereinbarten Preis erstatten und hat auf die 
Qualität der Leistungserbringung weniger 
Einfluß als heute.

Verbände der behinderten, chronisch 
kranken und älteren Menschen, der Selbst­
hilfegruppen, Wohlfahrtsverbände, Versi­
chertenvertreter in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung, Gewerkschaften und 
weitere soziale Gruppen appellieren an die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages, 
an den Grundlagen und Prinzipien der so­
lidarischen Krankenversicherung festzu­
halten. Gesundheit darf auch zukünftig 
nicht zu einer Frage des Einkommens wer­
den. Es muß vielmehr darum gehen, das 
hohe Niveau der medizinischen Versorgung 
zu ermöglichen. Lebensrisiken müssen so­
lidarisch abgesichert werden.
Unterzeichner: AEV-Arbeiter-Ersattkasscn-Verband; Ar- 
beitcrwohlfahrt Bundesverband; Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucherverbände; AG unabhängiger Mitgliedergc- 
m ein schaften der Angestellten-Krankenkassen; Bundes­
verband für Körper- und Mchrfachbchindertc; Bundesver­
band für Rehabilitation und Interessenvertretung Behin­
derter; Bundcsarbcitsgcmcinschnft Hilfe für Behinderte; 
Deutsche Angestellten Gewerkschaft; Deutsche Arbeitsge­
meinschaft Selbsthilfcgruppm; Deutsche Rhcuma-Liga 
Bundesverband; Deutscher Gcwerkschaftsbund; Evangeli­
scher Fachverband für Kranken- und Socialpflcgc; Fachta­
gung Medizin; Katholische Arbatnthrncr-Bewegung Bun­
desverband; Kuratorium Deutsche Altershilfe; Lebcnshilff 
für Menschen mit geistiger Behinderung; Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, Sojialcerband Rrlchsbund, Sozioluer- 
band VdK Deutschland. Verband der AngcsteUtnt-Kran- 
kenkassm sowie zwei weitereei angelischcVerbandefür Ile- 
hinderte und die VcrdcherTemeffreier im AOK-Bundes- 
verband, tni BKK- und fKK-Bundesverband, bei der 
Knappschaft und in der Scekaue.

Grüner Streit um 
Grundsicherung 
geht weiter
Schlechte Nachrichten 
von der BDK in Suhl

Der durch ein Papier der bündnisgrü­
nen Sozialpolitikerin und Berliner Bun­
destagsabgeordneten Andrea Fischer in 
der grünen Partei ausgelöste Streit um 
das Grundsicherungskonzept der Partei 
(siehe den Beitrag von NRW-MdL Da­
niel Kreutz in Politische Berichte 23/96, 
Seite 3) ist auf der bündnisgrünen BDK 
nicht entschieden worden. Der grüne 
Bundesvorstand, Andrea Fischer und 
andere Mitglieder der Partei wollen an­
scheinend in dieser wichtigen Frage bis 
zu den nächsten Bundestagswahlen al­
les offen lassen. Daniel Kreutz, Barbara 
Steffens, Annelie Buntenbach, Marian­
ne Hürten und andere Bündnisgrüne 
aus. NRW, unterstützt von Frieder 0. 
Wolff (Berlin), Klaus Müller (Kiel) und 
anderen hatten einen Antrag „G3“ ein­
gebracht, in dem klare Eckpunkte für 
die grüne Forderung nach Grundsiche­
rung verlangt wurden, nämlich daß: 

niemand, der heute sozialhilfebe­
dürftig ist, durch die Grundsicherung 
finanziell schlechter gestellt wird.Viel- 
mehr müssen sich für alle Hilfeberech­
tigten deutliche Verbesserungen ge­
genüber dem Niveau der derzeitigen 
Rechtsansprüche auf ‘Hilfe zum Le­
bensunterhalt’ ergeben.
- die Höhe des Grundsicherungsniveaus 
ausreicht, um ein menschenwürdiges 
Leben unter den aktuellen sozio-kultu­
rellen Gegebenheiten zu gewährleisten. 
Es muß gegenüber Einwänden (‘zu nied- 
rig’bzw.‘zu hoch’) sachlich begründbar 
sein.
- die Prüfung der Anspruchsberechti­
gung den entwürdigen Charakter der 
sozialhilfeberechtigten Bedürftigkeits­
prüfungen verliert und das Recht der 
Betroffenen auf eine selbstbestimmte 
Lebensführung und eigenverantwortli­
ches Wirtschaften gesichert wird.
- die Kommunen von den Kosten der Ar­
mut nachhaltig entlastet werden.“

Das von Andrea Fischer vorgelegte 
Konzept sieht demgegenüber eine 
„Grundsicherung“ vor, die z.T. unter 
dem geltenden Sozialhilfeniveau liegt 
und die Kommunen kaum entlastet.

Jürgen Trittin hatte einen Antrag 
„Gl“ vorgelegt, der die oben zitierten 
Eckpunkte des Antrags „G3“ genau 
nicht enthielt - also faktisch die Posi­
tionen von Andrea Fischer bestätigte.

Die grüne BDK hielt sich ganze 25 Mi­
nuten mit diesem wichtigen Thema auf. 
Die Abstimmung ergab: 60 Stimmen für 
den Antrag des Bundesvorstands (Gl), 
40 Stimmen für den Antrag G3.

Damit besteht der grüne Konsens jetzt 
im wesentlichen lediglich noch darin, 
daß man die demütigende Sozialhilfe 
durch ein Grundsicherungsmodell ab­
lösen will. Erheblicher Dissens aber be­
steht weiter darüber, wie hoch diese 
Grundsicherung sein soll - genauer: ob 
über oder unterhalb der derzeitigen So­
zialhilfe - und ob die Kommunen durch 
das neue Modell zulasten des Bundes 
entlastet werden sollen oder nicht.

Jetzt soll eine Arbeitsgruppe sich um 
die „umsetzungsorientierte Weiterent­
wicklung“ des Grundsicherungsmo­
dells der Grünen bemühen, die Bundes­
tagsfraktion einen Grundsicherungs- 
Kongreß durchführen und eine der 
nächsten bündnisgrünen BDKs in 1997 
einen Beschluß über das grüne Grund- 
sichvrungsmodell fassen. Bis dahin ist 
alles offen. Grünes Eintreten für eine so­
lidarische Grundsicherung, ade? (rül)
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P
olitische Gegner und willfährige 
Presse ‘ - kaum real begangene 
strafrechtliche Handlungen - 
brachten dem PDS-Ehrenvorsitzenden 

Dr. Hans Modrow einen weiteren Prozeß 
ein. Diesmal wg. angeblichen Meineides.

Hans Modrow hatte sich als Zeuge vor 
dem Sächsischen Sonderausschuß des 
Landtages zur Untersuchung von Amts­
und Machtmißbrauch nicht mehr exakt 
an Tage und Tagungen der Bezirksein­
satzleitung in den dramatischen und 
turbulenten Tagen des Oktober 1989 in 
Dresden -erinnern können. Einige Mit­
glieder des Ausschusses, denen Berich­
te des MfS und der Polizei aus Archiven 
vorlagen, nach denen weisungsgemäß 
Sitzungen der BEL durchgeführt wor­
den waren, nutzten ihr „Wissen“ gegen 
Modrow. Er hatte, als Bezirkssekretär 
der SED Chef der BEL, nur „politisch­
operativen Beratungen“ - einschließ­
lich Teilnehmern aus der Runde der BEL 
- durchgeführt.

Daraus wurde der Meineidsvorwurf 
konstruiert und der neuerliche Prozeß 
angestrengt. Sowohl die Ankläger, das 
ehemalige Mitglied des Landtages 
Sachsen Michael Arnold (Bündnis 90/ 
Die Grünen), ein offener politischer 
Feind Modrows, und die Staatsanwalt­
schaft hatten erhebliche Mühe, die An­
klage zustande.zu bringen. Arnold be­
hauptet, daß Modrow die Unwahrheit

Solidarität mit Hans Modrow!
Am 29.11. begann gegen den PDS-Ehrenvorsitzenden ein Prozeß 
vor dem Landgericht Dresden wegen angeblichen „Meineids“

vor dem Ausschuß gesagt haben soll, 
weil er die Verantwortung für die ge­
walttätigen Einsätze der staatlichen 
Organe vor dem Dresdner Hauptbahn­
hof verschleiern wolle.

Die Tatsachen sprechen, was Modrows 
Ambitionen in dieser Zeit betrifft, eine 
andere Sprache. Modrow hat - wie er 
selbst sagt und sich das auch in den er­
sten Tagen des Prozesses zeigt -,in Dres­
den alles getan, um Gewalt zu verhin­
dern. Das bestätigte vor Gericht auch 
ein Pfarrer, der in der Gruppe der 20 
mitgearbeitet hatte und Modrows Akti­
vitäten in dieser Zeit beurteilen kann.

Warum nun dieser Prozeß? Modrow 
bezeichnet den Sonderausschuß heute 
als „verkapptes Sondergericht über 
SED- und DDR-Funktionäre“. Hatten 
Ausschußmitglieder Fakten zu Details 
vorliegen, die Modrow nicht mehr erin­
nerlich waren, liegt dieVermutung nahe, 
daß man Modrow in eine Meineidsfalle 
lockte. Der Anwalt Modrows handelte 
deshalb konsequent, als die Zeugenbe­
fragung des ehemaligen Vorsitzenden 

des Ausschusses Dreikopf (CDU) vorge­
nommen wurde, diesen vereidigen zu 
lassen: Dreikopf gab nämlich zu, daß die 
besagten Dokumente nur einigen der 
Ausschußmitglieder (vielleicht denen, 
die gute Beziehungen zur Gauck- 
Behörde hatten) vorlagen und Fehler in 
der Vereidigung Modrows vor dem Aus­
schuß gemachtwurden. Die PDS-Frak­
tion im Landtag Sachsens hatte wegen 
Verfassungswidrigkeit sofort gegen die 
Bildung des Ausschusses gestimmt.

Der bisherige Verlauf des Prozesses er­
härtet die Annahme, daß das Meineids­
verfahren gestrickt wurde, um einen Po­
litiker der PDS mundtot zu machen und 
ihn unter Umständen sogar hinter Git­
ter zu bringen. Herrn Kinkels Aufforde­
rung an die deutsche Justiz, das „SED- 
Regime“ zu delegitimieren, scheint auch 
in dem Dresdner Prozeß erklärtes Ziel 
zu sein. Die bundesdeutsche Justiz folgt 
in allem dem konservativen Machtzen­
trum bei der Verhinderung einer 
deutsch-deutschen Versöhnung und der 
Anerkennung der historischen Abläufe.

Der PDS-Vorsitzende Lothar Bisky 
hat in einem Brief alle Mitglieder der 
PDS und alle, die die diese Entwicklung 
ablehnen, aufgerufen, mit Hans 
Modrow Solidarität zu üben. Viele sind 
dem Aufruf gefolgt. Hans Modrow wur­
den eindrucksvolle Solidaritätsbekun­
dungen aus dem In- und Ausland über­
mittelt. Basisorganisationen aus Ost 
und West, Einzelpersönlichkeiten und 
Vertreter von Parteien reagieren und 
drücken ihre Solidarität aus. Die Verei­
nigung Demokratischer Juristen mit 
Sitz in Paris protestiert, der Moming 
Star, London, fordert auf, Proteste an 
das Dresdner Landgericht zu übermit­
teln, linke und andere Parteien des Aus­
lands wenden sich gegen Rachejustiz 
und Unterhöhlung des Rechtsstaates.

Solidarität mit Hans Modrow ist eine 
Forderung des Tages. (a.b.)
Anschrift des Gerichtes:
Landgericht Dresden, 3. Strafkammer, 
PF 120962, 01008 Dresden oder
Hans Modrow, Kleine Alexanderstr. 28, 
10178 Berlin, Fax: 030-24 009 425.

Fakten zum Verlauf der Ver­
fahren gegen Hans Modrow
22. April 1992: Vernehmung Hans 
Modrows als Zeuge vor dem Sonder­
ausschusses des Sächsischen Landtages 
zu den Ereignissen Anfang Oktober 
1989 in Dresden.

Modrow wird aufgefordert, Angaben 
zu den Sitzungen der „Bezirkseinsatz­
leitung“ (BEL) zu machen. (Die BEL 
diente der Koordinierung von Maßnah­
men auf den Verteidigungszustand)

Modrow sagt u.a. laut Protokoll: „Ich 
habe ... in der Phase auch der Oktober­
tage einein engem Sinne Beratung der 
bezirklichen Einsatzleitung dann nicht 
mehr durchgeführt“:
23. April 1992: Dresdner Zeitungen be­
zichtigen Modrow sofort am nächsten 
Tage öffentlich des Meineides und be­
rufen sich auf Unterlagen, die andere 
Angaben beinhalten sollen als Modrow 
vor dem Ausschuß gemacht hat.
19. Mai 1992: Das ehemalige Mitglied 
des Landtages und des Untersuchungs­
ausschusses, Michael Arnold, erhebt 
Anklage wegen Meineids gegen 
Modrow.
1993: Erster Prozeß gegen Hans Modrow 
wegen „Anstiftung zur Wahlfälschung“, 
der mit einer Verwarnung und einer 
Geldstrafe endet.
1994; Erst nach 22 Monaten formulie­
ren die Staatsanwälte Böhm und Uebe- 
le (bekannt aus den anderen Prozessen 
gegen Modrow) Anklage gegen Modrow 
wegen Meineids.
1994: Die 3. Strafkammer des Landge­
richts Dresden lehnt die Eröffnung ei­
nes Verfahrens wegen Meineids als 
„nicht wahrscheinlich“ ab.

Beschwerde der Staatsanwaltschaft 
beim Oberlandesgericht und Widerru­
fung der Ablehnung.
1994: Der Bundesgerichtshof revidiert 
das Urteil des Landgerichtes Dresden 
im „Wahlfülschungs“-Prozeß und for­
dert eine härtere Strafe.
1995: Beendigung des zweiten Prozesses 
gegen Modrow wegen „Anstiftung zur 
Wahlfälschung“.

Urteil: Neun Monate Haft auf zwei 
Jahre Bewährung und Geldbuße von 
5.000 DM.
29. November 1990: Beginn des Prozes­
ses vor der 4. Strafkammer des Landge­
richt« Dresden wogen Meineids.

Aus der Erklärung 
Hans Modrows vor 
der 4. Strafkammer 
des Landgerichts 
Dresden, 29.11.96
Die Anklage der Staatsanwaltschaft 
und der Eröffnungsbeschluß des Ober­
landgerichts Dresden beschuldigen 
mich, als Zeuge im Sonderausschuß des 
Sächsischen Landtags am 22.4.1992 
...einen Meineid geleistet zu haben. 
Konkret werden mir zwei angebliche 
Falschaussagen vorgeworfen:

1. Die Aussage, daß nach meiner Er­
innerung die letzte Sitzung der Bezik- 
seinsatzleitung (BEL) im September 
stattgefunden hätte, während tatsäch­
lich solche Beratungen noch im Okto­
ber und November 1989 erfolgt seien 
und

2. daß ich über meinen Aufenthalt in 
der Nacht vom 4. zum 5. Oktober falsch 
ausgesagt hätte, da ich - entgegen die­
ser Aussage - nicht nur in der Bezirks­
leitung und in meiner Wohnung gewe­
sen sei. Es ging also - wie offensicht­
lich ist - um Fragen, die ihre politische 
und juristische Bedeutung erst nach­
träglich durch die Meineidsanzeige 
und den folgenden Prozeß gewannen.

Ich erkläre dazu, daß ich mich keines 
Meineids schuldig gemacht habe. Was 
ich am 22.4.1992, also immerhin 2 
Jahre nach jenem Herbst, vor dem Son­
derausschuß des Sächsischen Landtags 
aussagte, entsprach meiner Erinne­
rung, meinem Wissen zu diesem Zeit­
punkt. Der Ausschuß - oder zumindest 
eins seiner Mitglieder - wußte jedoch 
in den beiden, hier ausschließlich in­
teressierenden Punkten mehr als ich. 
Die Begebenheiten, nach denen ich ge­
fragt wurde, waren den Ausschußmit­
gliedern im Gegensatz zu mir bekannt. 
Mir waren sie... unwesentlich, zum Teil 
entfallen, zum anderen konnte ich auf 
Momente... mangels Kenntnis der Un­
terlagen nicht eingehen ...

Die Monate vom Oktober 1989 bis 
März 1990 waren für mich eine Folge 
Bich überstürzender dramatischer Er­
eignisse ... Und dazwischen gab es 
genügend Dramatik im Lande selbst, 

die ständig Konsultationen mit ver­
schiedenen Partnern und schnelle Ent­
scheidungen erforderte: An erster Stel­
le standen immer wieder Fragen der Si­
cherung des friedlichen Verlaufs der 
Umbruchprozesse ... Ich sage dies, um 
zu kennzeichnen, welche Welten zwi­
schen den Oktoberereignissen 1989 in 
Dresden und dem Tag meiner Verneh­
mung 1992 lagen.

Ich sage es auch, um zu verdeutlichen, 
daß ich der Ladung des sächsischen 
Sonderausschusses zur Zeugenverneh­
mung mit dem Gefühl Folge leistete, 
zur Aufklärung der Vergangenheit bei­
tragen zu wollen, daß ich mir aber nicht 
vorstellen konnte,daß... eine lückenlo­
se Darstellung meiner Aufenthaltsorte 
... und Aufzählung der Daten der Sit­
zungen der BEL im Jahre 1989 erfor­
derlich sein würden...

Warum sagten die Ausschußmitglie­
der, denen die Archivakten vorlagen 
oder die ihren Inhalt kannten, damals 
nichts? Sie hätten doch fragen können 
... Ich habe nur eine Erklärung für die­
ses Verhalten: Den Herren, die die Ak­
ten vorliegen hatten, ging es nicht um 
die Wahrheit, ihnen ging es nur darum, 
Modrow in eine Meineidsfalle zu 
locken ... Ich sagte nämlich - wieder lt. 
Protokoll: „Ich habe in meiner Verant­
wortung hier in Dresden in der Phase 
auch der Oktobertage eine im engen 
Sinne Beratung der bezirklichen Ein­
satzleitung dann nicht mehr durchge­
führt.“ ...Wäre dazu eine Frage gestellt 
worden, dann wäre die ... Frage, wann 
die letzte Sitzung der BEL stattgefun­
den hat, schon am 22.4.92 geklärt wor­
den und diese Verfahren wäre dem Ge­
richt, mir, allen Beteiligten und dem 
Landeshaushalt und den Steuerzah­
lern erspart geblieben ...

Trotzdem will das Oberlandgericht 
diesen Prozeß ... Es hat dabei überse­
hen, daß ich von Beratungen der BEL 
in „engem Sinn“ gesprochen habe.Die­
ser „enge Sinn“ bezog sich auf die Ein­
haltung der Formalitäten, die für die 
Durchführung von Beratungen der 
BEL zwingend vorgeschrieben waren 
... Niemand kann Beratungen, dio ich 
mit verschiedenen Offizieren derVolks- 
polizei, des MfS. der NVA ... durchge­
führt habe,als Beratungen der BEL de­

klarieren. Meine Aussage ist insofern 
richtig...

Das Bundesverfassungsgericht setzt 
für Beitrittsbürgerinnen und -bürger 
der DDR den Artikel 103 des GG mit 
seinem Rückwirkungsverbot außer 
Kraft und heb*t damit auch den Gleich­
heitsgrundsatz ... auf. So wird unter 
Verletzung der Verfassung der Weg für 
die poltisch-strafrechtliche Verfolgung 
von Verantwortungsträgem der DDR 
weiter freigelegt. Das OLG verfährt auf 
ähnliche Weise. Es hebt in diesem Fal­
le Grundsätze der DDR auf und legt 
bundeseigene fest, um daraus Straf­
barkeit ableiten zu können.

Es befremdet mich auch außeror­
dentlich, daß das OLG zu meinem Hin­
weis auf das Archivmaterial schweigt, 
in das ich einsehen wollte, um danach 
eine objektiv richtige Antwort geben zu 
können ...Aus meinen Formulierungen 
ergibt sich bereits, daß es in „weitem 
Sinne“ derartige Sitzungen gab, die 
aber den Charakter politisch-operati­
ver Beratungen hatten. Nach ihnen 
wurde ich aber nicht gefragt...

Die politisch-operativen Beratun­
gen, die ich in Dresden durchführte ... 
hatten ein Ziel: Ich wollte im Herbst 
1989 Gewaltausbrüche und Blutver­
gießen verhindern ... Wenn mir unter 
Entstellung des Charakters einiger 
dieser Beratungen ein Meineidsprozeß 
gemacht wird, kann ich dahinter nur 
politische Motive sehen ... Den Initia­
toren dieser Bestrebungen paßt es ein­
fach nicht ins Konzept, das sich poli­
tisch Verantwortliche der DDR von. der 
Vernunft haben leiten lassen und für ei­
nen friedlichen Demokratisierungs­
prozeß eingetreten sind und danach ge­
handelt haben.

Ich habe am 22.4.1992 gemäß dem 
Anspruch, es nach bestem Wissen und 
Gewissen zu tun, ausgesagt ...Weil der 
Mensch eben ein Mensch ist und kein 
Computer, muß er mit solchen Lücken 
in seiner Erinnerung leben und muß es 
mit Befremden und unter Protest hin­
nehmen, daß man dafür bestraft wer­
den soll, auch wenn die vermeintliche 
Straftat niemanden Schaden brachte- 
lm Gegenteil, was ich damals tat,stütz­
te den friedlichen Verlauf der Ereignis­
se des Herbstes 89.
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Bundeswehr marschiert mit 
I Kampftruppen nach Bosnien

Schwieriger Kompromiß bei den Grünen: UNO statt NATO

Rechtzeitig vor der Entscheidung im 
r Bundestag zum Bosnieneinsatz der 
• Bundeswehr hat sich die Fraktion von 
; Bündnis 90/Die Grünen auf einen ge­

meinsamen Antrag geeinigt. Wie die 
Kompromißlinie aussehen würde, war 
unklar, nachdem der Parteitag noch we­
nige Tage vorher es ablehnte, die Frak­
tion auf eine Position festzulegen. Dies 
mußte man als bedenkliches Zeichen 
werten. Die Bundesregierung versucht, 

| über den Bosnieneinsatz die Militari­
sierung ihrer Außenpolitik weiter vor- 

; anzutreiben. Dieses Vorhaben will sie 
durch einen breiten Konsens in Parla­
ment und Gesellschaft erreichen. Es war 
daher wichtig, daß durch ein eindeuti­
ges Votum des Parteitags diesem Bestre- 

; ben ein Riegel gesetzt wird. Die Dele­
gierten fanden anscheinend aber diese 

> Frage zu unbedeutend und ließen die 
1 Öebatte über den Punkt nicht zu.

Nun hat sich die Fraktion entschieden. 
Nachdem schon einigen Abgeordnete 
von Bündnis 90/Die Grünen androhten, 
sie würden mit dem Antrag der Regie- 

1 ning stimmen, war dringender Hand-’ 
’ lungsbedarf. Der Kompromißantrag lag 

schon vor dem Parteitag vor. Er wurde 
formuliert von Angelika Beer, Ludger 
Vollmer, Kerstin Müller und Werner 

I Nachtwei. Mit dem Papier sagt die große
Mehrheit depFraktion erstmals Ja zu ei­
nem neuen Mandat der Friedenstruppe 

j IFOR unter der Beteiligung der Bun­
deswehr. Begründung: Die Fraktion will 
nicht, daß in Bosnien ein „Sicherheits­
vakuum“ entsteht. Nur mit einer sol­
chen Formulierung konnten die Milita- 
dsierer unter den Grünen für den Kom­
promißantrag gewonnen werden. Darü­

Was will die Opposition in Serbien?
Im Westfernsehen treten dubiose „Oppositionsführer“ auf

ber hinaus aber fordert die Fraktion die 
Bundesregierung auf, sich dafür einzu­
setzen, daß der auf 18 Monate angeleg­
te NATO-Einsatz innerhalb „weniger 
Monate“ durch einen UNO-Blauhelm- 
einsatz abgelöst wird.

Mit ihrer Analyse der inneren Lage in 
Bosnien sind die Grünen weitgehend 
auf die Linie der Bundesregierung ein­
geschwenkt. Rühe hatte auf der Sitzung 
des Verteidigungsausschusses des Bun­
destages am 4. Dezember gesagt: „Zöge 
IFOR nun ersatzlos ab, wäre zu be­
fürchten, daß es zur Eskalation lokaler 
Spannungen käme. Die bisher erreichte 
Bewegungsfreiheit würde wieder einge­
schränkt. Im schlimmsten Falle käme es 
zum Wiederaufflackem der Kämpfe. 
Für die Flüchtlinge gäbe es praktisch 
keine Rückkehrmöglichkeit mehr. Allen 
Maßnahmen zur weiteren Konsolidie­
rung des Friedensprozesses würde da­
mit der Boden entzogen.“

Dies hört sich so an, als wenn sich in 
Bosnien nichts getan hätte und die Mi­
litärgruppen noch unverändert stark 
auf jede Gelegenheit warten, um den 
Gegner kleinzumachen. Dies entspricht 
aber nicht der Lage. In den vergangenen 
Monaten wurde einseitig das Militär­
bündnis der Truppen Izetbegovics kon­
tinuierlich aufgerüstet. Erst vor einigen 
Wochen haben die USA einen Frachter 
voll mit Waffen an Izetbegovic überge­
ben. Militärisch und auch ökonomisch 
hat sich die Lage eindeutig zugunsten 
des Militärclans um Izetbegovic verbes­
sert. Die Unterstützung für einen wei­
teren Einsatz der Bundeswehr in Bosni­
en wird diesen Zustand nur noch weiter 
festigen. - (hav)

Das Kampfkomitee der protestierenden Bauern, die seit dem 5. Dezember die Straßen und Eisen­
bahnverbindungen zwischen Athen und Nordgriechenland blockieren, lehnte nun ein Kompro- 
miBangebot der Regierung ab. Neben höheren Erzeugerpreisen fordern die Bauern unter anderem 
niedrigere Diesel- und Düngemittelpreise, eine Senkung der Mehrwertsteuer beim Kauf von Ma­
schinen, Subventionen und Schuldenerlaß. Die Lage der Bauern hatte sich dramatisch verschlech­
tert, seit dem die Regierung die Bedingungen des EU-Agrarmarktes in Griechenland umsetzte.

London: Gegen Diskriminierung
In London haben Behinderte gegen das 
neue Behindertengesetz demonstriert, 
das seit letzter Woche in Kraft ist. Rich­
ard Wood vom Dachverband britischer 
Behinderter kritisiert das Gesetz: „Die 
Auswirkungen, die das Gesetz haben 
wird, definieren wir als Apartheid“. Der 
Gesetz bestimmt zwar, daß alle Arbeits­
plätze behindertengerecht eingerichtet 
werden müssen. Dies gilt jedoch nur für 
Firmen mit mehr als 20 Beschäftigten. 
Damit fallen in Großbritannien 85% al­
ler Unternehmen nicht unter die Be­
stimmungen des Gesetzes. Zudem sind 
große Teile des Öffentlichen Dienstes 
von dem Gesetz ausgenommen: die Po­
lizei, die Armee und die Justizvollzugs­
anstalten. Hinzu kommt,daß das Gesetz 
Diskriminierung zuläßt, wenn „ein gut­
er Grund vorliegt“. In Ausführungsbe­
stimmungen hat die Regierung nieder­
gelegt, was sie darunter versteht: „Sie 
dürfen eine behinderte Person nachtei­
lig behandeln, wenn sie ernsthaft an­
nehmen, daß entweder der behinderte 
Kunde oder jemand anderes gefährdet 
würde, falls sie es nicht täten.“ 

ber wird im gesamten Bildungsbereich 
gestreikt. Parallel dazu findet im Öf­
fentlichen Dienst ein Generalstreik 
statt. Ein Sprecher der Schüler und 
Studenten: „Wir Schüler und Studenten 
kämpfen gemeinsam mit den Arbeitern 
gegen die Regierungspolitik, weil wir 
wissen, daß diese einen wichtigen ge­
sellschaftlichen Faktor bilden. Ein klei­
ner Sektor von Arbeitern wie die fran­
zösischen Fernfahrer hat demonstriert, 
was sie in Europa bewirken können.“

Kuba: Gedenken an die Granma
Am 2. Dezember 1956, vor 40 Jahren, 
landeten 82 Revolutionäre, von Mexiko 
kommend, im Osten der kubanischen 
Insel. Auf dem Fischkutter „Granma“ 
mit dabei waren u.a. Fidel und Raul Ca­
stro und Che Guevara. Zehntausend 
Kubaner und Kubanerinnen feierten 
mit einem großen Fest in Havanna und 
ganz Kuba den Beginn der Befreiung. 
Unter ihnen noch die Veteranen, die an 
der Revolution von 1956 bis 1959 gegen 
die USA und ihren Vasallen Fulgencio 
Batista teilgenommen haben.
(Zusammenstellung: hav)

Öie Politiker, die zur Zeit in Serbien die 
Proteste gegen die Regierung und ihren 
Präsidenten Milosevic anführen, sind 
extrem dubiose Figuren. Der eine, Dras- 
kovic, trat schon vor Jahren als Anhän­
ger der Monarchie und Freund der Cet- 
^ks auf. Der andere, D jihdjic, war noch 
vor kurzem ein Fan des bosnischen Ser- 
Anführers Karadzics. In einem Memo­
randum an die Regierung der USA 
schreiben sie, daß die nächsten Tage ent­
scheidend seien und daß sie um ausrei­
chenden internationalen Druck auf die 
Regierung Milosevic hoffen, um ihr Ziel 
2u erreichen.

Was aber sind die Gründe, die viele 
hunderttausende auf die Straße gegen 
klilosevic und sein System führen? Der 
Pelgrader Soziologe und Philosoph Mi- 
kaüo Markovic, einst Sprecher der 
hnksradikalen Praxisgruppe, dann Be­
rater von Milosevic, analysiert die Zu­
sammensetzung der Demonstranten so: 
»Die Teilnehmer sind zumeist An­
gehörige der städtischen Mittelklasse 

der kleinbürgerlichen Schichten, 
auch nach Aufhebung der über Ju­

goslawien verhängten Sanktionen ihren 
früheren Lebensstandard nicht wieder 
[Erreicht haben. Sie glauben, daß Jugos­
lawien unter der Führung von Zajedno 
Bündnis der oppositionellen Kräfte, d. 
Ad.) mehr wirtschaftliche Förderung 
seitens der Weltbank und anderer west­
licher Institutionen erhalten würde als 
Ater der jetzigen Regierung. In Wirk- 
ichkeit war es für Jugoslawien vorteil­

haft, weniger Kredite erhalten zu ha- 
°n> dadurch weniger vom Westen ab­

hängig zu sein als andere osteuropäi­
sche Länder.

Die anderen Demonstranten sind vor 
allem Studenten, Schüler von Fach­
hochschulen und Gymnasiasten. Die 
Lohnabhängigen hingegen halten sich 
völlig heraus.“ (Interview in der Jungen 
Welt vom 5.12.1996)

Die Unterstützung der Opposition 
durch die Lohnabhängigen bleibt nach 
Auffassung Mihailovic aus, weil die Op­
position radikalen Sozialabbau betrei­
be, die kostenlose Schulbildung und die 
Gesundheitsfürsorge abschaffe. Ihr of­
fener Aufruf zu Privatisierung schaffe 
ein noch größeres Heer an Arbeitslosen. 
Aus dem gleichen Grund würde der Pro­
test auch nur auf wenige Städte be­
grenzt bleiben. Das Programm der Op­
position, den Getreideanbau auf dem 
Land einzuschränken und Getreide zu 
Dumpingpreisen zu importieren, stößt 
auf keine Gegenliebe bei den Bauern. 
Deswegen auch die breite Unterstüt­
zung auf dem Land für die Regierung 
Milosevic.

Offenbar unterstützen aber große Tei­
le der Arbeitslosen die Massendemon­
strationen. Die Produktion in Serbien 
soll nur bis zu 15% ausgelastet sein.Von 
den offiziell 3 Millionen Beschäftigten 
befindet sich fast die Hälfte auf einem 
minimal bezahlten, aber versicherten 
Zwangsurlaub. Zwei unabhängigen Ge­
werkschaften, die nach eigenen Anga­
ben etwa 600.000 Arbeiter und Arbeite­
rinnen vertreten, haben für diese Woche 
nun Streiks gegen die Regierung an­
gekündigt. (hav)

Streiks in Rußland
Nachdem verschiedene Warnstreiks und 
Hungerstreikaktionen nichts brachten, 
sind die 400.000 Bergleute in den Streik 
getreten. 154 von 189 Gruben wurden 
geschlossen. Die Bergleute fordern jetzt 
nicht nur die Auszahlung ihrer seit Mo­
naten ausstehenden Löhne, sondern 
auch den Rücktritt der Regierung 
Tschernomyrdin. Die Regierung ver­
sucht, mit der Zahlung von 200 Milliar­
den Rubel an die Bergleute im Kuznez- 
ker Becken die Streikfront zu spalten. 
Gleichzeitig streiken in ganz Rußland 
die Lehrer, die schon seit 8 Monaten mit 
leerer Lohntüte ihre Arbeit verrichten. 
Nach Angaben der Zeitung „Rossiskije 
Westi“ hat der Staat inzwischen 13 Mrd. 
DM Lohnschulden. Hinzu kommen 5 
Mrd. DM zurückbehaltene Rentenzah­
lungen. Seit den Präsidentenwahlen im 
August sind in einigen Regionen keine 
Renten mehr ausgezahlt worden.

Schülerproteste in Spanien
Insgesamt 90 Prozent der Schüler haben 
nach Angaben der Schüler und Studen­
tengewerkschaft'SE am Mittwoch letz­
ter Woche den Unterricht boykottiert., 
etwa 100.000 Menschen haben sich an 
Demonstrationen beteiligt. In Madrid, 

Iwo sich laut SE 10.000 versammelten, 
kam es zu heftigen Auseinandersetzun­
gen mit der Staatsmacht.

Die Schüler und Studenten wenden 
sich gegen die Sparpolitik des Bil- 
dungsministeriums.Am 11./12. Dezem­

Fernfahrer-Sieg in Frankreich
Ende November haben die französi­
schen Fernfahrer ihren zwölftägigen 
Streik beendet. Nach Angaben der Ge­
werkschaft CFDT stimmten 80 Prozent 
für eine Aufhebung der Straßenblocka­
den. Ein Ergebnis des Streiks: die 1993 
unter dem damaligen Premier Balladur 
beschlossene Rentenregelung, in der 40 
Beitragsjahre zur Rentenversicherung 
festgeschrieben wurden, ist eingerissen. 
Die Fernfahrer der privaten Unterneh­
men können mit 55 Jahren und 25 Be­
rufsjahren in Rente gehen. Ab dem 57. 
Lebensjahr zahlt der Staat 80 Prozent 
des vorgezogenen Ruhestands. In der 
Lohnfrage - hier hatten die Gewerk­
schaften Forderungen bis zu 20 Prozent 
erhoben - ist eine Einmalzahlung von 
3.000 Francs (ca. 800 DM) vereinbart 
worden. Die Unternehmer wollten 1.500 
Francs Prämie und 1 Prozent mehr Lohn 
zahlen - bei Bruttolöhnen von teilweise 
nur 8.000 Francs! Über die Arbeitszeit 
wird der Schlichter bis zum 15. Dezem­
ber eine Regelung vorlegen. Die Unter­
nehmer hatten Vereinbarungen von 1994 
nicht cingehalten, die monatliche Ar­
beitszeit auf zunächst 242 Stunden und 
in diesem Jahr auf 230 Stunden zu sen­
ken. Schließlich wird die französische 
Regierung der Forderung nach Ruhe- 
und Wartezeiten mit einem Erlaß nach­
kommen. Die Beschäftigten der öffent­
lichen Verkehrsbetriebe in Rouen haben 
angekündigt, sie wollten auch die vofi 
den Fernfahrern erkämpfte Rontcnrcge- 
hing durchsetzen. (map)



6 Auslandsberichterstattung

Bestürzende Entwicklung im Verfahren 
von Mumia Abu-Jamal
Internationaler Aktionstag und dringender Spendenaufruf

Liebe Freundinnen, liebe Unterstütze­
rinnen von Mumia Abu-Jamal,
vor einem Jahr, im August 1995, drohte 
dem ehemaligen Black Panther-Aktivi- 
sten und bekannten afroamerikani­
schen Journalisten Mumia Abu-Jamal 
die Hinrichtung durch die Giftspritze. 
Abu-Jamal war 1982 nach einem zwei­
wöchigen Prozeß und mit Hilfe ge­
fälschter Beweise und erpreßter Zeu­
ginnen wegen Mordes an einem weißen 
Polizeibeamten in Philadelphia zum 
Tode verurteilt worden. Er selbst hatte 
in dem Prozeß mehrfach seine Unschuld 
beteuert.

Aufgrund einer breiten internationalen 
Protestbewegung und der juristischen 
Bemühungen von Abu-Jamals Anwalt­
steam unter Leitung des New Yorker 
Bürgerrechtsanwalts Len Weinglass 
war der prozeßführende Richter Albert 
F Sabo gezwungen, Abu-Jamals Hin­
richtungsbefehl auszusetzen. Aller­
dings lehnte Richter Sabo, der 1992 den 
Vorsitz im Prozeß gegen Abu-Jamal ge­
führt hatte, dessen Antrag auf Wieder­
aufnahme des Verfahrens ab. Im Febru­
ar diesen Jahres legte Len Weinglass vor 
dem Obersten Gerichtshof von Pennsy­
lvania Berufung gegen Sabos ablehnen­
de Entscheidung ein. Mittlerweile gibt 
es eine Reihe von wichtigen und bestür­
zenden neuen Entwicklungen in Abu- 
Jamals Verfahren.

Die Zeugin Veronica Jones

Im Mai dieses Jahres gelang es den Pri- 
vatermittlem von Abu-Jamals Anwalt­
steam, die Zeugin Veronica Jones aus­
findig zu machen.Veronica Jones gehör­
te zu den Augenzeuginnen des Gesche­
hens in der Nacht vom 9. Dezember 
1981, als der Polizeibeamte Daniel 
Faulkner erschossen wurde und Abu- 
Jamal schwerverletzt verhaftet wurde. 
In einer ersten schriftlich protokollier­
ten Zeugenaussage bei der Polizei er­
klärte die damals 2 ljährige Veronica Jo­
nes, die damals als Prostituierte arbei­
tete, daß sie Schüsse gehört habe.und 
zwei Männer vom Tatort wegrennen sah. 
Einige Monate nach dieser Aussage 
wurde Veronica Jones verhaftet und mit 
einer Raubüberfallanklage in Untersu­
chungshaft genommen. Wenige Tage vor 
dem Beginn des Prozesses gegen Abu- 
Jamal erhielt sie in der Untersuchungs­
haft Besuch von zwei Polizeibeamten. 
Die Beamten erklärten ihr: „Wenn ich 
gegen Abu-Jamal aussagen würde und 
ihn als Schützen identifizieren würde, 
müßte ich mir keine Sorgen mehr wegen 
des Verfahrens gegen mich machen. Die 
Polizisten bedrohten mich, indem sie 
mich daran erinnerten, daß ich anson­
sten eine 15jährige Haftstrafe zu er­
warten hätte. Ich wußte, daß mich jah­
relanger Knast erwarten würde, wenn 
ich auch nur irgendetwas tun würde,um 
Abu-Jamals Verteidiger zu helfen. 
(Zeugenaussage von Veronica Jones vom 
2.10.1996)

Veronica Jones wurde aus der Unter­
suchungshaft im Prozeß gegen Abu-Ja­
mal als Zeugin vorgeführt. Während ih­
rer Aussage saßen die beiden Polizeibe­
amten in ihrem Blickfeld im Gerichts­
saal. Veronica Jones widerrief ihre er­
sten Aussagen bei der Polizei und er­
klärte, daß «io niemanden vom Tatort 
habe wegrennen sehen. Auf Nachfragen 
von Abu-Jamals damaligem Verteidiger 

erklärte sie außerdem, daß die Polizei 
ihr - sowie einer anderen Prostituierten 
namens Cynthia White - das Angebot 
gemacht habe, daß sie weiterhin unbe­
helligt als Prostituierte arbeiten könne, 
wenn sie gegen Abu-Jamal aussagen 
würde. Richter Sabo ordnete an, diesen 
Teil ihrer Aussage aus dem Verhand­
lungsprotokoll zu streichen.

Kurze Zeit nach ihrer Aussage wurde 
Veronica Jones auf Kaution entlassen 
und die Anklage gegen sie fallengelas­
sen.

Nachdem die Privatermittler von 
Abu-Jamals Rechtsanwaltsteam im 
Frühjahr dieses Jahres Kontakt zuVero­
nica Jones aufgenommen hatten, ent­
schied sie sich, die Wahrheit über die 
Nacht vom 9.12.1981 und das Zustan­
dekommen ihrer Aussagen im Prozeß 
gegen Abu-Jamal zu erzählen. Abu-Ja­
mals Anwaltsteam legte der Öffentlich­
keit und Richter Sabo daraufhin eine ei­
desstattliche Versicherung von Veronica 
Jones vor und beantragte ihre Verneh­
mung als Zeugin im Berufungsverfah­
ren beim Obersten Gerichtshof von 
Pennsylvania.

Am 30. September ordnete der Ober­
ste Gerichtshof eine Zeugenverneh­
mung von Veronica Jones durch Richter 
Albert F. Sabo an - entgegen dem An­
trag der Verteidigung, die zum wieder­
holten Mal die Ablösung von Richter 
Sabo wegen Befangenheit beantragt 
hatte.

Bei ihrer Zeugenanhörung am 1. und 
2. Oktober 1996 berichtete Veronica Jo­
nes dann noch einmal ausführlich von 
dem Druck der Polizeibeamten, der sie 
zu den Aussagen gegen Abu-Jamal ge­
zwungen hatte. Schon während der An­
hörung bezeichnete Richter Sabo ihre 
Aussagen als „reine Erfindungen“. Am 
Ende der Anhörung beantragte die 
Staatsanwaltschaft die Festnahme von 
Veronica Jones aufgrund eines angeb­
lich zwei Jahre alten Haftbefehls wegen 
Scheckbetrugs. Richter Albert F. Sabo 
folgte dem Antrag der Staatsanwalt­
schaft, und Veronica Jones wurde aus 
dem Gerichtssaal in Untersuchungshaft 
genommen und erst am nächsten Tag auf 
10.000 $ Kaution freigelassen.

Mittlerweile hat Richter Sabo am 1. 
November 1996 in einer schriftlichen 
Bewertung für den Obersten Gerichts­
hof die Aussagen von Veronica Jones als 
„irrelevant und erfunden“ bezeichnet. 
Er lehnt eine Wiederaufnahme des Ver­
fahrens weiterhin ab. Abu-Jamals An­
wälte haben auch gegen diese Bewer­
tung Berufung beim Obersten Gerichts­
hof von Pennsylvania eingelegt.

Wichtig ist, sich vor Augen zu führen, 
daßVeronica Jones keinerlei Vorteile von 
ihrer jetzigen Aussage für Abu-Jamal - 
die sich im übrigen mit dem schriftli­
chen Protokoll ihrer polizeilichen Ver­
nehmung am 9.12.1981 deckt - hat. Im 
Gegenteil: Sie hat mittlerweile ihren Job 
verloren, und ihre Festnahme im Ge­
richtssaal kann nur als Einschüchte­
rung aller potentiellen Entlastungszeu­
ginnen für Abu-Jamal verstanden wer­
den.

Die weitere Entwicklung

Noch ist nicht absehbar, wann der Ober­
ste Gerichtshof von Pennsylvania über 
den ßerufungsöntrag entscheiden wird. 
Abu-Jamals Anwälte haben eine münd­
liche Anhörung beantragt, aber das Ge­

richt kann auch nach Aktenlage ent­
scheiden. Es wird angenommen, daß 
diese Entscheidung im Winter 1996/97 
getroffen wird.

Abu-Jamals Anwälte sehen es als vor­
dringlichste Aufgabe an, weitere Au­
genzeuginnen der Nacht vom 9.12.1981 
zu finden. Denn Veronica Jones ist bei 
weitem nicht die einzige Augenzeugin, 
die von der Polizei zu belastenden Aus­
sagen gegen Abu-Jamal' gezwungen 
wurde. Wie im Fall von Veronica Jones, 
die mehrfach ihren Namen und ihren 
Wohnort gewechselt hatte, gestaltet sich 
allerdings das Auffinden der anderen 
Augenzeuginnen sehr schwierig und 
kostspielig.

Neue Schikanen

Seit Anfang November diesen Jahres 
hat die Gefängnisbehörde von Pennsyl- 

- vania eine neue Anordnung für den Um­
gang mit Medieninterviews mit Gefan­
genen verabschiedet. Seit dem Inkraft­
treten dieser Anordnung dürfen keiner­
lei Radio- und Femsehinterviews mit 
Gefangenen (diese Regelung gilt für alle 
Gefangenen im Bundesstaat) gemacht 
werden. Journalisten dürfen nur noch 
Telefoninterviews führen oder mit ei­
nem Bleistift und einem Notizblock bei 
einem Besuch „Interviews“ machen. 
Diese Regelung, die auch schon seit den 
Gefängnisrevolten im letzten Jahr im 
Bundesstaat Kalifornien praktiziert 
wird, verhindert de facto jegliche Be­
richterstattung über die Situation von 
Gefangenen. Im Fall von Mumia kann 
sie nur als Versuch gewertet werden, sei­
nen Zugang zur Öffentlichkeit weiter 
einzuschränken.
_________________________________  
„Für Mumia Abu-Jamal bedeutet 
finanzielle Unterstützung den Un­
terschied zwischen Leben und Tod“
Laut einer Studie einer US-amerikani­
schen Juristenorganisation belaufen 
sich die Kosten zum Erreichen eines 
Wiederaufnahmeverfahrens für einen 
Todesstrafengefangenen auf eine bis 
drei Millionen Dollar. Je länger die Ver­
urteilung zurückliegt - und bei Mumia 
Abu-Jamal sind es mittlerweile 14 Jah­
re -, desto teurer wird es, Zeuginnen zu 
finden, Gutachten zu bezahlen usw.Vie­
le Menschen in den USA und in ande­
ren Ländern haben mittlerweile Geld 
für Mumia Abu-Jamals Wiederaufnah­
meverfahren gespendet - und doch ist es 
nur ein Bruchteil dessen, was normaler­
weise veranschlagt würde. Obwohl Mu­
mias Anwaltsteam, das aus vier Anwäl­
tinnen besteht, beispielsweise mehr als 
50 % der Arbeit pro bono macht. Mumia 
Abu-Jamal und seine Familie sind mit­
tellos und daher vollkommen auf Spen­
den angewiesen. Bis jetzt haben die 
Spenden die Kosten der Verteidigung 
und Ermittlungen knapp gedeckt, denn 
„kurz vor dem Hinrichtungstermin ha­
ben viele Menschen gespendet“, so Len 
Weinglass. „Aber seit der Aussetzung 
des Hinrichtungsbefehls sind die Spen­
den dramatisch zurückgegangen. Dabei 
benötigen wir gerade jetzt dringend 
Geld, um die Suche nach weiteren Zeu­
ginnen fortsetzen zu können. Für Mu­
mia Abu-Jamal bedeutet finanzielle 
Unterstützung den Unterschied zwi­
schen Leben und Tod.“
Wir möchten Euch/-Sie bitten, Mumia 
Abu-Jamals Kampf um ein Wicdcrauf-

nahme- 
verfah- 
ren - um sein Leben und seine Freiheit 
—zu unterstützen. Dafür gibt es mehre­
re Möglichkeiten.

Internationaler Aktionstag 
am 9. Dezember
Am 9. Dezember diesen Jahres - dem 15- 
Jahrestag von Abu-Jamals Verhaftung" 
findet ein internationaler Aktionstag 
statt. Abu-Jamals Unterstützerinnen' 
gruppe „International ConcemedFami' 
ly andFriends“ bittet darum, daß an die­
sem Tag durch Petitionen und Faxe an 
Pennsylvanias Gouverneur Thomas 
Ridge mit der Forderung nach einein 
neuen Verfahren für Abu-Jamal und ei" 
ner unabhängigen Untersuchung zu den 
Verletzungen von Abu-Jamals Bürget" 
rechten Nachdruck verliehen werden 
soll. In den USA wird es eine zentral* 
Aktion in New York geben - eine ganZ" 
tägige Blockade des Börsenviertels an 
der Wall Street.

Spendenaufruf__________________________ .
Darüber hinaus bitten wir Euch/Sie für 
Mumia Abu-Jamals Prozeßkosten zu 
spenden. Die Spenden werden von dein 
zentralen Konto der bundesdeutschen 
Mumia Abu-Jamal Solidaritätsgruppen 
direkt an Rechtsanwalt Len Weinglas5 
weitergeleitet.

Wir möchten uns schon im voraus f# 
Eure/Ihre Unterstützung bedanken un^ 
fügen noch einen Dankesbrief von MU" 
mia Abu-Jamal vom Oktober dieses 
Jahres bei.

Mit freundlichen Grüßen
Mumia-Soligruppe Berlin im Winter 
1996 (für den bundesweiten Zusaifl' 
menschluß der Mumia-Soligruppen)

Spendenkonto:
Sonderkonto Mumia Abu-Jamal, 
Archiv '92,
Konto-Nr. 1008738701, BLZ 29010111> 
BfG Bremen

Petition,
An die US-Botschaft in Bonn, Fax-Nr 
(02 28) 33 36 01
und an Gouverneur Thomas Ridg*’ 
Pennsylvania, Fax-Nr. 001/717783139^ 
oder 001-7177877859

Dear Mr. Ambassador, 
dear Governor Ridge, 
today 15 years ago, the African Ameri" 
can joumalist and ex-Black Panthe1" 
Mumia Abu-Jamal was arrested and fal' 
sely charged with the killing of a polic* 
officer in Philadelphia. Mumia Abu-Ja; 
mal has been sentenced to death. Cur 
rently, Abu-Jamal’s death-warrant ha5 
been stayed and his defense team is ap" 
pealing for a new trial. We suppprt MU" 
mia Abu-Jamal’s demand for a new an^ 
impartial trial. We also demand tha* 
Judge Albert F. Sabo be removed per 
manently from the case. We also deman^ 
that Attorney General Janet Reno start* 
an independent federal investigation o* 
the human rights abuses that occurrrt* 
in Abu-Jamal’s case. We urge Pennsyl" 
vania’s Governor Thomas Ridge to 
frain from signing a new execution war 
rant for Mr. Jamal and to stop executr
ons in Pennsylvania. 

Sincercly
(aus: Angchörigcn-Info Nr. ISS)
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I
m Oktober fanden in Nicaragua
Wahlen statt - Präsidentschafts­
wahlen, Wahlen zur Nationalver­

sammlung wie zu den Gemeindever­
waltungen. Die „Liberale Allianz“ (AL) 
unter Amoldo Alemän erreichte in der 
Präsidentschaftswahl 51% der Stirn- 

. men, die FSLN unter Daniel Ortega 
I 38%. Bei den Wahlen zur Nationalver- 

. Sammlung und den Gemeinderatswah­
len konnte die FSLNgegenüber 1990 er- 

I heblich aufholen. Die FSLN 'sprach von 
Wahlfälschungen, und tatsächlich gibt 

t es zahlreiche Anzeichen und Vorgänge, 
die diesen Vorwurf stützen. Das „Infor- 

| mationsbüro Nicaragua“ und die Info­
stelle El Salvador in Wuppertal veröf­
fentlichten in ihrem letzten Rundbrief 
Nr. 5/96 einen längeren Bericht über die 

, . Wahlen. Wir dokumentieren Auszüge.

Polarisierungen 
f —---------------------------------------------
’ Die Wahlen haben das Land nochmals, 
. 1 nicht nur vom numerischen Ergebnis 

her, sondern auch politisch, polarisiert. 
1 Schon Alemäns (Amoldo Alemän ist 
; | Vorsitzender der AL, d. Red.) Politik als 
) Bürgermeister von Managua war ge­

prägt von Korruption, dem Hinwegset- 
1 zen über die partizipativen Rechte der 

Stadtbevölkerung, der Säuberung der 
) Stadtverwaltung von Sandinistlnnen 
? 1 und der quasi Zwangsmitgliedschaft
* für Stadtbedienstete in seiner PLC. Er 
j steht außerdem unter dem Druck der

somozistischen US-nicaraguanischen 
„ Gesellschaft in den USA und dem Ver- 

| band der Konfiszierten in Nicaragua.
" | Eine Regierung Alemän wird die Wahl 
f haben, ihren konfrontativen Kurs fort- 
j zusetzen oder im Rahmen des Kräfte- 
1 Verhältnisses zu verhandeln. Dies gilt 
1 vor allem auf der Ebene der National- 
) Versammlung, wo die AL kein Gesetz al- 
J lein wird durchsetzen können.

Das kommt der FSLN-Spitze entge- 
f gen, die daran interessiert ist, ihren Sta- 
1 ( tüs Quo zu erhalten, sprich ihre politi- 
' sche und ökonomische Macht auch un- 
51 ter einer Alemän-Regierung zu konsoli­

dieren. Alemän kann mit Konfrontation 
Hur verlieren. Die politische, soziale und 

f ökonomische Situation ist so brüchig, 
'' daß mit fortgesetzter Konfrontation das 

Land noch mehr im Chaos versinken 
Mir de. Das würde seine eigene Politik 
der wirtschaftlichen Wiederbelebung 
Untergraben und ihn sowohl in den Ün- 
ternehmenssektoren, wie auch vor der 

, i verarmten Mehrheit unglaubwürdiger 
Uiachen. Das Ausland drängt auf Be- 

I friedung und Stabilität und macht da­
von die weitere Unterstützung abhän- 

' 1 gig, egal welchen Preis dies für die Be­
völkerungsmehrheit haben mag. (...) 

’» Im Wahlkampf haben sowohl FSLN 
’ Me AL mit der Angst vor den anderen 

1 gearbeitet. Die FSLN hat vor der Re­
stauration des Somozismus gewarnt, die 
AL vor einer Rückkehr des Sandinismus 
Me in den 80er Jahren. Beides ist in der 

' Bevölkerung stark verankert: die Angst
** Und die Ablehnung vor dem Schrecken
' I öer Diktatur Somozas, zu der die AL 
9' ' Und Alemän sowohl ideologische wie 
'. Personelle Verbindungen haben. Aber in
' änderen Sektoren überwiegt ein starker
’ ^utisandinismus, basierend auf den
' 1 Kriegsfolgen, dem Machtmißbrauch, 
' Öem staatlichen Dirigismus gegenüber
' Öen Bäuerinnen, dem Verhältnis zur ka-
* fbolischen Kirche etc. Am anderen Ende
' Entschieden sich viele Wählerinnen an-
* Öerer Parteien für einen der beiden Pole

Das politische Zentrum wurde in die- 
■ ser Polarisierung praktisch ausgelöscht,
' Mne politischen Parteien wurden an
' öen Rand des Untergangs gedrängt. Die
' feisten werden nicht einmal einen Sitz

n der Nationalversammlung erhalten 
|hd verlieren damit ihren Parteicnsta- 
uS’ P.*e ^RS um Sergio Ramirez, die 

uöitionell unabhängige liberale Partei 

(PLI) von Vigilio Godoy, Alfredo Cesar 
mit seiner UNIDO 96, die Christliche 
Partei UDC und andere konnten sich 
nicht einigen und einen gemeinsamen 
Zentrumsblock bilden.

Verlierer dieser Wahl sind auch die Ex- 
Contras, die sich mit ihrer Partei (PRN)) 
letztlich in drei große Gruppen auf spal­
teten. Eine Gruppe um Fabio Gadea, 
Mitbesitzer von Radio Corporation, 
schloß sich der AL an. Eine andere 
Gruppe von mehr als 40 Ex-Contrachefs 
gingen zusammen mit ihrer Basis ein 
Bündnis mit der FSLN ein. Der verblei­
bende Rest kandidierte als PRN, aber 
ohne sich klar von der AL unterschei­
den zu können. Sie werden nicht einmal 
auf 0,5% kommen.

Verlierer der Polarisierung sind auch 
die meisten der 557 „freien Listen“ auf 

den Wahlen
Ein Bericht von Otmar Meyer aus Managua

kommunaler Ebene. In so bedeutsamen 
Städten wie Chinandega, Matagalpa 
und Managua lagen sie von Beginn an 
in der Wählerinnengunst eindeutig 
vorn. Daher betrieben AL wie FSLN in 
den letzten Wochen vor der Wahl eine in­
tensive Kampagne, bei allen sechs Wahl­
en ausnahmslos für die Frente oder die 
AL zu stimmen. Offensichtlich kam die 
Basis beider Sektoren dem Aufruf dis­
zipliniert nach. In allen drei Städten fie­
len die Kandidatinnen am Wahltag un­
erwartet auf hintere Plätze zurück. In 
Chinandega gewann die AL, in Matag­
alpa ist es noch unklaren Managua pro­
klamieren sich Cedeno von der AL ge­
nauso wie Guadamuz von der FSLN 
zum neuen Bürgermeister.

Mit Gottes und anderer Hilfe.

Aber es gibt noch mehr Elemente, die 
den hohen Stimmenanteil für die AL be­
gründen. Die katholische Amtskirche 
hat sehr entscheidende Wahlhilfe für 
Alemän geleistet....

Der Verband der Konfiszierten starte­
te eine große Kampagne mit Femseh- 
und Zeitungsspots, in denen sie daran 
erinnern, daß die FSLN sich nicht geän­
dert hat und ihr neuer friedlicher Dis­
kurs nur Täuschung sei. Ortega vor Sär­
gen, Supermärkte mit leeren Regalen 
und andere Horrorbilder begleiteten die 
Hetze. Die US-nicaraguanische Ge­
meinde in den USA unterstützte den 
Wahlkampf der AL,die ihnen versprach, 
ihr konfisziertes Eigentum wieder 
zurückzugeben oder sie zumindest kräf­
tig zu entschädigen. Von diesen Sekto­
ren bestellt ein starker Druck, die Ver­
änderungen der 80er Jahre mit mehr 
Entschiedenheit, als die Chamorro-Re­
gierung das getan hat. rückgängig zu 

machen und ein neoliberales Modell 
ohne Wenn und Aber durchzusetzen:
- Mit moralischen Werten: Frauen als 
Gebärmaschinen und zurück an den 
Herd, gegen Familienplanung, gegen 
Abtreibung, gegen Homosexuelle ...
- Politisch: Festigung eines formalen 
Demokratiemodells, gegen partizipati­
ve Ansätze in staatlichen und kommu­
nalen Strukturen und in der Zivilge­
sellschaft, Autoritarismus, Einordnung 
von Polizei und Armee in dieses Modell, 
weiteres Zurückdrängen gewerkschaft­
licher Spielräume...
- ökonomisch: Rückgabe konfiszierten 
Eigentums oder lukrative Entschädi­
gungen, Konzentration von Produkti­
onsmitteln in Händen einer kleinen ex­
portorientierten Elite, Ausbau der frei­
en Produktionszonen...

- im Sozialbereich: verstärkter Abbau 
der Grundversorgungen in Gesundheit 
und Bildung, kombiniert mit verstärk­
ter Privatisierung...

Dennoch wurde die AL vor allem auch 
von den verarmten Sektoren gewählt, 
die im neoliberalen Modell der 90er Jah­
re noch weiter verarmten und an den 
Rand der Gesellschaft gedrängt wur­
den. Alemän stand all die Jahre sowohl 
in Opposition zum Sandinismus wie 
auch zur Chamorro-Regierung. Er prä­
sentierte sich als neuer Hoffnungsträ­
ger, der die Misere nicht zu verantwor­
ten hat, als starker Mann, der durch­
greifen will und kann.

Fehler Sind Leicht Negierbar

Der Erfolg der AL resultiert aber auch 
daraus, daß die FSLN seit der Wahlnie­
derlage 1990 nicht in der Lage war, eine 
Alternative aufzubauen. Die FSLN hat 
bewiesen, daß ihre Politikerinnen und 
Parteikader genauso korrupt sind wie 
alle anderen Politikerinnen auch. Die 
pinata von 1990, die Bereicherung von 
Kadern, die bereits ein bequemes Leben 
hatten, an Staatseigentum, wurde von 
der FSLN nie aufgeklärt und kaum 
sanktioniert. Damit hat sie sich bei der 
Bevölkerung mehr Schaden zugefügt, 
als es die nicaraguanische Oberklasse je 
gekonnt hätte. Sie hat die moralische 
Autorität verloren, die sie einmal hatte 
und die sie von allen anderen Politike­
rinnen und Parteien unterschied.

Innerparteilich hat die FSLN, trotz 
gegenteiliger Beteuerungen, ihre verti­
kalen und autoritären Strukturen nicht 
verändert. Sie wie sie nach innen funk­
tioniert,handelt sie auch nach außen. Zu 
den Strukturen der Volksbewegung und 
den neuen sozialen Bewegungen hat sie 

ein instrumentelles Verhältnis.
Das Wirtschaftsprogramm der FSLN 

unterscheidet sich nicht wesentlich von 
dem der AL:
- Exportförderung als zentraler Hebel 
der wirtschaftlichen Reaktivierung;
- Kredite für die kleinen und mittleren 
Produzentinnen, ohne zu sagen, wo das 
Geld dazu herkommen soll;
- Förderung und Ausbau „freier“ Pro­
duktionszonen (Maquila). Die FSLN 
verspricht speziell auch noch eine für 
Masaya.Vor den Wahlen erschienen in 
der FSLN-Zeitung „Barricada“ plötz­
lich Artikel über die Vorteile, die Maqi- 
la Nicaragua gebracht haben soll. Laut 
den Artikeln gibt es natürlich schwarze 
Schafe, aber das seien Einzelfälle.
- Zustimmung zum Bau des Interocea- 
nischen Kanals - mit „freien“ Produk­

tionszonen um die beiden 
neuen Häfen an Atlantik und 
Pazifik.

Sicherlich ist es heute nicht 
möglich, in Nicaragua um­
fassende Alternativen zum 
Neoliberalismus zu schaffen. 
Aber die sozialen Bewegun­
gen und auch Sektoren der 
Kooperativbewegung haben 
in den letzten Jahren neue 
Erfahrungen auf organisato­
rischem, ökonomisch-tech­
nologischem und sozialem 
Gebiet gemacht, die durch­
aus Elemente von Alternati­
ven enthalten, die heute um­
setzbar sind. Obwohl Tau­
sende von FSLN-Mitglie- 
dem Trägerinnen dieser Pro­
zesse sind, wurden diese vom 
Parteiapparat nicht im Sin­
ne eines Lern- und Emeue- 
rungsprozesses aufgegriffen. 
Sofern überhaupt ein Bezug 
besteht, hat der Parteiappa­
rat lediglich ein instrumenta­
lisierendes Interesse daran.

Trotzdem ist eine der inter­
essantesten Entwicklungen 
des Wahlkampfes der rasante 

Stimmenzuwachs der FSLN. Bis zum 
Parteikongreß im Mai ‘96 lag die FSLN 
bei etwa 25% der Wählerinnengunst. 
Mit der Bestimmung eines nichtsandi- 
nistischen großen Viehzüchters als Vize­
präsidentschaftskandidaten erhielt die 
FSLN erste Stimmenzuwächse. Er ver­
mittelte mehr Glaubwürdigkeit ge­
genüber vielen kleinen, mittleren und 
auch großen Produzentinnen, daß die 
FSLN ihre Wirtschaftspolitik der 80er 
Jahre nicht mehr wiederholen will, son­
dern Respekt vor dem Eigentum hat.

Zu diesem Bündnis zwischen der 
FSLN und den Produzentinnen kam 
dann noch das Bündnis der Ex-Contra 
bzw. der „Resistencia“, wie sie jetzt 
heißt. Mitte September unterschrieben 
4.487 Ex-Contras mit ihren Chefs ein 
Bündnis mit der FSLN. Trotz aller Het­
ze von Seiten der AL und der PRN, die 
Chefs seien nur individuell gekaufte In­
dividuen ohne Basis, verlieh diese Drei­
erallianz der FSLN neue Glaubwürdig­
keit. Zwischen Mai und Oktober er­
reichte die FSLN so einen Stimmenzu­
wachs von ungefähr 13%, mehr als jede 
andere Partei oder gar Wahlbündnis. Ei­
nerseits fragen sich viele, warum diese 
Politik erst für die Wahlen eingeschla­
gen wurde und nicht schon vorher. Aber 
vor allem viele kleine Bäuerinnen, Ko­
operativen, Arbeiterinnen mußten sich 
fragen, wo sie in diesem Bündnis noch 
vorkommen. Gerade das Bündnis mit 
den Produzentinnen, besser gesagt den 
kleinen und mittleren Unternehmerin­
nen, war mit sehr vielen Kompromissen 
in der Wirtschaftspolitik versehen.

Die erneute Wahlniederlage der FSLN 
wird mit Sicherheit verstärke Diskus­
sionen um strukturelle, inhaltliche und 
personelle Veränderungen in der Partei 
auslösen. (Managua, 3.11.1996)
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Verfahren gegen zwei Kurden eingestellt
Mannheim. Der Prozeß gegen die Kur­
den, Mitglieder des inzwischen aufgelö­
sten Mannheimer Kurdisch-Deutschen 
Freundschaftsvereins, vor dem Landge­
richt Karlsruhe läuft noch. Zu befürch­
ten ist, daß das Gericht, obwohl es nur 
um eine Bagatelle geht, zu einer Verur­
teilung kommen will.

Zunächst gibt es aber zwei erfreuliche 
Tatsachen zu vermelden:

Das Verfahren gegen zwei der Kurden 
wurde eingestellt - allerdings gegen eine 
relativ hohe Geldbuße: einmal 1.000 DM 
und einmal 100 Arbeitsstunden für „ge­
meinnützige Zwecke“.

Während des zweiten von insgesamt 
sieben anberaumten Verhandlungstagen 
gab die Staatsanwaltschaft bekannt, 
daß sie die Beschwerde gegen die Nicht­
eröffnung des Verfahrens wegen anderer 
Anklagepunkte zurückgenommen habe.. 
Das heißt, daß es nicht zu einem zweiten 
Prozeß kommt, in dem es dann nur um

Abschiebestopp 
in Krisengebiete
Stuttgart. Rund 2000 Menschen - 
Flüchtlinge und Asylsuchende, unter­
stützt von wenigen Deutschen - kamen 
am Samstag, 7. Dezember, aus ganz Ba­
den-Württemberg zur Demonstration 
nach Stuttgart. Der evangelische Ar­
beitskreis Asyl und 19 weitere Organi­
sationen hatten aufgerufen unter den 
Forderungen: Genereller Abschiebe­
stopp in Krisenregionen undVorf ahrt für 
die Menschlichkeit und Völkerverstän­
digung in der Ausländer-, Migrations­
und Asylpolitik!

„Im laufenden Jahr haben wir mehr als 
10 000 abgeschobene Flüchtlinge zu be­
klagen. Hinter NRW nimmt Baden- 
Württemberg mit 1 508 abgeschobenen 
Flüchtlingen auf der Negativliste der 
abschiebewütigsten Bundesländer den 
zweiten Platz ein... Dies bedeutet: Meh­
rere Polizisten erschienen im Morgen­
grauen in der Unterkunft, weckten die 
Abzuschiebenden, überwachten Anzie­
hen und Bündelschnüren, nahmen Men­
schen mit, die vergeblich um Schutz 
nachsuchten,als hätten sie die Bank von 
England ausgeraubt. In der Eichendorff- 
Schule in Gottmadingen holte die Poli- 

die Tätigkeit für den Kurdisch-Deut- 
schen-Freundschaftsvereins gegangen 
wäre. Der Versuch der Kriminalisierung 
jedweder Tätigkeit für diesen Verein, wie 
von der Staatsanwaltschaft Karlsruhe 
und den Mannheimer Staatsschutz­
behörden unternommen, ist also erstmal 
daneben gegangen.

Hauptsächlich wird den Angeklagten 
vorgeworfen, Literatur, die bei polizeili­
chen Hausdurchsuchungen beschlag­
nahmt wurde,bei sich zu Hause „zu dem 
Zwecke der Verbreitung“ gelagert zu ha­
ben. Hierbei handelt es sich um solche 
Bagatellen, wie einige Exemplare der 
Zeitungen Serxwebun und Berxwedan 
und 15 Exemplare eines ERNK-Ta- 
schenkalenders.Diese Dinge werden der 
PKK und ERNK zugeordnet. Der Besitz 
dieser Dinge sei laut Anklage straf­
rechtlich zu verfolgen, da es sich um eine 
verbotene „Tätigkeit für die PKK“ bzw. 
ERNK handelte.

zei am 13. November 1996 die elfjährige 
Bahar und die dreizehnjährige Leyla di­
rekt von der Schulbank und schob sie 
mit ihrer Familie ins Ungewisse ab. Wir 
glauben, solche Nacht- und Nebelaktio­
nen passen wie eine Faust aufs Auge ei­
nes demokratischen Rechtsstaats...“ 
Mit dieser Anklage begann Pfarrer 
Baumgarten, Landesvorsitzender der 
Arbeitskreise Asyl, seine Rede. „Wir be-

Obwohl der Strafvorwurf eigentlich 
lächerlich. ist, wird das geplante Pro­
gramm von demVorsitzenden Richter Fi­
schet fast vollständig durchgezogen. Die' 
meisten der 22 geplanten Zeugen - fast 
alle Vertreter der Polizei und des Staats­
schutzes - werden gehört. Anträge der 
Verteidigung werden, meist ohne jede 
Begründung, abgelehnt. Daß dieser 
Richter auch Bagatellen hoch verurtei­
len kann, beweist ein Urteil vor einigen 
Wochen. Danach wurde ein Kurde zu 
sechs Monaten Gefängnis verurteilt, 
weil er „PKK-Parolen“ auf einer De­
monstration gerufen habe.

Zu Beginn des Prozesses hat einer der 
Angeklagten auch im Auftrag der ande­
ren eine Erklärung verlesen. Am Schluß 
der Erklärung sagte er:

„Unser Engagement gilt einer friedli­
chen Lösung in Kurdistan und der Völ­
kerverständigung. Uns wird als Haupt­
sache vorgeworfen, daß bei uns Exem- 

obachten: Wer abschiebt, macht sich die 
Hände schmutzig. Kinder schreien, 
Männer und Frauen werfen sich zu Bo­
den. Sie fürchten Gefängnis, Folter,Tod. 
Dreißig Selbstmorde abschiebegefähr- 
deter Flüchtlinge sind seit dem sog. 
Asylkompromiß zu beklagen, 108 000 
Zurückweisungen an der deutschen Ost­
grenze, mindestens 45 in Oder und Neiße 
ertrunkene Menschen.“ Weitere Kund- 

plare einer kurdischen Zeitung gefun­
den worden seien. Einer Zeitung, die ei­
ner Organisation zugerechnet werden, 
m^t der viele namhafte Persönlichkeiten 
und Politiker in einen Dialog eingetre­
ten sind - ja sogar in einen Dialog mit 
dem Vorsitzenden dieser Organisation. 
Ist es dann nicht absurd, daß wir wegen 
diesen paar Zeitungen angeklagt wer­
den?

Die Anklage der Staatsanwaltschaft 
ist nicht nur unverhältnismäßig oder, an­
ders ausgedrückt, hier wird ,mit Kano­
nen auf Spatzen geschossen*, wie es in 
einem deutschen Sprichwort heißt. Die 
Anklage der Staatsanwaltschaft unter­
gräbt die Pressefreiheit für uns Kurden 
und untergräbt die Bemühungen für 
eine friedliche und demokratische Lö­
sung in Kurdistan.

Wir meinen deshalb, es darf nicht zu 
einer Verurteilung kommen ! “

scr

gebungsredner kamen vom DGB, den 
Grünen, der SPD und von den Organi­
sationen der Flüchtlinge. Unangenehm 
war, daß W. Hermann, Grünen-Lan- 
desprecher, seine Anklagen gegen Ser­
bien richtete, die deutschen Behörden 
aber ungeschoren ließ. Pfarrer Baum­
garten schloß seine Rede: „Keiner darf 
in Hunger, Kälte oder neue Verfolgung 
abgeschoben werden.“ Ulrike Küstlef

Mannheim. Der ge­
sellschaftliche Wi­
derstand gegen die 
„Seehofer-Defor­
men ", gegen die 
Zerschlagung der 
solidarischen So­
zialversicherungen 
weitet sich aus. In 
Mannheim gingen, 
wie in vielen ande­
ren Stödten, am 23. 
November weit über 
1.000 Angehörige 
der Hellmittelberufe 
und Palientlnnon 
und Patienten auf 
die Straße, um laut 
und deutlich zu for­
dern: „Dio medizini­
sche Grundversor­
gung muß erhalten 
bleiben1'. Die Red­
nerinnen und Redner 
bei dor Abschluß­
kundgebung auf dem
Paradoplatz prote­
stier ton scharf dagegen, daß notwendige Hollmaßnnhmon nach den Koalitionsplänen nur noch 
für dlo Rolchcn do sind, dio die entsprechenden Privatrochnungen auch bezahlen können. Dio 
Ttiofopeuton selber machten klar, daß sie dlo Schließung Tausender von Praxen befürchten, wo­
mit neben dor olgonon SxlstonzgotShrdung eine weitere orhobllcho Verschlechterung des Ar- 
boltsmarktos verbunden wäre. th

Gegen Elitebildung und 
Sparschweinereien
Stuttgart. Am 3. Dezember fand eine 
landesweite Schülerdemonstration am 
Karlsplatz statt, an der sich ca.15 000 
Schülerinen und Schüler beteiligten. 
Wir dokumentieren den Aufruf des 
Stuttgarter Schülerinnenrats:

Die Stuttgarter Schülerinnen wehren 
sich gegen Einführung von „Turbogym­
nasien“. Zwölfjährige Gymnasien ent­
sprechen nur den Interessen der Wirt­
schaft, die zur Zeit keine gut ausgebil­
deten Arbeitskräfte braucht, sondern 
nur eine kleine Elite - beim Rest kann 
gespart werden.

An ca. 20% der Gymnasien in Baden- 
Württemberg sollen solche Züge einge­
führt werden. Wie ungleich hier vorge­
gangen werden soll,sicht man z.B. an der 
Klassengröße: Die „Turboklassen“ kom­
men mit 12 Schülern zustande, während 
die normalen Klassen auf 33 „aufge­
füllt“ werden - dies wurde im Rahmen 
des Klassenausgleichs von Kultusmini­
sterin Schavan angeordnet.

In Stuttgart hat sieh die Schulleitung 
des Friedrich-Eugen-Gymnasiurns 
schon positiv für die Einführung des Eli­
tezuges an ihrer Schule geäußert.

Die Klassen der übrigen Schulen wer­

den größer, neue Lehrerstellen werden 
trotzdem nicht genehmigt. Die Zuschüs­
se für Schülerabos werden gekürzt und 
die Bagatellgrenze abgeschafft. Zum 
„guten“ Schluß werden noch Studien­
gebühren eingeführt.

Wir ziehen daraus den Schluß, daß 
gleiche Bildungschancen für alle nicht 
erwünscht sind, sondern daß Bildung 
nur noch für Reiche sein soll, die zu ei­
ner Elite aufgebaut werden sollen. 
Wir fordern:
• Statt Arbeitszeitverlängerung für 

Lehrerinnen: 3000 neue Lehrer- 
Innenstellen pro Jahr!

• Kostenlose Schülerabos!
• Volle Lehr- und Lernmittelfreiheit!
• Maximal 20 Schüler pro Klasse!
• Eltemunabhängige Mindestabsiche­

rung für Schülerinnen, Azubis und 
Studentinnen!

aus Kommunale Berichte Stuttgart

Kein weiterer Jugoslawien­
einsatz der Bundeswehr!
Heidelberg. Einstimmig hat die Lan­
deskonferenz der baden-württembergi” 
sehen Friedensbewegung am 23.11.1,1 
Heidelberg alle Bundestagsabgeordn0' 
ten aufgefordert, einem weiteren ausgc
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„Planning for Real“
»Planung mit Betroffenen“ in Köln-Mülheim

„Kostenlosen Spritzentausch!“
Für drogenabhängige Gefangene in Fuhlsbüttel

I Köln. Vom 21.-23. November wurde im 
Kölner Stadtteil Mülheim „Planung von 

i Unten“ geübt. Am ersten Abend führte 
| Uns Dr.Tony Gibson, der Entwickler die­

ser Methode, an seinem Modell in die Ar­
beitsweise ein: In kürzester Zeit hatten 
Wir sein „Modelldorf“ begrünt und be­
waldet, mit Kindertagesstätten, Sport­
stätten, Haltestellen, Biohöfen und 
Werkstätten versehen. Am nächsten 

| Morgen zogen wir mit unserem Modell 
von Mülheim-Nord auf den Markt Ber­
liner Str., um zu sehen, ob die Leute da­
mit was anfangen können.

Wir waren von den Socken: Der Blick 
von oben auf ihren Stadtteil animierte 

, die Leute zu wünschen und zu philoso­
phieren, sich zu erinnern und zu planen, 
mit Pessimismus und „et is noch immer 
jod jejange ..." über die Zukunft nach­
zudenken. < • • ’

Ob die Müllhaufen an den Straßen­
rändern der Hacketäuer und von Sparr- 
str., die Haltestelle, die zu weit vom Al­
tersheim Tiefentalstr. entfernt ist, die 
Arbeitsplätze, die es früher gab, die den 
Leuten - insbesondere den zahlreichen 
Jugendlichen - heute fehlen, die Gestal­

tung der Berliner Str. nach der Weg­
führung der B51, die Rolle, die MüTZe 
und Bunker im Viertel spielen bzw. spie­
len könnten, die rund 10 Leute der Grup­
pe am Modell waren ständig in Ge­
spräche eingebunden.

Es war ein 1.Schritt? Bei Veranstaltun­
gen und Treffen wird das Modell in Zu­
kunft aufgebaut, in der Schule, im Al­
tersheim usw. Es wird uns einen Schritt 
näher dahin führen, eine breite Willens­
bildung und Beteiligung bei der Bewäl­
tigung der großen und kleinen Probleme 
des Stadtteils zu erreichen.

Der Rückgang der Arbeitsplätze und 
der Rückzug des Staates aus bisherigen 
Aufgaben bringt viel Unsicherheit und 
Armut mit sich. Bei der Bewältigung die­
ser Probleme kann man vielleicht auch 
Raum besetzen, der dadurch frei gewor­
den ist. Die öffentliche Unterstützung 
wird man da einfordem müssen, wo sie 
gebraucht wird. Das auch vom Amt für 
Stadtemeuerung und -Sanierung zwei 
Fachleute am Stand waren und sich der 
Diskussion der Leute stellten, war ein 
schöner Anfang zum beidseitigen Ver­
such von Demokratie von unten. p.b. 

Hamburg. Die Situation drogenabhän­
giger Gefangener in der „JVA Am Ha- 
senb^rge“ ist - wie auch in anderen 
Hamburger Strafanstalten - unverän­
dert katastrophal. Von gegenwärtig ca. 
500 in der JVA untergebrachten Gefan­
genen konsumieren etwa 150 regelmäßig 
auch harte Drogen, hiervon sind wieder­
um ca. 50 Gefangene hochgradig abhän­
gig. Die Abhängigkeit der Gefangenen 
stellt nicht nur für sie selbst, sondern 
auch für ihre Angehörigen und den 
Strafvollzug insgesamt ein großes Pro­
blem dar. Die meisten Konsumenten 
harter Drogen wie Heroin oder Kokain 
sind ständig verschuldet. Sie verkaufen 
buchstäblich ihr letztes Hemd, leisten 
„Dienste“ wie das Putzen von Zellen an­
derer Gefangener gegen Bezahlung, ei­
nige prostituieren sich, und in fast allen 
Fällen stellt die Sucht eine zusätzliche 
auch finanzielle Belastung von Familie 
und Freunden dar, die beständig um 
Geld zur Finanzierung der Sucht ange­
gangen werden.

Der Leitung der JVA wie auch der Ju­
stizbehörde ist die Situation nur zu gut 
bekannt, sie tut jedoch so gut wie nichts.

An einer wirklichen Verfolgung der 
Dealer - von denen die meisten auch der 
JVA bekannt sind - hat die Behörde 
ebensowenig Interesse wie an wirklicher 
Hilfestellung für.die Abhängigen. (...) 
Gegenwärtig befinden sich ca. 25 Ge­
fangene in einem Methadon-Substitu­
tionsprogramm, die Ausweitung des 
Programms scheitert vor allem am Un­
willen der Anstaltsärztin und den Sa­
nitätspersonals. Selbst für diese 25 Ge­
fangenen findet eine psychosoziale Be­
treuung nur insofern statt, als externen 
Beratern hierfür 2 Stunden wöchentlich 
zur Verf ügung stehen.

Getreu ihrer Maxime „möglichst we­
nig Arbeit, möglichst viel Ruhe und Ord­
nung“ hat die Anstaltsleitung inzwi­
schen eine zweite Sonderstation für 
„verschuldete drogenabhängige Gefan­
gene“ eingerichtet, die dazu dienen soll, 
verschuldeten Gefangenen den Rückzug 
aus dem Haus und damit vor den Gläu­
bigem zu ermöglichen. Auf den Statio­
nen (B I und A I) findet de facto eine 
bloßeVerwahrung statt, Angebote für die

Abhängigen gibt es nicht. Man ist in­
zwischen dazu übergegangen, die Ab­
hängigen mit der Reparatur von Indu­
striepaletten zu beschäftigen,um sie „an 
den Arbeitsprozeß heranzuführen“. Be­
gleitende Betreuungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. ' .

Nach unseren Recherchen wäre etwa 
eine Zusammenarbeit mit Trägem der 
freien Drogenhilfe durchaus möglich, 
diese auch hierzu bereit - ein entspre­
chendes Interesse der Justiz hieran ist 
aber offensichtlich nicht vorhanden. Die 
Abhängigen werden verwahrt und weit­
gehend sich selbst und den Dealern 
überlassen. Ein vom ehemaligen Justiz- % 
Senator Hardraht vorgesehener Sprit­
zentausch kam nach Boykott insbeson­
dere der Personalvertretung der Bedien­
steten nicht zustande - als Alibiveran­
staltung gibt es einen solchen inzwi­
schen in einer offenen Anstalt, der JVA , 
Neuengamme. Eine Gesundheitsfürsor­
ge oder etwa Prophylaxe findet nicht 
statt, dies gilt auch für die Gefahr von 
HIV oder Hepatitis. Als „Vorsorgemaß­
nahmen“ sollen hier ein Aushang im Sa­
nitätsbereich und eine Zwangsuntersu­
chung auf HIV bei Einlieferung in die 
Untersuchungshaft ausreichen. Als In­
sassenvertretung fordern wir umgehend:
• die rückhaltlose Umsetzung der Maß­
nahmen, die die vom ehemaligen Jusitz- 
senator Hardraht eingesetzte Untersu­
chungskommission bereits im Februar 
1995 vorgeschlagen hat.
• die Einführung des kostenlosen 
Spritzentausches in der Anstalt II sowie 
allen anderen Strafanstalten, in denen 
dies notwendig ist.
• die Ausweitung der Substitution 
einschließlich einer wirklichen psycho­
sozialen Betreuung für die substituier­
ten Gefangenen.
• die Schaffung einer wirklichen Zu­
sammenarbeit mit Trägem der freien 
Drogenhilfe und anderen mit der Be­
treuung befaßten Institutionen und 
Behörden.
• eine ärztliche Betreuung einschließ­
lich prophylaktischer Maßnahmen, die 
diesen Namen verdienen; dies schließt 
die Ablösung der gegenwärtigen Anstalts­
ärztin ein. Insassenvertretung d. JVA

' Weiteten Einsatz der Bundeswehr im 
ehemaligen Jugoslawien nicht zuzu­
stimmen. i

Ein solcher Einsatz bedeutet nach der 
Auffassung der Friedensgruppen und 

I Initiativen keine Hilfe für die betroffe- 
hen Menschen, sondern diene allein dem 
militärpolitischen Ziel der Bundesregie­
rung, die Interventionsfähigkeit der 
Bundeswehr auszubauen und dafür ein 
Übungsfeld zu schaffen.

Stattdessen fordert die Friedensbewe­
gung eine Friedenspolitik, die diesen 
Namen verdient, mit ausschließlich zivi­
len Mitteln: Keine Abschiebung der 
Flüchtlinge, umfassende zivile und hu­
manitäre Hilfe für Flüchtlinge und wirt- 

I Schaftlichen Wiederaufbau in allen Lan­
desteilen.

Auf ihrer jährlichen Konferenz befaß­
ten sich die Vertreterinnen von ca. 30 
h-iedensinitiativen und -Organisationen 

I aus ganz Baden-Württemberg vor allem 
mit dem derzeit laufenden Ausbau der 
Bundeswehr zu einer weltweiten Inter- 

. Ventionsarmee und dem dazu laufenden 
milliardenschweren Aufrüstungs- und 
Beschaffungsprogramm. 200 Milliarden 
ÜM seien dafür über das Jahr 2000 hin­
aus bereits jetzt fest eingcplant.
a ^besondere der laufende Aufbau der 
^‘nannten Krisenreaktionskräfte 

KSK in Calw verdeutlicht nach Ansicht 
der Friedensbewegung die Zielsetzung 
des derzeitigen umfassenden Aufrü­
stungsprogramms. Zudem orientiere 
sich die neue Truppe ausdrücklich an der 
Tradition einer vergleichbaren Einheit 
der Naziwehrmacht, für deren Veteranen 
sie eine „Patenschaft“ übernommen hat. 
Die Friedenskonferenz rief deshalb zu 
einem baden-württembergischen Oster­
marsch am Ostermontag 1997 nach 
Calw, dem Standort dieser KSK auf.

Friedensnetz Baden-Württemberg

250 demonstrierten 
gegen Naziterror
Kaiserslautern. 250 Menschen nahmen 
an der Demonstration unter dem Motto 
„Schluß mit lustig - Raus aus der De­
fensive - Kampf dem Faschismus auf der 
Straße, in den Behörden und Betrieben“ 
teil. Somit kann diese Demonstration als 
Erfolg gewertet werden und zeigt einmal 
mehr, daß die zunehmende Präsenz von 
Faschisten nicht länger hingenommen 
wird. Bei guter Stimmung zog der De­
monstrationszug vom Polizeipräsidium, 
(wo sich der Gedenkstein für die Opfer 
des Faschismus befindet) zunächst 
durch die Eisenbahnstraße und an­

schließend durch die Fußgängerzone, wo 
auch die Passantinnen ihr Interesse be­
kundeten. Die Demonstration verlief 
friedlich und endete ohne Zwischenfäl­
le in der Altstadt. Auf der Schlußkund­
gebung gingen das antifaschistische 
Bündnis Kaiserslautern (ein Zusam­
menschluß verschiedener Antifaschi­
stinnen aus Kaiserslautern) und der 
Redner von der K-Butt noch einmal spe­
ziell auf die aktuelle Situation in Kai­
serslautern ein. In einem Beitrag vom 
Komitee für internationale Solidarität 
(KL) wurden die internationalen Ver­
flechtungen von Staatsorganen, faschi­
stischen Organisationen und Todes­
schwadronen in den Mittelpunkt ge­
stellt. Ein Mitglied der IG Metall stellte 
den Zusammenhang zwischen neolibe­
raler Wirtschaftspolitik und Rassismus 
her, wobei er die scheinbar neutralen Be­
griffe von Globalisierung und Neolibe­
ralismus als knallharten Klassenkampf 
von oben entlarvte, dem die internatio­
nale Solidarität der Arbeiterinnen und 
anderer sozialer Bewegungen entgegen­
gestellt werden müsse.

Das Schlußwort hatte ein ehemaliger 
KZ-Insasse,heute Mitglied der DKP,der 
einen Zusammenhang zwischen der Si­
tuation in der Weimarer Republik und 
heute herstellte und dabei die Rolle des 

Kapitals in den Vordergrund stellte. In 
eindringlicher Weise appellierte er an die 
Anwesenden, daß sie sich gegen die zu­
nehmende faschistische Entwicklung 
offensiv zur Wehr setzen sollen, damit 
sich die Geschichte nicht wiederholt.

Antifaschistisches Bündnis 
Kaiserslautern

Dlo Samstagsmütlor von Instanbul sind mit dor 
Carl-von-Ossietzky-Mcdaillo ausgcioichnet 
wordon, dlo seit Anfang der 6Oor Jahre von der 
Internationalen Liga für Menschenrechte vor- 
geben wird. Zur Zelt finden auch in der Bundes­
republik lahlroicho Aktionen dor Samstagsmüt­
ter statt, so z.B. am 30, November in Stuttgart 
und bis 14.12. Joden Samstag in Köln. /öd



Aus Ostdeutschland

Bonn hat entschieden - 
ist nun alles zu spät?
Konrad Scheringer (PDS MdL in Thüringen) zum 
weiteren Widerstand gegen die Bonner LAG-Novelle

Mit der Mehrheit der Regierungspar­
teien hat der Bundestag am 8. Novem­
ber das berüchtigte „Landwirtschafts­
anpassungsgesetz“ verabschiedet, mit 
dem die Zerstörung der LPG-Nachfol- 
gegesellschaften erleichtert werden soll 
(wir berichteten). Die Thüringer Zei­
tung „UNZ“ sprach darauf mit dem 
'landwirtschaftspolitischen Sprecher 
der PDS im Landtag, wie der Wider­
stand gegen das Gesetz weitergehen 
soll. Wir dokumentieren Auszüge.

Scheringer: ...Nun hat sich in Bonn eine 
geringe Mehrheit über die vielen fach­
lichen und sachlichen Einwände der Be­
troffenen hinweggesetzt und in unver­
antwortlicher Weise bestimmten Krei­
sen im Westen den Weg geebnet, um den 
Kampf um den Boden im Osten noch 
einmal zu eröffnen....

UNZ: Nun haben aber die Ministerprä­
sidenten der neuen Bundesländer ein­
stimmig beschlossen, dafür zu sorgen, 
daß durch den Bundesrat beim Vermitt­
lungsausschuß Einspruch eingelegt 
wird. Es ist also noch nicht alles zu spät?

Scheringer: Notwendig ist, daß die Lan­
desregierung auf die westlichen Bun­
desländer, die noch dagegen sind, ein­
wirkt,um sie mit ins Boot zu bekommen, 
was wohl bei der doch so unterschiedli­
chen Interessenlage sehr schwer wird... 
Wir kämpfen schlichtweg um den Erhalt 
der Existenzgrundlagen der Menschen 
auf dem Lande und auch um Gerechtig­
keit, egal für welche Partei der einzelne 
ist. Es geht um den Erhalt der bäuerli­
chen Unternehmen, um die breite Streu­
ung des Eigentums, wie es die CDU im­
mer fordert, um den Erhalt der Tierhal­

Im Hintergrund: Alteigentümer und Bodenreformland...
„Justizminister gegen Sonderrecht für Bodenreformland
Für ehemaliges Bodenreformland in Ostdeutschland sollte nach Auffassung 
von Bundesjustizminister Edzard Schmidt-Jortzig (FDP) kein Sonderrecht 
gelten. In einem Zeitungsbeitrag forderte der Minister, entgegen dem Eini­
gungsvertrag von 1990 auch für die Flächen, die zwischen 1945 und 1949 nach 
sowjetischem Besatzungsrecht enteignet worden waren, die Rückgabe nach 
dem Vermögensgesetz zu ermöglichen. Das entspreche dem Gleichheitssatz des 
Grundgesetzes. " (aus: Handelsblatt, 3. Dezember 1996)

tung und damit der Arbeitsplätze ...

UNZ: Die Bonner Verteidiger der No­
velle erklären aber, daß sie ja nur die In­
teressen der Mitglieder der ehemaligen 
LPG vertreten?

Scheringer: Diese gleichen angeblichen 
Beschützer verhinderten bei der 1. No­
velle des Landwirtschaftsanpassungs­
gesetzes im Bundestag die Anerkennung 
der Inventarbeiträge als Forderungen 
der LPG-Mitglieder an die LPG, wie es 
die PDS schon damals gefordert hatte... 
Es geht diesen Leuten ja auch gar nicht 
um die Mitglieder, es geht ihnen um die 
Neuverteilung der Pachtverhältnisse im 
Osten. Es geht um unseren Boden. Nur 
auf diesem Weg kann das Kapital West 
den Boden Ost noch holen.

UNZ: Und das werden sie wohl durch­
peitschen. Gibt es dann überhaupt noch 
politische Möglichkeiten dagegen ein­
zuschreiten?

Scheringer: Wenn auch die Verhandlun­
gen im Vermittlungsausschuß keinen 
Erfolg bringen, könnte die Landesre­
gierung eine Normenkontrollklage ein­
reichen. Sie könnte in letzter, Konse­
quenz gemeinsam mit den anderen ost­
deutschen Ländern oder allein den 
Rechtsweg nach Artikel 44 (Rechtswah­
rung) des Einigungsvertrages beschrei­
ten, das heißt, auf seine Einhaltung zu 
klagen.

Es genügt nicht, nur immer mit dem 
Finger auf Bonn zu zeigen, so machtlos 
ist die Thüringer Landesregierung nicht 
und wir sollten ihr in diesem Sinne auch 
den Rücken stärken.
(aus: UNZ Nr. 24/96)

Bild: Protestaktion von „WIPianem“ am 2. Dezember vor dem Roten Rathaus in Berlin

WIP abgewickelt
Nur noch 15% der Wissenschaftler der früheren DDR* 
Akademien werden nach dem 31.12. weiter gefördert
Zuletzt berichteten wir in den Politi­
schen Berichten Nr. 20/96 über das Wis­
senschaftler-Integrations-Programm 
(WIP). Hier nun der aktuelle Stand aus 
Berlin.

In Berlin, das weit mehr als ein Drittel 
der im WIP Beschäftigten übernommen 
hatte, stehen ab 1.1.1997 jährlich nur 
noch 8,375 Millionen DM (weniger als 
20 Prozent der bisherigen Summe ) zur 
Verfügung, je zur Hälfte finanziert aus 
Bundesmitteln (Hochschulsonderpro­
gramm III) und aus Landesmitteln. Aber 
selbst dieses geringe Summe steht nicht 
nur den WIPianem zur Verfügung. Auch 
andere konnten sich um Gelder aus dem 
HSP-III-Topf „Förderung innovativer 
Forschergruppen in den neuen Län­
dern“ bewerben und taten dies auch. So 
sollen außeruniversitäre Forschungs­
einrichtungen (z.B. Institut für Ange­
wandte Chemie Adlershof, ACA) und 
private Unternehmen (z.B.. Schering) 
von der Senatsverwaltung sogar expli­
zit aufgefordert worden sein, Anträge zu 
stellen. Staatssekretär Thies begründe­
te dies mit einer Obhutspflicht zumin­
dest gegenüber dem ACA.

Ob auch Private gefördert werden, ist 
noch nicht heraus.Weitgehend fest steht 
jedoch, daß von den rund 100 Beschäf­
tigungsstellen, die aus den 8,375 Millio­
nen DM finanziert werden können, nur 

etwa zwei Drittel an die Hochschulen 
gehen werden, obwohl dort die über' 
wiegende Mehrheit der WIPianer ist 
Somit werden von den gegenwärtig 
noch 446 WIPianem in Berlin nur etwa 
65 weiterhin gefördert.

Dabei könnte man den Umfang der 
Fördermittel verdoppeln, wenn Berlin, 
wie Brandenburg, Sachsen und Sach' 
sen-Anhalt, weitere Mittel zur Verfü' 
gung stellen würde. Aufgrund der Akti­
vitäten der WIPianer hat nämlich der 
Bundestagsausschuß für Bildung und 
Forschung und inzwischen auch der 
Haushaltsausschuß beschlossen, weite­
re 12,5 Mio. DM jährlich zu zahlen,wenn 
die gleiche Summe von den neuen Bun­
desländern - wie beim HSP III auch " 
kofinanziert wird.

Anträge von PDS und Bündnis 90/Die 
Grünen, diese Mittel (knapp 4,2 Mio- 
DM jährlich) zur Verfügung zu stellen, 
wurden jedoch schon im Wissenschafts­
ausschuß des Berliner Abgeordneten­
hauses mit den Stimmen von CDU und 
SPD abgelehnt.

Verabschiedet wurde lediglich ein 
Prüfauftragbis zum 31. Dezember 1996- 
Was diese Prüfung auch ergeben mag: so 
oder so bedeutet dies für die überwie­
gende Mehrheit der WIPianer am Jah­
resende der Gang zum Arbeitsamt und 
für ihre Forschungsarbeit das Aus.

(har)

S
echs Jahre kämpfen Be­
legschaft und Betriebs­
rat des SKET Magde­

burg schon ums überleben. Für SKET Magdeburg kommt nach sechs Jahren nun das Aus
Oder besser gegen die Treu­
hand und ihre Nachfolgerin, die Bun­
desanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS). Denn nun 
scheint dort klar zu sein, daß der größ­
te Maschinenbaubetrieb Ostdeutsch­
lands gefünftelt - wie man rheindeutsch 
sagt -filetiert werden soll.

Genau dagegen hatte sich Bundeskanz­
ler Kohl bei seinem letzten Aufenthalt, 
- allerdings nicht aus Anlaß der SKET- 
Prolcste - in Magdeburg ausgespro­
chen? Das ist jetzt vergessen. Oder 
konnte sich der Kanzler nicht durchset­
zen?

Wahrscheinlicher erscheint, daß das 
Versprechen ein übliches Wahlverspre­
chen war, an das er sich schon nicht 
mehr gern erinnert.

Jedenfalls erfuhren Magdeburger 
SKET-Werker, die nach Bonn gefahren 
waren, um einen Protest mit 13.000 Un­
terschriften hn Bonner Kanzleramt zu

Erst verkohlt - und dann iro(ira-)nisiert?
übergeben, daß - wie der Bonner Staats­
sekretär im Wirtschaftsministerium Lu­

dewig meinte - die Arbeitnehmer die 
Chance für eine bessere Lösung verpaßt 
hätten, nämlich als sie eine Teilung des 
Werkes ablehnten.

Aber zu diesem Zeitpunkt hatte Hel­
mut Kohl sein „Machtwort“ von der Un­
teilbarkeit des Werkes gerade gespro­
chen. Also erst verKohlt und dann noch 
beschuldigt - ironisiert!

Nach und nach skelettiert, wird das 
Unternehmen nun in fünf wirtschaftlich 
selbständige Betriebe aufgeteilt, für die 
die BvS Käufer sucht. Selbst die Bil­
dung einer Holding ist nicht einmal vor­
gesehen.

Das genau sagte der PDS-Gruppen­
vorsitzende im Bundestag Gregor Gysi 
den SKET-Beschäftigten in Bonn: Die 
Privatisierung der Betriebe im Osten 
vor ihrer Sanierung ist der Hauptgrund 
für ihren Niedergang.

Im Falle des SKET jedoch ist offen­
sichtlich, daß ein moderner Betrieb als 

Konkurrent unschädlich ge­
macht werden soll. Jedenfalls 
sollen nur ganze 3,3 Prozent der 
früher im SKET Maschinen­
bau-Kombinat Beschäftigten 

übrigbleiben. Mehr als 1.400 Arbeiter 
und Angestellte werden in Beschäfti­
gungsgesellschaften auf gefangen.

Neue Hoffnung keimte vorige Woche 
auf, als Vertreter des Iran auftauchten 
und informelle Gespräche über SKET 
führten. Der Iran hatte zu DDR-Zeiten 
von SKET mehrere Walzwerke bauen 
lassen.

Regierungsstellen Sachsen-Anhalts 
allerdings erklärten, daß es bisher nur 
ein sehr vages Angebot sei, was von ira- 
nischer Seite gemacht werde. Keines­
falls könne die Vorstellung aufrechter­
halten werden, daß SKET als Ganzes 
verkauft werde.

Selbst wenn das alles nur ein Beruh1* 
gungsmittel für die Belegschaft oder fu1 
die ansonsten hilf- und machtlose La*1' 
desregierung ein Ausweichmanöver 
bleibt letztlich nur übrig, daß es SK^ 
in seiner bisherigen Form nicht mehrgc' 
ben wird. (a^c
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MELDUNGEN AUS BETRIEBEN UND GEWERKSCHAFTEN 1 Mehrere Haustarife mit 100%
Streikaktion bei Züblin
Verschiedene Firmen der Bauwirtschaft 
kürzen ihren Angestellten und Polieren 
die Lohnfortzahlung im Kranheitsfall 
und das 13. Monatseinkommen. Die IG 
BAU in Stuttgart hat jetzt in einem of­
fenen Brief an den Vorstandsvorsitzen­
den der Baufirma Züblin AG mitgeteilt: 

Sehr geehrter Herr Hinrichs,
am Freitag, dem 6.12.96, haben etwa 150 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
um 9.30 Uhr die Arbeit unterbrochen,, 
um gegen die tarifvertragswidrigen 
Kürzungen beim 13. Monatseinkommen 
und der Entgeltfortzahlung zu demon­
strieren.

Die Firma Züblin ist die einzige Fir­
ma der Untemehmensgruppe Walter,die 
das 13. Monatseinkommen nicht ent­
sprechend dem Tarifvertrag an ihre Mit­
arbeiter auszahlt. Mit diesem Verhalten 
stellt sich die Firma Züblin ins Abseits.

Die demonstrierenden Arbeitnehme- 
I rinnen und Arbeitnehmer haben uns be­

auftragt, Ihnen mitzuteilen, daß sie den 
Verzicht von einem Drittel des 13. Mo­
natseinkommens nicht hinnehmen wer­
den und sollte der Vorstand der Firma 

I Züblin sein Verhalten nicht ändern, das 
fehlende Geld einklagen werden.

Wir fordern Sie auf: Nutzen Sie die 
Chance zur Umkehr! Halten Sie sich an 
Tarifverträge!

Bitte, denken Sie bei Ihrer Entschei­
dung auch daran, welchen Schaden Sie 

I Ihrem Unternehmen in der Öffentlich­
keit hinnehmen. Es ist mit weiteren Pro­
testkundgebungen und Arbeitsnieder- 

l legungen zu rechnen.
Mit freundlichen Grüßen, IG Bauen-

I Agrar-Umwelt, Bezirksverband Stutt­
gart, Hartmut Zacher.

Laue Bußgelder
„Die Tatbestände sind recht klar“, sagt 
das Stuttgarter Gewerbeamt. Bei der 
Razzia auf der Deyhle-Musical-Bau- 
stelle wurde festgestellt, daß Subunter­
nehmer der Arbeitsgemeinschaft Roh­
bau Bauarbeiter illegal und zum Teil 
ohne Entlohnung beschäftigt und Sozi­
alversicherungsbeiträge nicht abge­
führt hatten. Jede der drei beteiligten 
ARGE-Firmen soll nun nach inoffiziel­
len Informationen 20 000 Mark Bußgeld 
blechen, was in Anbetracht der Größe 
der Baustelle und der Zahl von 200 ille­
gal beschäftigen Bauarbeiter normal 
sei. Die Subuntemehmer sollen mit ein 
paar Tausendem wegkommen. Es be­
stätigt sich: Bauunternehmer, die mit 
der Not ihre Geschäfte machen, werden 
nicht hart angefaßt.

Die illegale Beschäftigung am Bau 
steigt im gleichen Maße, wie die Zahl der 
sozialversicherten und tariflich bezahl­
ten Arbeiter abnimmt. In Stuttgart sank 
die Zahl der Bauarbeiter innerhalb ei­
nes Jahres um 1593 Stellen auf 22 926.

Die abgeschobenen türkischen Arbei­
ter auf der Musical-Baustelle sind nicht 
nur um ihren Lohn betrogen worden, sie 
haben auch noch 2000 Mark für die Ver­
mittlung der Knochenjobs bezahlt. Das 
Hegierungspräsidium sagt, sie könnten 
jederzeit ihren Rechtsanspruch geltend 
machen. Ja wie denn, oder organisiert 
das Regierungspräsidium die Rechtshil- 
fe? (ulk)

Erfolg für Burda-Beschäftigte 
für 13 von 1130 Lohnarbeiterinnen gilt 
Meder der normale Tarifvertrag. 13 Be­
schäftigte des Burda Druckhauses in 
Offenburg können ab jetzt wieder unter 
tariflich gesicherten Zuständen arbei­
ten. Einem Vergleichsvorschlag des Of­

fenburger Arbeitsgericht stimmten jetzt 
sowohl die klagenden Lohnarbeiterin­
nen wie der Burda Verlag zu. Für weite­
re 1100 Beschäftigte jedoch gilt weiter­
hin eine miserbale Betriebsvereinba­
rung.

Zum Hintergrund der Auseinander­
setzung: Seit Mitte März 1996 wurde bei 
Burda Offenburg über eine neue Be­
triebsvereinbarung verhandelt, die für 
die Arbeiterinnen 'eine enorme Ver­
schlechterung beinhaltet: Abkoppelung 
von dem geltenden Manteltarifvertrag, 
die Arbeitszeit sollte um 4 Stunden ver­
längert werden, diverse Sonderleistun­
gen sollten gestrichen werden, eine Rei­
he weiterer Schikanen waren vorgese­
hen. Obwohl den Beschäftigten die Ver­
einbarung zu dem Zeitpunkt nicht 
schriftlich überlassen wurde, haben die 
meisten die Betriebsvereinbarung un­
terschrieben. Nur 13 Wackere lehnten 
dies ab und klagten gegen den Vorgang. 
Die Geschäftsleitung versuchte nicht 
einmal, mit der IG Medien einen Kom­
promiß auszuhandeln, die Gewerk­
schaft wurde von der Einflußnahme 
ausgeschlossen. Eine Klage dagegen 
verzögerte sich, weil die Vereinbarung 
nicht schriftlich vorlag

Das Hauptargument, mit dem Burda 
die Arbeiterinnen unter Druck setzte, 
war der Verlust der Arbeitsplätze in Of­
fenburg. 400 Leute müßten entlassen 
werden, wenn nicht der Tarifvertrag bei 
Burda außer Kraft gesetzt würde. 
Gleichzeitig wurde bekannt, daß Auf­
träge des Darmstädter Werks von Bur­
da nach Vieux-Thann (Elsaß) und Of­
fenburg verlagert werden sollen, was 
bedeutete, daß die Leute’ in Darmstadt 
arbeitslos werden und in Offenburg für 
weniger Geld mehr gearbeitet werden 
soll.

Auch dem Offenburger Betriebsrat 
war dies bekannt, doch er handelte nach 
dem St.-Florians-Prinzip: Hauptsache, 
wir erhalten unseren Arbeitsplatz.

Die IG Medien stand also vor einer 
schwierigen Situation, denn ihr muß es 
um den Erhalt aller Arbeitsplätze ge­
hen; sie stellte fest: „Die Burda-Bilan­
zen sehen seit Jahren hervorragend aus; 
wirtschaftlich gibt es keine Notwendig­
keit, Betriebe zu schließen oder Be­
schäftigte zu entlassen. Tatsächlich hat 
die Geschäftsleitung das auch nie ge­
genüber dem Betriebsrat sachlich nach­
gewiesen. Es drängt sich der Verdacht 
auf, daß die Drohung auf Streichung 
von 400 Arbeitsplätzen benutzt wird, 
um einer ganzen Belegschaft rechtswid­
rig unbezahlte Arbeit und hohe Ein­
kommensverluste zu verordnen.“

Weitere Auswirkung des kapitalisti­
schen Schulterschlusses in Offenburg: 
bei Bekanntwerden der Burda-Verein­
barung wurden die seit Januar 1996 lau­
fenden Verhandlungen über Maschinen­
besetzung und beschäftigungssichem- 
de Maßnahmen bei Springer Tiefdruck 
in Ahrensburg sofort eingestellt.' Der 
dortige Betriebsratsvorsitzende spricht 
daher über Burda von einem „be­
triebsegoistischen Akt, der nur dazu 
dient, den Flächentarifvertrag außer 
Kraft zu setzen“. Im Laufe des Verfah­
rens wurde die Auffassung der IG Me­
dien voll bestätigt, daß die Bilanzen des 
Unternehmens hervorragend aussehen. 
Ganz anders argumentierte die Ge­
schäftsleitung. Sie behauptete gegen­
über dem Betriebsrat, daß sich im ersten 
Halbjahr 1996 ein Verlust von 20 Mio. 
DM ergeben hätte. Nichts davon stimm­
te. Die Beschäftigten, die aufgrund die­
ser falschen Aussagen der Verschlechte­
rung ihrer Lohn- und Arbeitsbedingun­
gen zugestimmt hatten, sind jetzt stink­
sauer. Sie sprechen jetzt von arglistiger 
Täuschung durch den Konzern.

(aus az Freiburg)

Nach zwei Wochen Streiks in der Süßwarenindustrie

Bis zu zwei Wochen wurde in der Süßwa­
renindustrie für die volle Lohnfortzah­
lung im Krankheitsfall gestreikt.

Die ersten Streiks begannen mit der 
Nachtschicht am 24. November um 22 
Uhr bei Nestle in Hamburg (1000 Be­
schäftigte). In den Frühschichten legten 
die Beschäftigten von Bahlsen/Barsing- 
hausen (1447) und Bahlsen/Lindau 
(143) die Arbeit nieder, ebenso bei Wis- 
soll (1158). Ab dem 27. November wur­
de bei Bahlsen/Berlin (340) und Bahl- 
sen/Varer-(419) gestreikt, ebenso Kin- 
kartz KG in Würselen (290).

Am 27. November fanden Sondie­
rungsgespräche zwischen Arbeitgebern 
und Gewerkschaft statt. Weder hierbei 
noch in den 30 Stunden Verhandlung 
vom 29. November bis 1. Dezember kam 
es zu einem akzeptablen Angebot sei­
tens der Unternehmer.

Daraufhin wurde am 2. Dezember der 
Streik ausgeweitet. In Norderstedt trat 
die Belegschaft von van Houten (550) in 
den Arbeitskampf und in Lübeck die 
von Niederegger 
(311). Bundesweit 
befanden sich seit 
diesem Montag 
noch zehn weitere 
Süßwarenbetrie­
be mit 4 925 Be­
schäftigten im un­
befristeten Streik, 
insgesamt 19 Be­
triebe mit 10 583 
Beschäftigten.

Per einstweili­
ger Verfügung 
wollten bei Nie­
deregger und van 
Houten die Ge­

Arbeitsplatz- und I au*
— ■ -■ ■■ « Vorsprung durch TefcKojkTarifbilanz fehlt
Mit viel Prominez wurde Mitte Oktober 
im Heilbronner Unterland der Gewer­
be- und Industriepark Bad Friedrichs- 
hall (GIF) eingeweiht. Obwohl das 30 
Millionen teuere Projekt ausschließlich 
dem finanzstarken Audi-Konzem dient, 
brauchte dieser nur 630000 DM selbst 
zu bezahlen, das sind lasche zwei Pro­
zent der Gesamtsumme. Diese 630000 
DM sind der Anteil des Konzern am Ge­
sellschafterkapital der GmbH. Begrün­
det wird das starke „öffentliche finan­
zielle Engagement für Audi“ mit dem 
Totschlagargument „Arbeitsplätze“. 
Angeblich wurden bis jetzt 230 Arbeits­
plätze im GIF „geschaffen“.Wieviel Ar­
beitsplätze dadurch bei Audi direkt 
wegrationalisiert wurden (z.B. im Ka­
belbau) und wieviel bei den vorherigen 
Standorten der Zulieferbetriebe, das ist 
bis heute nicht öffentlich bekannt. Eine 
Arbeitsplatzbilanz für das Projekt gibt 
es nicht.

Ebensowenig gibt es eine konkrete Bi­
lanz der tariflichen Absicherung dieser 
230 GIF-Arbeitsplätze. Aus der IG Me­
tall war zu hören,man wolle verhindern, 
daß dort vor den Werkstoren von Audi 
eine tarifvertragsfreie Wildwestzone 
entstünde. Eine Stellungnahme des 
Audi-Betriebsrats oder der IG Metall 
ist bisher nicht bekannt. Wollte man die 
Einweihungsfeierlichkeiten nicht stö­
ren? Im redaktionellen Teil der Fest­
schrift (Sonderöffentlichung der Heil­
bronner Stimme, 11.10.) lassen sich ei­
nige Anhaltspunkte finden über die Ar­
beitsbedingungen: So ist die Rede von 
„Verzicht auf überkommene Tarifrcge- 
lungen“ und von „tarifangcpnßten Löh­

schäftsleitungen den Streik verbieten 
und die Gewerkschaft zu Schadenser­
satzleistungen heranziehen. Das Ar­
beitsgericht Lübeck gab der Geschäfts­
leitung von Niederegger recht, in 
Neumünster (van Houten) dagegen der 
NGG. Beide Fälle gehen jetzt vor das 
Landesarbeitsgericht.

Nachdem die Manteltarifverhandlun­
gen abgebrochen wurden, kam es nach 
und nach zu Haustarifen. Unter dem 
Druck der Belegschaften mußte auch 
Bahlsen einen Haustarif unterschrei­
ben. Als federführender Betrieb im Un- 
temehmerverband wird es sie besonders 
geschmerzt haben.

Abgeschlossen wurde eine 100%ige 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 
auch bei Kuren erfolgt keine Anrech­
nung von Urlaub. Der Pferdefuß: Die 
volle Lohnfortzahlung greift erst nach 
sieben Monaten Betriebszugehörigkeit. 
Damit sind alle Saisonkräfte ausge­
schlossen.

(jub)

nen“. Der Zulieferer „schreibt die Fle­
xibilität in die Arbeitsverträge seiner 
Mitarbeiter“. „Laufen die Bänder, ar­
beiten auch sie, stehen sie still, bleiben 
sie zu Hause. Und wenn ihr Arbeitgeber 
aus der Lieferantenliste fällt, dann ist 
auch die Arbeit im GIF weg.“ Metallta- 
rife werden bei der Rhenus AG oder bei 
der Seeber Kunststoff GmbH sicher 
nicht bezahlt. Aus gewerkschaftspoliti­
scher Sicht bleibt der Industriepark auf 
jeden Fall umstritten, auch wenn der Be­
triebsrat und die IG Metall dies zur Zeit 
nicht öffentlich thematisieren.

Aus kommunalpolitischer Sicht ist die 
Äußerung von Peter Knoche, Bürger­
meister von Bad Friedrichshall und eh­
renamtlicher Geschäftsführer der GIF 
GmbH, interessant: Er sprach von einem 
„Projekt im Grenzbereich zwischen öf­
fentlicher Aufgabe und privatwirt­
schaftlicher Betätigung“ (Heilbronner 
Stimme, 14.10.). Brisant daran ist, daß 
„privatwirtschaftliche Betätigung“ für 
Kommunen eigentlich verboten ist. Das 
Industrieprojekt also im Grenzbereich 
der Illegalität? Peter Knoche sagte auch 
über die wirtschaftlichen Aussichten 
der zur Zeit noch stark verschuldeten 
GIF GmbH: „Wir werden keine großen 
Gewinne machen, aber das ist auch 
nicht angestrebt“ (HSt, 11.10,).

Privatwirtschaftliche Betätigung 
ohne Gewinnaussichten, sozusagen als 
Bütteldienste für einen finanzstarken 
Konzern, der dann mit Hilfe dieser 
Dienste seine Profite und Dividenden 

'erhöht, so sollte kommunale Wirt­
schaftstätigkeit tatsächlich nicht aussc- 
hcn. (jomt Kommunale ALLtag)
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100% Lohnfortzahlung, Beschäftigungssicherung 
und vielleicht etwas Geld SÄÄ^:!rrtnera“ch
Der folgende Beitrag illustriert unter 
dem Eindruck der Diskussionen bei den 
BASF-Vertrauensleuten die Vorgaben, 
unter denen die IG Chemie in die dies­
jährigen vorgezogenen Tarifverhand­
lungen eingestiegen ist und agiert. Mitt­
lerweile hat die erste Verhandlung - er­
wartungsgemäß ohne Ergebnis - statt­
gefunden. Bei dies er Verhandlung bezif­
ferte die IG Chemie die Geldforderung 
auf 2,7% für den Produktivitätszu­
wachs und 1,5% für den Inflationsaus- • 
gleich. Inzwischen hat die IG Chemie im 
Kautschuk-Tarifbereich einen Abschluß 
getätigt, der neben 1,7% ab 1.7.97 mit 
dann 12 Monaten Laufzeit zwar die 
100% Lohnfortzahlung festschreibt, je­
doch mit bis zu 350 DM Abzugsmög­
lichkeit vom zusätzlichen tariflichen 
Urlaubsgeld (je Tag 35 DM'pro Krank­
heitsfall max. 5 Tage). (KI Mannheim)

Nachdem der IG Chemie klar wurde, 
daß der „Sozialpartner“ mit der Kür­
zung der Lohnfortzahlung auf 80% 
ernst machen wird, weil es nun mal nicht 
anders im Manteltarifvertrag festgelegt 
ist, drängte sie auf vorgezogene Mantel­
tarifverhandlungen. Die Chemie-Un­
ternehmer willigten ein unter der Vor­
aussetzung, daß die Lohnfortzahlung 
zusammen mit den Lohntarifen für 1997 
verhandelt werden. So gibt es jetzt in 
der Chemiebranche eine vorgezogene 
Tarifrunde. Jeder kann sich ausmalen, 
was dies für die Lohnerhöhung bedeu­
ten wird.

Die Forderungsempfehlung des IG- 
Chemie-Hauptvorstands las sich ent­
sprechend. Zentraler Punkt müsse die 
Sicherung der 100%igen Lohnfortzah­
lung im Krankheitsfall sein. Die Lohn­
erhöhung solle sich an der Produkti­
vitätssteigerung und der Inflation ori­
entieren. Beileibe nicht an den hohen 
Gewinnen etwa vofl BASF, Bayer oder 
Hoechst, denn - so der IG-Chemie-Vor­
sitzende Schmoldt - in den kleinen und 
mittleren Betrieben, wo zwei Drittel der 
Chemiebeschäftigten arbeiten, „seien 
die Untemehmensgewinne oft schlech­
ter“. (Rheinpfalz, 13. Nov.). Eine bezif­
ferbare Forderung wird erst gar nicht 
aufgestellt, schließlich sei der wichtig­
ste Punkt die Lohnfortzahlung (Ter- 
brack am 7.11.96 in Ludwigshafen).

Politik hilft Kapital
Die IG Medien Vertrauensleute Süd- 

I deutschen Verlag kritisieren neue Kün- 
I digungsrichtlinien:
I In der berechtigten Wut und Empö- 
( rung über das sogenannte Sparpaket 
I der Kohlregierung ist das neue „Ar- 
I beitsrechtliche Beschäftigungsförde- 
I rungsgesetz“ in den Hintergrund ge- 
| raten. Kaltschnäuzig werden darin ei- 
I nige wichtige Schutzgesetze für die 
I Arbeiter und Angestellten angegriffen, 
I wie z.B. Betriebsverfassungsgesetz, 
| Kündigungsschutzgesetz. Es ist seit 
I dem 1. Oktober in Kraft. Das folgende

Beispiel zeigt, wie der Süddeutsche 
Verlag dieses Gesetz in die Tat umset- 

' zen will: In der Vorstufe soll der mas­
sive Personalabbau mit einen Interes­
senausgleich geregelt werden. Die Ge­
schäftsführung legte am 16.8.96 einen 
von Peter Schuck (Personalleitung) 
formulierten Sozialplan-Entwurf vor. 
Völlig neu darin sind sogenannte 
„Kündigungsrichtlinien“, in denen 
nicht mehr soziale Gesichtspunkte bei 
einem Personalabbau entscheiden,

Als dritten Punkt empfahl der 
IGCPK-Hauptvorstand erneut, die „Be­
schäftigungssicherung“ in den Tarifver­
trag aufzunehmen. Bekanntlich hat die 
IG Chemie nach dem Abschluß 1996 im 
März diesen Jahres die kümmerliche 
Lohnerhöhung von zwei Prozent (bei ei­
ner Forderung von 6 %) mit der Durch­
setzung von Beschäftigungssicherungs­
vereinbarungen, die 25 000 Arbeitsplät­
ze in der westdeutschen Chemiebranche 
bringen würden,gerechtfertigt. Auf dem 
Papier hatte sie lediglich eine vage Ab­
sichtserklärung des Chemiearbeitge­
berverbands auf einen Stillstand des 
Beschäftigungsabbaus von Juli 1996 bis 
28. Februar 1997 im Durchschnitt aller 
Chemiebetriebe, ein teuer bezahltes 
„Bündnis für Arbeit“. Sie hatte einen 
„Blankoscheck“ ausgestellt (Rhein­
pfalz), die Frankfurter Rundschau rede­
te etwas harscher von einem „Etiket­
tenschwindel“ der IG Chemie.

In den Bilanzpressekonferenzen An­
fang November 1996 erklärten alle drei 
Vorstände der großen Chemiekonzeme, 
daß ab 28. Februar 1997 wieder kräftig 
an der Kostenschraube gedreht werden 
müsse,das Moratorium könne nicht ver­
längert werden, weiterer Stellenabbau 
sei notwendig. „Gute oder wachsende 
Untemehmensgewinne (dürfen) uns 
nicht den Blick für die Notwendigkei­
ten verstellen“, sagte Bayer-Chef Man­
fred Schneider. Ins gleiche Hom stießen 
Hoechst und die BASF. Der Bayer-Vor­
stand hat „klare, meßbare und machba­
re Ziele“ definiert, nämlich den unge­
heuren Anspruch nach einer Umsatz­
rendite von 15 Prozent und eine Eigen­
kapitalrendite von 20 Prozent. Diese 
Profitziele muß man an vergleichbaren 
Zahlen messen: Das Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung prognostiziert 
für dieses Jahr eine durchschnittliche 
Umsatzrendite für das gesamte Verar­
beitende Gewerbe von 0,7 Prozent. Der 
langjährige Mittelwert lag bei 2,2 Pro­
zent (Frankfurter Rundschau, 12.11.96).

Den Gewinn vor Steuern konnte Bay­
er in diesem Jahr um 12 Prozent er­
höhen, die BASF um 8,8 % und Hoechst 
um 65 % (wegen Verkäufen von Ar­
beitsgebieten und Anteilen). Diese An­
gaben beziehen sich auf die Gesamt­
konzerne. „Wir haben uns konsequent

sondern „berechtigte betriebliche Be­
lange“. Das alles dominierende Krite­
rium lautet darin: „Der Arbeitnehmer 
ist unverzichtbar“. Darüber hinaus 
gibt es noch Zusatzpunkte für hervor­
ragende Leistungen“, „große fachliche 
Qualifikation“, „vorbildliches Verhal­
ten“, „große Flexibilität“, außerge­
wöhnliche Zuverlässigkeit“. Liegen 
die „Voraussetzungen einer krank­
heitsbedingten Kündigung vor“, gibt 
es 160 Punkte Abzug. So viele Punkte 
wären maximal durch soziale Auswahl 
zu erreichen. Der SV legte den Entwurf 
noch vor dem „Beschäftigungsförde­
rungsgesetz“ vor und testet, wie weit 
Unternehmer gehen können. Nach § 1 
Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes 
gelten neben der Sozialauswahl auch 
betriebliche Belange. Wenn es also 
nicht zu einer gemeinsamen solidari­
schen Gegenwehr kommt, wird der Be­
triebsrat alleine machtlos sein. Der 
SV-Geschäftsfühningsentwurf ist auf 
Spaltung angelegt - junge gegen älte­
re Beschäftigte. Wer sich dabei Chan­
cen ausrechnet, wird bald den näch­
sten Spaltungsversuch erleben.

an den Erfordernissen des Kapital­
marktes orientiert“, so der Finanzvor­
stand von Hoechst. Der BASF-Vorstand 
setzt nach Verkäufen, Ausgliederungen 
etc. große Erwartungen auf das nächste 
Geschäftsjahr: „1997 können wir dann 
aus strategisch verbesserter Position 
durchstarten“. (Rheinpfalz, 14.11.96). 
Die Aktienkurse aller drei Chemiegi­
ganten kletterten in den letzten Mona­
ten auf nie gekannte Höhen. Die Zahl 
der Beschäftigten ist in allen drei Akti­
engesellschaften gegenüber dem Vor­
jahr um 0,8 % bei der BASF, 3,6 % bei 
Bayer und 13 % bei Hoechst gesunken, 
noch mehr im Gesamtkonzem.

Was brachte der Tarifvertrag 1996?

Nun fragt sich also, wo sind die 25 000 
Arbeitsplätze, die laut den Flugblättern 
der IG Chemie entstehen sollten? Wie­
viel Langzeitarbeitslose, für die die Ein­
stelltarife um 10 % gesenkt wurden, be­
kamen einen Arbeitsplatz? Nach den 
von der BASF veröffentlichten Zahlen 
wurden von Januar bis September 1996 
ganze 34 Arbeitslose, davon ca. 15 Lang­
zeitarbeitslose eingestellt. Das sind 0,08 
Prozent der Belegschaft in Ludwigsha­
fen. Damit kommt die BASF kumuliert 
auf 93 eingestellte Arbeitslose seit 1995 
und hat damit die Forderung des Tarif­
vertrags nach Einstellung von 10% 
mehr Langzeitarbeitslosen (=96 Perso­
nen kumuliert) im September bereits 
fast erfüllt. Man bedenke, daß für der­
art bescheidene „Erfolge“ gegen die Ar­
beitslosigkeit Tarife nach unten aufge­
brochen wurden.

Auf genaues Einhalten und Überprü­
fen der Versprechen der Arbeitgeber 
wollte die IG Chemie achten. Hat sie’s 
getan? Man weiß es nicht. Andererseits 
hat man den Chemieuntemehmen, wie 
obiges Beispiel zeigt, ja auch nicht viel 
abgefordert, aber dafür viel bezahlt. Der 
Tarifexperte aus dem Hauptvorstand, 
Terbrack, gab auf diese Fragen keine 
Antwort auf der Vertrauensleutevoll­
versammlung in Ludwigshafen am 7. 
November 1996. Dafür beglückte er die 
Versammelten mit ganz neuen Erkennt­
nissen, daß nämlich die Chemiearbeit­
geber sich in Fragen der Lohnfortzah­
lung zum „Erfüllungsgehilfen der Bun­
desregierung“ machen lassen.

Bayer-Vorstand Schneider war da der 
Realität etwas näher, als er erklärte: 
„Wir wollen den Spielraum nützen, der 
durch gesetzliche Veränderungen bei 
den Lohnzusatzkosten eröffnet worden 
ist. Stichwort: Lohnfortzahlung und 
Fehlzeiten. Schließlich sei nicht nach­
vollziehbar, daß jahrelang über die drin­
gend notwendige Verringerung der Ne­
benkosten diskutiert und dann nichts 
getan werde, wenn die Voraussetzungen 
dafür geschaffen worden sind“. (FR, 
6.11.96).

Kritisiert wurde auf der Ludwigsha­
fener Versammlung der Verzicht, eine 
konkrete Lohnforderung aufzustellen; 
kritisiert wurde auch, daß die Beschäf­
tigten für einen vorübergehenden Per­
sonalabbaustopp „lebenslang auf Pro­
zente“ verzichten müssen; daß ein sol­
cher Tarifvertrag „nichts bringt“, statt­
dessen sei die IG Chemie gefordert, ein 
langfristiges Konzept zur Beschäfti­
gungssicherung vorzulegen.

Terbrack verteidigte den letztjährigen 
Abschluß mit nur einem Argument: Die­
ser habe 13% mehr Ausbildungsplätze 
gebracht; und hatte die Politik (!) mit- 
gespieJt, wäre das Bündnis für Arbeit 
eine echte Chance gewesen.

Die Tarifforderung 1997

Die Forderungsempfehlung der Vertrau­
ensleuteleitung der BASF AG wurde 
mehrheitlich verabschiedet. In Erweite­
rung der Hauptvorstandsempfehlung 
wird darin eine Reallohnerhöhung als 
Ziel angegeben. Terbrack wies darauf 
hin, daß dies eine zweistellige Lohner­
höhung erforderlich machen würde. Die 
einen Tag später tagende Tarifkommis­
sion Rheinland-Pfalz und Saarland 
übernahmen den Beschluß von Lud­
wigshafen:

„1. Sicherung der 100%igen Entgelt­
fortzahlung im ’ Krankheitsfall. Keine 
Kompensation mit Zeitanrechnung, wie 
z.B. Jahresurlaub, Arbeitszeitverkür­
zung, Gleitzeit usw.
' 2. Steigerung der Entgeltsätze unter 
Berücksichtigung der Preissteigerungs­
rate und Produktivitätsentwicklung. 
Ziel ist die Reallohnerhöhung. Bei der 
Erhöhung der Ausbildungsvergütung 
ist darauf zu achten, daß ein Festgeld- 
DM-Betrag für alle Ausbildungsjahre 
erzielt wird.

3. Steigerung der Ausbildungsplätze 
und Beschäftigungssicherung von Aus­
gebildeten. Übernahme wie in den ver­
gangenen Jahren regeln; Beibehaltung 
des runden Tisches für Arbeitsmarkt­
fragen. Dabei sind auch Beschäfti­
gungsperspektiven für die am Arbeits­
markt Benachteiligten zu berücksichti­
gen (Modell Ludwigshafen).

4. Die Laufzeit der neuen Tarifverträ­
ge über Entgeltsätze und Ausbildungs­
vergütungen sollte nicht mehr als 12 
Monate betragen.

Darüber hinaus sind in der Organisa­
tion nachfolgende Grundsatzforderun­
gen zu bearbeiten:

- Erhalt des Flächentarifvertrages, - 
Entwicklung eines langfristigen Kon­
zeptes zur Beschäftigungssicherung“.

Mit welch hohem Grad an Kompro­
mißbereitschaft man sich jetzt auf die 
Lohnfortzahlung zu konzentrieren ge" 
denkt, hat der Vorsitzende der IG Che­
mie in einem Redaktionsgespräch mi 
der Rheinpfalz am 12. November 96 an­
gedeutet: Trotz des rauheren Klimas 
wolle man an der Sozialpartnerschaft 
festhalten, stellte er klar.

Die IG Chemie präsentiert sich 
als Standortvorteil

„Wichtigste Ziele der Gewerkschaften 
seien die Festschreibung der hundert­
prozentigen Lohnfortzahlung für Kran­
ke und Fortschreibung des Beschäfti­
gungspakts.“ Es gebe „viele betriebli­
che Möglichkeiten, den Krankenstand 
weiter zu senken. Dadurch könne die 
Fehlzeitenquote, die derzeit bei 5,3 Pro­
zent liege, um etwa 2 Prozentpunkte ge­
senkt werden. Das wiederum brächte 
Einsparungen von rund 800 Millionen 
DM, das Doppelte dessen, was durch die 
Einschränkung der Lohnfortzahlung 
erreicht werden könne. ,Die Lohnfort­
zahlung hat einen hohen Symbolwert. 
Wenn die Arbeitgeber hier Erfolg haben, 
machen sie bei anderen Sachen weiter4, 
sagte Schmoldt (...) Die IG Chemie sei 
mit ihrer gemäßigten Politik .einer von 
vielen Standortvorteilen4, der chemi­
schen Industrie in Deutschland. In einer 
sehr stark globalisierten Branche wie 
der Chemie würden radikale Gewerk­
schaftspositionen nur zu Produktions­
verlagerungen ins Ausland führen, sag­
te Schmoldt“. (Rheinpfalz, 13.11.96)

(ede)
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Ich möchte begründen, in 
welchem Sinne sich diese 
Frage mit „Ja“ beantwor­
ten ließe.

IZur Beobachtung sozialen Wandels .
• weist der Soziologe Lars Clausen 

ein dreidimensionales Modell aus. In 
diesem Modell ist eine Revolution da­
durch charakterisiert, daß der soziale 
Wandel rapide, radikal und von säkula- 
risiert-rationalen Erklärungen beglei­
tet verläuft (vgl. Clausen 1994, S. 49). 
Der Begriff Revolution bezeichnet inso­
fern eine charakteristische Phase inner­
halb der sozialen Evolution. Er macht 
das Neue am Neuen kenntlich, indem 
sich der Blick auf den Bruch gegenüber 
dem Alten richtet.

2 Die Veränderungen in der Technik,
• insbesondere im Bereich der digi­

talen Informationsverarbeitung, ge­
schehen gründlich und rasch. Noch bis 
etwa in die Mitte der 60er Jahre hinein, 
waren weder die massenhafte Compu­
terisierung noch die Vorteile graphi- 

1 scher Benutzeroberflächen oder die Dy­
namik verteilter Informationssysteme 
vom Schlage des WorldWideWeb abseh­
bar. In den 80er Jahren zeichnete sich 
der ökonomische Zwang zur Vernetzung 
von Computern bereits ab. Einerseits 
führte sie wie beabsichtigt zum Ausbau 
einer exzellenten Logistik (u.a. Lean- 
Production), andererseits koppelte sich, 
vermutlich nicht beabsichtigt, das E- 
Cash vom Buchgeld (vgl. Altvater 1996) 

i ab. Weder die militärisch- noch die wis- 
' senschaftlich-motivierte Vernetzung, 

die beide an der Wiege des 1969 gebore- 
| nen Internet standen, erzeugten einen 

vergleichbar starkenVemetzungsdruck.
Entwicklungen wie diese darf man si- 

' cherlich als neu bezeichnen, einerseits. 
Andererseits - zieht man als Maßstab 
die Technisierung der Kommunikation 
Und die Informatisierung der Arbeit 
heran, stehen diese Entwicklungen in 
der Tradition der Industriellen Revolu­
tion. Insofern setzen die Computemet- 
ze die Industrialisierung insbesondere 
im Bereich des tertiären Sektors (aus 

i dieser Perspektive läßt sich abgeklärt 
hinzusetzen: lediglich) fort. Wie einst 
der Buchdruck mit beweglichen Lettern 
(vgl. Giesecke 1990) oder dieWerkzeug- 

j maschine (vgl. Marx 1867) wirken Com­
puternetze im Bereich der Dienstlei­
stungen, der Wissenschaft, Justiz, Poli­
tik und Kultur als Katalysatoren für 
üeue Formen der Organisation. Die In­
dustrialisierung im Bereich der Infor- 
^ationsproduktion geschieht klassisch 
durch Einführung von übergreifenden 
Standards für Informationseinheiten 
(Stichworte: EDI, SGML oder HTML, 
^AVA(-Applets)) und der Arbeitsteilung 
hei der Erstellung dieser Informations­
einheiten (Stichworte: CSCW, Group- 
^are). Die Programmierung von Pro­
grammen geschieht dabei unter Anwen­
dung von Programmen, die auf netzweit 
Erteilte Bibliotheken zugreifend Pro­
gramme erstellen (Stichworte: CASE- 
^ools, OOP).

Ein schwerwiegender Unterschied 
fischen der derzeitigen Phase der In­
dustrialisierung und dem Beginn der In­
dustriellen Revolution besteht darin, 
daß heute Zeit, Raum und Funktionen 
^icht mehr zentralistisch wie damals in 
emer Fabrik zusammengezogen werden, 
J^m vernetzte Kooperationen zu ermög­
lichen. Deshalb entsteht bei den von der 
Jhdustrialisierung derzeit Betroffenen 
keine sinnlich gestützte Vorstellung und 
keine auf Anwesenheit basierende 
Kommunikation über die gemeinsam 
geteilte soziale Situation insgesamt, die 
hoch im 19. Jahrhundert zur Gründung 
v°n Parteien und Gewerkschaften und 
damit zur gesamtgesellschaftlichen De­
mokratisierung beitrugen. Mit diesem

Moderne Kommumka 
tionstechnologien - 
eine Revolution?
Ist es angemessen, die sozialen 
Auswirkungen von Computernetzen 
als „revolutionär“ zu bezeichnen?
Die hier abgedruckten Beiträge wurden im Herbst u.a. für eine Diskussion im Rah­
men der PDS Kiel erstellt, die sich aus dem Interesse einiger Mitglieder an der 
näheren Befassung mit Chancen und Risiken der Nutzung moderner Kommuni­
kationstechnologien ergab. An einer Diskussionsveranstaltung nahmen über 30 
Leute teil; einzelne Aspekte sollen weiter diskutiert werden, insbesondere im Hin­
blick auf Konsequenzen für die 1998 anstehenden schwierigen Wahlkämpfe. Der 
Einleitungsbeitrag stammt von Martin Rost, Kieler Soziologiestudent und Her­
ausgeber diverser Bücher zum Internet.

Entsinnlichungs-Effekt haben derzeit 
politische Organisationen zu kämpfen, 
weshalb sie um Sinnfälligkeit ringen 
(wie man z.B. am amerikanischen Wahl­
kampf beobachten kann). Aber gerade 
wegen der Raum-/Zeit-/Funktione- 
nentkopplung ist zur Koordination mo­
dernste Kommunikationstechnik, die 
sich durch Polydirektionalität aus­
zeichnet, notwendig. Dieses Angewie­
sensein auf moderne Kommunikations­
technik gilt nicht nur für Betriebe und 
Organisationen, sondern für die Gesell­
schaft insgesamt.

Von je her interessieren ökonomisch 
an Menschen in industrialisierten Ge­
sellschaften vor allem deren bislang 
noch nicht billiger technisierbaren ko-‘ 
gnitiven Talente. Routinearbeiten aus 
dem Bereich nicht-trivialer Mittei­
lungsverarbeitung werden verstärkt auf 
Computer übertragen, weshalb ökono­
misch fortan noch intensiver die Ab­
schöpfung von Intelligenz, Kreativität 
und eigenständiger Urteilsfähigkeit bei 
Mitarbeitern im Vordergrund stehen 
muß. Der Zugriff auf unberechenbare, 
grenzenlose, mit geringen Transforma­
tionskosten belastete Kommunikatio­
nen, wie sie Computemetze ermögli­
chen, ist dafür funktional. Wer versucht, 
Kommunikation zu unterbinden, zu 
überwachen oder einseitig zu steuern, 
muß sich fortan stärker denn jemals zu­
vor recht fertigen. Auch für betriebsin­
tern operierende Intranets wird ver­
mutlich der Legitimationsdruck auf 
Entscheidungen insgesamt zunehmen, 
sobald moderne Kommunikationstech­

niken eingeführt sind (vgl. erste Beob­
achtungen: Zuboff 1988, zuletzt: Lange 
1996). Insofern nimmt die Wahrschein­
lichkeit zu, daß auf Basis' der Netze Dis­
kurse entstehen, die auch vor allgemei­
nen politischen und delegitimatori- 
schen Diskursen nicht Halt machen. Aus 
dieser Sicht lösen die Netze das ein, was 
Brecht in seiner aus den 20er Jahren 
stammenden, damals zu optimistischen 
Radiotheorie (Brecht 1967) vermutete.

Im Netzevemetzungsnetz Internet 
zeigte sich bereits, daß Zensur auszuü­
ben, zumindest auf nationalstaatlichem 
Niveau, praktisch in diesem Medium 
nicht durchführbar ist. Sobald Kommu­
nikationen zunächst eingeschränkt 
wurden, inclem der Zugang zu News­
groups oder WWW-Servern gesperrt 
wurde (Stichwort: Kinderpornogra­
phie, radikale politische Propaganda, 
Bombenbau), entfachte dies auf ande­
ren Kanälen, und zwar nicht nur im 
Netz, Kommunikationen genau über 
diesen Umstand. Sobald ein Loch ge­
stopft war, brach es woanders noch hef­
tiger wieder durch.

Auf der Sollseite dieser Durchindu­
strialisierung der Gesellschaft steht 
vermutlich die Zunahme des Zwangs 
zur Kreativität und Originalität. Die 
Entfaltung dieser bislang zumeist als 
erstrebenswert geltenden Kompetenzen 
muß fortan einem Arbeitsplatz nicht 
mehr abgerungen werden. Statt dessen 
wird vielmehr der erzwungene Aufent­
halt permanent an der Grenze der in­
tellektuellen Leistungsfähigkeit zum 
Problem. Kreativ sein zu dürfen ist nur 

dann ein Privileg, wenn das Fließband 
die Alternative ist. So wie Waldbrände 
mit Gegenfeuer bekämpft werden, so 
gilt es, die Kommunikationsanforde­
rungen, die durch die neuen Techniken 
entstanden sind,mit deren Hilfe zu bän­
digen. Dazu gehört insbesondere die 
Entwicklung von Routinen zur Vermei­
dung, Bewertung/Selektion und Steue­
rung (Stichwort: Intelligent Agents) von 
Kommunikationen.

Auch ist nicht damit zu rechnen, daß 
sich die Einsicht in die Rationalität ei­
ner ungehinderten, demokratischen 
Kommunikation, die einerseits die Pro­
duktivität verbessert und andererseits 
an den derzeitigen politischen Macht­
verhältnissen rüttelt, automatisch 
durchsetzen wird. Noch ist nicht abzu­
sehen, welcher politischen Seite es zu­
erst gelingen wird, die neuen Techniken 
zur Formung einer wirkungsvollen 
Kraft für sich nutzbar zu machen. Ein 
Blick in die Sozialgeschichte der Indu­
striegesellschaften verurteilt Optimis­
mus aber immerhin nicht von vornher­
ein zur Narretei.

An drei Beispielen läßt sich der aktu­
elle Stand der politischen Auseinander­
setzungen, die sich an den modernen In- 
formations- und Kommunikationstech­
niken bereits entzündet haben, ablesen: 
□ In den Regelungen zum Urheberrecht 
wird trotz der Reformbemühungen nach 
wie vor an dem einzelnen Urheber und 
dessen persönlicher, geistiger Schöp­
fung angesetzt. Die dort getroffenen Re­
gelungen sind jedoch praxisfremd, 
wenn Original und Kopie ununter­
scheidbar geworden sind, die Herstel­
lung von Kopien vemachlässigbar we­
nig kostet und die Kopplung von Rech­
ten an die materiale Seite eines Pro­
dukts (vgl. Barlow 1995) unsinnig ge­
worden ist. Sehr viel konsistenter, aber 
nicht in die traditionelle politische 
Landschaft passend, wäre da ein konse­
quenter Ausbau des kollektiven Ansat­
zes, der sich gewissermaßen trotz allem 
ja bereits durchgesetzt hat. So werden 
Verwertungsgesellschaften wie die 
GEMA und dieVG-Wort derzeit kräftig 
ausgebaut und neu strukturiert (Stich­
wort: Multimedia-Clearingstelle).

Legt man einen größeren Maßstab an, 
erhalten Konzeptionen zur „allgemei­
nen Grundsicherung“ (vgl. Vobruba 
1990), wie sie bereits Mitte der 80er Jah­
re entwickelt und einer ersten breiteren 
politischen Diskussion unterworfen 
waren, eine ganz neue Plausibilität. 
O Schnüffelsoftware erlaubt die Über­
wachung des E-mail-Verkehrs von Mit­
arbeitern (vgl. Schmitz 1996). Dezenter 
und deshalb wirkungsvoller ist delhis­
lang nur durch die Moral des techni­
schen Betreuers eingeschränkte Zugriff 
auf die beim normalen Netzbetrieb oh­
nehin anfallenden Verkehrs- (wer kom­
muniziert in welcher Form und Inten­
sität mit wem?) und Inhaltsdaten.

Bei der anstehenden Debatte zur Ver­
besserung des Datenschutzes und der 
informellen Selbstbestimmung in den 
Netzen könnte die Abwägung der wi­
dersprüchlichen Kollektiv- und Einze­
linteressen parteipolitisch quer zu den 
gewohnten Bahnen liegen. Dadurch ent­
stünde eine „neue Lebendigkeit“ des 
etablierten politischen Diskurses, 
womöglich analog zur ökologischen De­
batte, die begann, das Rechts/Links- 
Schema porös zu machen.
□ Einige Staaten (Frankreich,Rußland, 
China) verbieten den Einsatz sicherer 
Verschlüsselungstechniken (Stichwort: 
PGP). Andere Staaten tun sich hervor 
mit Versuchen, den Zugriff auf News­
groups und WWW-Server zu unterbin­
den (Deutschland, Singapur, China).

An diesen Konflikten sind Anfang 
1996 in Deutschland Selbsthilfeorgani- 
sationen entstanden: dio ECO (Electro-

l'ortsctzung nächste Seite
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nie Commerce Forum) als Zusammen­
schluß von Internet-Providern und die 
FITUG (Förderverein Informations­
technik und Gesellschaft) als Zusam­
menschluß von Internet-Anwendern. 
Während die politischen Interessen der 
Internet-Provider aus Furcht vor Straf­
verfolgung derzeit die rechtliche Ein­
bettung des Internet umkreisen und sie 
nicht für die Inhalte, die sie transpor­
tieren, zur Rechenschaft gezogen wer­
den können wollen, kämpft die FITUG 
für den Erhalt der liberal-bürgerlichen 
Rechte auf freien Zugang zu Informa­
tionen.

3 In die Entwicklungslogik einer In­
dustriellen Revolution eingepaßt, 

liegt es nahe, von einer derzeit durch 
Technik wieder beschleunigten Revolu­
tion innerhalb der Industriellen Revo­
lution zu sprechen. Wenn mittels der 
vollständigen Durchindustrialisierung 
der Gesellschaft die Industrielle Revo­
lution abgeschlossen wird, ließe sich so­
gar zugespitzt von einer Revolution der 
Revolution sprechen, die nachfolgend 
einen neuen, wieder verlangsamten All­
tag unter gänzlich veränderten Um-' 
ständen und neuen Gewißheiten er­
wartbar werden läßt. Die Zunahme von 
Abstraktionen durch die Universalisie- 
rung des „Programmierens“ dürfte da­
bei nur die eine Seite sein. Auf der an­
deren Seite wird vermutlich, und zwar 
auf Basis der Durchindustrialisierung, 
eine antiindustrielle Romantik blühen.
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Kritische Bemerkungen.
Ein überarbeiteter 
Diskussionsbeitrag zu der 
oben vorgetragenen Position

Die positive Konnotation des Wörtchens 
Revolution fordert Anmerkungen her­
aus, die sich aus der Betrachtung der au­
toritär strukturierten Öffentlichkeit in 
der modernen bürgerlichen Gesell­
schaft ergeben. Hoffnungen auf die Ge­
burt nach dem Schwangergehen der al­
ten Gesellschaft mit dem Neuen infolge 
etwa technischer Entwicklungen kön­
nen hinterfragt werden darauf, wie weit 
sich hier nicht eher klientelgeprägte 
temporäre Ausbruchversuche abbilden, 
die in nur neuen Arten von Karriere 
münden. So findet sich in der kritischen 

jungen Intelligenz, denen sich Öko/Bio 
technologie schon als vorbesetzt dar 
stellt, die Vorstellung von der Befreiung 
(in der individualisierten Gesellschafl 
eine andere gibt es ja nicht) mit neuer 
„säuberen“ und „intelligenten“ Mit 
teln. Sozusagen vom Infoladen zum In 
temet-Cafe. Übel wäre die neuerlich» 
vereinnahmende Verquickung mi 
tatsächlichen oder angeblichen Heraus 
forderungen, die sich für den Wider 
stand von unten stellen, also meisten­
teils für eine ganz andere soziale Klas 
se und ihre Organisationen, die verrate 
rischerweise schon jetzt und später viel 
leicht auch nicht mehr in den beschwo 
renen „Kommunikationen „ auftauchei 
- was vermeintliche Sprecher anlockt 
Es soll nicht gegen den Versuch ge 
schossen werden, mittels Spaß und Er­
fahrung mit neuer Technik linke Politik 
auch umzugestalten, aber es ist ein Ge-| 
fahrenbereich auszuleuchten: Herr' 
sehende Eliten konnten immer wieder 
technische Umwälzungen ganz im Sin' | 
ne einer inneren Kolonisierung der Ge- 
Seilschaft so sozial wirksam werden las­
sen, daß Ausgebeutete und ihre Ge-. 
genäußerungen hernach noch ausge-* 
schlossener vom bunten Treiben de* 
„Öffentlichkeit“ waren. Aber auch be­
glückende Entwürfe von kreativitäts­
strotzenden Zukunftsarbeitsplätzen 
trüben schnell nach in unserer Erfah­
rungswelt, auf wessen Rücken und zV 
wessen Nutzen technische Neuerungen 
noch stets betrieblich durchgesetzt 
wurden, wenn nicht organisierte Inter­
essenvertretung dagegenstritt.
. Dagegen sind aber, auch das ist ja Er-; 
fahrung, Schritte möglich - bedenkens­
werte können sich ergeben aus der offe- 
nen und polarisierenden Diskussion mit 
guten Freunden der neuen Technik.

Reize.... .
Das Wort Polydirektionalität (frei: Fluß 
in mehrere Richtungen) verschafft Hoff' 
nung, wenn man das Funktionieren vofl 
Informationsströmen in der bürgerli'1 
chen Öffentlichkeit verfolgt oder sich 
auch einfach nur über die Untauglich'
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2. bis 5. Januar: Linke Winterschule in 
I Schnepfenthal (vgl. nebenstehende Über- 
I sicht).

17./19. Januar: PDS-Parteitag, Schwerin.

I 2. März: Kommunalwahlen in Hessen

I 8./9. März: Frühjahrsarbeitstreffen der 
Gruppe Kommunistische Arbeiterzeitung

I im Raum Heidelberg. U.a. Bericht der neu-
I en Redaktion, Bericht der Genossen, die
I der DKP beitreten wollen. Infos und An­

meldungen bei der KAZ-Redaktion,
I Schwanthalerstr. 139,80339 München.

I 14., 15. und 16. Mürz: Marxismus an der 
I Schwelle zum 21. Jahrhundert: Bilanz und
I Perspektiven. Bundesweite, offene wissen-
I schaftliche Tagung an der Uni Hannover
I (Conti-Hochhaus, Königswörther Platz 1.
I Initiatorenkreis: Joachim Bischoff (Ham- , 
I bürg), Frank Deppe (Marburg), Uwe-Jens 
I Heuer (BerJin/Bonn), Heinz Jung (FYank- 
| furt/M.), FYcd Schmid (München/Esscn).
I Infos bei: Marxismus-Tagung, c/o IMSF
I c.V., Kölner Str. 66,60327 Rrankfurt/Main. I

I 15./16. Mörz: Frühjahrstagung der Bun- I 
deskonferenz BWK in Köln.

22.Z23. Mürz: Kommunalpolitische Konfc- I 
renz der PDS in Leipzig.

31. Mai: öffentliches Jährest reffen von Re- I 
daklion und llarausgubckrcis des „Kurdi- I 
itan-Rundbrieff** in Köln-Riehl, Jugend- I 
gÄMtehaun, An der Schanz. I
29.-3 LH.: UZ-Pressefest in Dortmund

Linke Winterschule vom 2. bis 5. Januar 1997 in Schnepfenthal
Wann und wo?
Anfang Januar findet zum zehnten Mal 
die von der ARGE Konkrete Demo­
kratie - Soziale Befreiung getragene 
Linke Schule in Schnepfenthal statt. 
Interessierte sind herzlich eingeladen.

Die Kurse beginnen am Donnerstag, 
den 2.1.1997, um 14.00 Uhr und enden 
je nach Vereinbarung am Sonntag, den 
5.1., gegen Mittag, so daß An- und Ab­
reise am Donnerstag bzw. Sonntag 
möglich und damit nur zwei Urlaubs­
tage zu nehmen sind.

Wie stets findet die Schule im Hotel 
Hermannstein, Am Hermannstein 12 
(Tel. 0 36 22 / 29 17) statt. Der Ort ist 
zu erreichen:

• mit dem Auto von der A4 Abfahrt 
Waltershausen und etwa 6 km in Rich­
tung Friedrichroda; in Schnepfenthal 
nach der Bahnschranke die Hinweis­
schilder auf „Hotel Hermannstein“ be­
achten;

• mit der Bahn: entweder umsteigen 
in Fröttstätt (auf der Strecke Ei­
senach-Gotha) in den Zug Richtung 
Friedrichroda; Schnepfenthal hat ei­
nen eigenen Bahnhof; oder umsteigen 
in Gotha und die Thüringerwaldbahn 
bentitzen.Vom Bahnhof Schnepfenthal 
sind dann noch etwa 900 m zu laufen.

Die Tagungsstätte liegt landschaft­
lich sehr schön. Die Unterbringung er­
folgt in Bungalows in Zweibettzim­
mern (wahlweise etwas preisgünstiger 
in Dreibettzimmern). Die Kosten für 
die Übernachtung plus Vollpension lie­

gen bei ca. 60 DM (vegetarische Kost ist 
möglich, wenn dies bei der Ankunft ab­
gesprochen wird).

Anmeldungen für die Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer

• aus den westlichen Bundesländern 
bei: Jörg Detjen, c/o GNN Verlag Köln, 
Zülpicher Straße 7, 50674 Köln, Tel. 
0221 / 21 16 58; Fax 0221 / 21 53 73. (te­
lefonisch nur bis zum 18. Dezember 
1996, danach nur noch brieflich oder 
per Fax).

• aus den östlichen Bundesländern 
bei: Dieter Strützel, Otto-Worms-Str. 
19,07549 Gera,Tel, 03 65 / 7 10 19 88.

Wir bitten um (verbindliche) Anmel­
dung möglichst bis zum 18. Dezember.

AG Wirtschaft
Regionale Wirtschaftsräume, regiona­
les Wirtschaften: Geschichte, Theorie - 
aktuelle Politik?“
Derzeit wird eine Literatursammlung 
zusammengestellt, die den Teilnehme­
rinnen und Teilnehmern rechtzeitig vor 
Beginn der Winterschule zugehen soll.

AG Geschichte
Zur Geschichte der Rätebewegung.Von 
der Münchener Räterepublik bis zu Le­
nins Tod.
Quellenhinwei.se: Lenins Staatstheorie 
und die Sowjets (Lenin: Staat und Re­
volution, Gruß an die ungarischen Ar­
beiter, Die große Initiative, Der „Linke 
Radikalismus“ Materialien vom X. 

Parteitag der KPR (B) (nach dem Kron­
städter Aufstand) und Naumow: Len­
ins Vermächtnis, Agentur Nowosti, Mo­
skau 1988.

AG Philosophie
Logik und Zwang.
Bei der Abschlußdiskussion des Som­
merkurses, in dem u.a.Texte der deut­
schen Philosophie des 19. Jahrhunders 
unter dem Gesichtspunkt der Entste­
hung des systematischen Antisemitis­
mus verhandelt worden waren, ent­
stand das dringende Bedürfnis zu einer 
Auseinandersetzung mit philosophi­
schen Schriften namentlich Hegels, die 
für die Begründung von Ideologie und 
Sendungsbewußtseins des deutschen 
Reiches und des deutschen Imperialis­
mus eine Rolle spielten.

Dabei waren wir übereingekommen, 
daß eine solche Auseinandersetzung 
vorbereitet werden muß. Jetzt im Win­
ter wollen wir deswegen Texte u.a. von 
Aristoteles, Descartes und auch schon 
Hegel heranziehen, um zu schauen, wie 
sich philosophisches Denken in stren­
gen Formen entwickelt hat, und ob und 
wie sich ein Zusammenhang von zwin­
gender Logik und Logik des Zwanges 
entwickelt.

Über die passenden Texte wird zur 
Zeit noch diskutiert. Eine Mitteilung 
wird leider erst mit der Ausgabe Nr 
26/96 dieser Zeitung, d.h. in 14 Tagen 
möglich sein und dann an dieser Stel­
le abgedruckt werden.
_________________ >

Quellenhinwei.se
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keit eingekaufter Waren ärgert. Die Ein­
seitigkeit der Austeilung der Inf ormati- 
on/Werbung hat sich zunächst im histo­
risch entstandenen Internet nicht so auf 
die technische Tatsache, daß die Leitung 
in zwei Richtungen arbeitet, herauf­
zwingen lassen. Es ist da möglich, auf 
demselben Kanal Produktkritik oder 
Schelte behaupteter Tatsachen zu üben. 
Auf diese Möglichkeiten, in sog. News­
groups Eigenes reinzuschreiben, zu ant­
worten und von anderen zu lesen, be­
zieht sich das Verheißungsvolle der 
Freunde des Internets in der Linken.

Das „neue“ Internet (http-protokol- 
lierte grafikgestaltete Seiten) funktio­
niert da schon ganz anders, hier haben 
wir wieder das „Angebot“, so konnten 
sich ungef ährlich also auch Tagesschau 
und mittlerweile fast alles, was einem 
verkauft werden soll, einfinden.

Freie Kommunikation...
Die ständig im Fernsehen laufende 
IBM-Werbung suggeriert, daß nun alle 
alle, schwarz, weiß, alt, jung ... jederzeit 
miteinander... kommunizieren können.

Was offen bleibt: Wer spricht zu wel­
chem Zweck und unter welchen gesell­
schaftlichen Voraussetzungen? Im Be­
trieb gehorsam, in der Schule unterge­
ben, in der Ehe knifflig, im von den Ma­
nagern gelesenen Bereich gestochen 
karriereförderlich. Die versprochene 
bürgerliche Grundfreiheit kommt aus 
der formalen nun nicht etwa in die ma­
terielle Existenz, weil „Kommunikatio­
nen“ leidlich schneller, allgemeiner etc. 
verlaufen.

Das Internet, das im akademischen 
Betrieb entstand, übt den Reiz aus, an 
das Geforschte zunächst nicht gebun­
den zu sein. So stellen sich auch alle 
Meinungsäußerungen darin dem Leser 
dar - als (an sich, ohne Bindung an tra­
gende Gruppen und Strukturen von Be­
nutzern) vorgefundene Brocken, ver­
daulicher oder unverdaulicher. Mangels 
verbindendem Geltungsanspruch und 
Recht auf Gehör kann sich das „Ins- 
Netz-Stellen“ nicht als demokratische 
Kommunikation konstituieren. Die to­
tale Freiheit ist mithin eher absehbar 
nur Bedingung der späteren Verwert- 
barmachung mittels Vermeidungs- und 
Bewertungsroutinen bezüglich uner­
wünschter Kommunikationen. Techni­
sche Wege sind noch nicht ganz geklärt, 
gesetzliche Grundlagen hingegen etwa 
mit dem neuen Telekommunikationsge­
setz schon geschaffen. Dies sieht die 
Pflicht aller Mailboxbetreiber u.ä. vor, 
staatlichen Kontrollbehörden jederzeit 
Zugang zu allen Informationen zu ver­
schaffen, und zwar dergestalt, daß der 

5cMne nouo Woll dor Datenkommunlkation? Intornct-Worbung Im „r-oinilno-Magaiin“.

Betreiber selbst vom Zugriff nichts 
merkt. So stellt sich ganz altbacken die 
Problematik der. Bekämpfung staatli­
cher Datensammelwut. Die bisherige 
Hilflosigkeit etwa der Bundesanwalt­
schaft bezüglich der Sperrung des Zu­
griffs auf die Zeitschrift „radikal“ im 
Internet drückt hier nur aus, daß die 
Vorstellung der Ordnung einer ge- 
fächerteren Kommunikation mittels 
Gewalt zunehmend absurd ist.

...undZensur '
Daher macht das Wort von der techni­
schen Unmöglichkeit von Zensur im In-’ 
temet die Runde und die Sache beliebt. 
Tatsächlich funktioniert aber die Zen­
sur ja auch unter dem Regime des Art. 5 
Grundgesetz, der sie verbietet, sozial 
vermittelt (siehe oben). Das stellt sich 
natürlich nicht jedem gleich dar, weil 
auch die kritische Äußerung Beginn ei­
nes Erfolgs in der alten Gesellschaft sein 
kann statt Kenntlichmachung des Neu­
en im Alten.

Für andere hat sich Nehm, General­
bundesanwalt und damit eigentlich aus 
öffentlichem Geld bezahlt für das Ab­
arbeiten von Akten, im „Spiegel“ in 
ganz offener Formulierung geübt: „Ich 
glaube, daß das Netz immer mehr wirt­
schaftliche Bedeutung bekommen wird. 
Dann haben Provider und Anwender ein 
gesteigertes Interesse, den vielen 
Schrott aus dem Netz herauszuhalten. 
Ich setze da ein bißchen auf die Interes­
sen des Marktet Sollte das jedoch nicht 
klappen, könnte es sein, daß wir beson­
dere Gesetze brauchen, die die Verant­
wortung der Beteiligten klarstellen.“

Andersherum nun die These: Es 
bräuchte gesonderte Gesetze, um das 
freie Wirken von Markt und Bundesan­
wälten im Netz einzuschränken. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in der so­
genannten Volkszählungs-Entschei­
dung (BVerfGE 65, 1) ein Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung 
proklamiert. Es gibt vereinzelt Gedan­
ken, wie hier eine Weiterentwicklung in 
Richtung eines Rechts auf ungestörte 
Kommunikation faßbar wäre. Das wird 
insbesondere noch aktueller, je mehr 
Bedeutung - wie absehbar - betriebli­
che „Intranets“ bekommen, in denen die 
technisch durch Chefüberwachung 
mögliche Bewertung „persönlicher“ 
Kommunikation diese endgültig an das 
Geld bindet. An der Einschränkung des 
sicheren Zugangs zu Kryptographiever- 
fahren, die Auswüchse durch Abschot­
tung persönlicher Mitteilung durch Ver­
schlüsselung in den Griff bringen könn­
ten, wird in interessierten Behörden und 
Institutionen gerade gearbeitet. Damit
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würde im übertragenen Sinne das 
Recht, den Briefumschlag zuzukleben, 
genommen werden.

Die Befassung aus dieser Warte, der 
Kampf um den Erhalt bürgerlicher 
Grundfreiheiten, die Zurückdrängung 
maßloser staatlicher Interventionsrech­
te bedingt nur scheinbar (und führt z.B. 
in autonomen Kreisen zu erstaunlichen 
Sinneswandeln) ein Abkippen in die 
mutlos gewordene Toleranz von hetze­
rischen, faschistischen Äußerungen im 
Netz. Die Kundtuenden können nur 
wirksam auftreten als Sprecher realer 
Organisationen und mithin als Aus­
sprecher realer Beleidigungen und Dro­
hungen. Ein Recht auf ungestörte Kom­
munikation würde, wie übrigens fast 
alle Grundfreiheiten es unstrittig tun, 
das negative Recht, nicht durch derlei 
belästigt zu werden, beinhalten müssen. 
Das Problem, ein entsprechend auslös­
bares Recht auf Beistand wiederum nur 
dem Ermessen der staatlichen Instituti­
on anheimstellen zu können, wirkt zwar 
behinderlich, aber Selbstorganisation 
von Strukturen/Boxen kann da ganz 
gute Felder finden, erprobte Regeln des 
Diskurses verbindlich einzuhalten. Die 
Verbindlichkeit von Kommunikation ist 
erst das Kettenglied, das sie sozial wirk­
sam werden läßt. Und diese erfordert 
zwischen den Kommunizierenden gute 
Voraussetzungen von Gleichberechti­
gung, Achtung. Nüchtern, fast freudlos 
stellt man fest: Die soziale Revolution 
hat doch nicht stattgefunden durch die 
Technik. (uga)

Das Internet 
begann mit vier 
Militär-Computern 
in den USA. Dann 

entwickelte es sich 
zum amerikani­
schen Universitäts­
netz weiter, später 
zum Volksnetz, und 

gegenwärtig 

wächst es zu einem 

wirklich weltum­
spannenden Netz 
der Netze 

zusammen.
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„Wie vergangen ist die Vergangenheit?“
Mahnmal für die Opfer der NS-Gewalt aus der Heil- und Pflegeanstalt Werneck
Die Einweihung des Mahnmals fand am 24. No­
vember 1996 im Schloßpark des Bezirkskran­
kenhauses Werneck statt.

Der Bezirkstagspräsident begrüßte die 
anwesenden Gäste und Vertreter des öf­
fentlichen Lebens und verlaß die 
Grußadressen von MdB Glos (CSU) und 
MdL Dr. Stockinger (CSU). In seiner 
Rede betonte er, daß der Bezirk selbst­
verständlich sofort bereit gewesen 
wäre, einen Gedenkstein für die Opfer 
der Euthanasie aufzustellen.

Viele würden es nicht richtig finden, 
diese über 50 Jahre zurückliegenden Er­
eignisse wieder aufzuwühlen, aber es sei 
seiner Meinung nach wichtig, immer 
wieder gegen die Unmenschlichkeit 
Stellung zu beziehen. So sei dieses 
Mahnmal auch kein Schuldvorwurf an 
einzelne, noch lebende Täter, diese müß­
ten vor sich selbst und vor Gott Re­
chenschaft ablegen. Doch sei in einem 
Land, in dem die Menschen jetzt seit 50 
Jahren in Demokratie und FYieden leb­
ten, Erinnerung und Mahnung wichtig.

Oberarzt Dr. Schmelter, der maßgeb­
lich an den Nachforschungen beteiligt 
war, ging auf die Frage ein, ob die Ver­
gangenheit denn wirklich so vergangen 
ist. Weiter unten zitieren wir aus der 
Rede.

Nach Oberarzt Dr. Schmelter sprach 
Paul Heuler, Bürgermeister aus Wem- 
eck. Er betonte, daß der Preis der Frei­
heit in der heutigen Zeit die Wachsam­
keit sei. Die Entwicklung der „Sterbe­
hilfe“ in den Niederlanden zeige dies. Er 
stellt die Frage, ob die Debatte um Ab­
treibung nicht dieselbe Problematik 
berühre. „Wenn eine Parteisprecherin 
sich mit den Worten >Ich habe abgetrie­
ben prostituiert, ist Wachsamkeit das 
höchste Gebot“.

Chefarzt Prof. Schottky, Leiter des Be­
zirkskrankenhauses, sprach von zwei 
Welten, wenn man sich ansehe, was heu­
te alles für geistig kranke Menschen ge­
tan werde. Er sagte, daß kaum Ange­
stellte des Hauses begeistert bei den 
Euthanasieaktionen mitgemacht hät­
ten, viele hätten sich dem Druck der Ver­
hältnisse gebeugt, und nur wenige hät­
ten begeistert mitgemacht.

Zum Schluß der Veranstaltung be­
dankte er sich bei den Anwesenden für 
das zahlreiche Erscheinen, das die An­
teilnahme der Menschen beweise, (anb)

Auszüge aus der Rede
von Oberarzt Dr. Schmelter
1939 unterschrieb Hitler die Ermächti­
gung, „daß nach menschlichem Ermes­
sen unheilbar Kranken bei kritischster 
Beurteilung ihres Krankheitszustandes 
der Gnadentod gewährt werden kann“. 
Dies war zu einer Zeit, als in Berlin 
schon Vorbereitungen für eine großan­
legte „Euthanasie“aktion liefen, die mit 
der Ermordung behinderter Kinder be­
ginnen sollte.

Die Ermächtigung war auf den 1.9.39, 
den Beginn des Zweiten Weltkrieges, 
zurückdatiert. Der Kriegserklärung 
nach außen entsprach also eine Kriegs­
erklärung nach innen.

In Deutschland, aber auch in vielen 
anderen Ländern, fanden gerade in der 
Psychiatrie eugenische Überlegungen 
Anklang: Eugenik als Möglichkeit, über 
die Regulierung der Fortpflanzung Leid 
und Krankheit zu bekämpfen ... Ziel 
war, die als behandelbar geltenden Pa­
tienten „aktiv zu behandeln4', die als 
nicht bchandlungsfahig angesehenen 
durch Verhinderung ihrer Fortpflan­
zung „weg-zu-behandeln“ ... Im „Ge­

setz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses“ gelten als Erbkrankheiten: 
„angeborener Schwachsinn“, Schizo­
phrenie, „erbliche Fallsucht“ (Epilep­
sie), körperliche Mißbildungen wie an­
geborener Klumpfuß, angeborene Hüft­
verrenkung und schwerer Alkoholis- 
mus. <

Von 1934 bis 1945 wurden etwa 
400.000 Menschen auf der Grundlage 
dieses Gesetzes sterilisiert. Im Bereich 
des sogenannten Altreiches waren dies 
1% der geschlechtsreifen Menschen ... 
Von 1934 bis 39 wurden 227 Patienten 
aus Werneck zwangssterilisiert... Etwa 
zu dieser Zeit lief auch die beschönigend 
„Euthanasie“ genannte Ermordung 

psychisch Kranker an. Im Rahmen die­
ser „Aktion T4“ wurden alle psychisch 
Kranken des Reiches erfaßt. Hierzu 
wurden unverfänglich erscheinende 
Meldebögen an die Heil- und Pflegean­
stalten verschickt, in denen neben der 
Diagnose für jeden Patienten nach Ar­
beitsleistung und Hospitalisierungs- 
dauer gefragt wurde, und die von den 
Anstaltsärzten auszufüllen waren. Die 
Meldebögen wurden über die Zentrale 
in Berlin unabhängig von jeweils 3 Psy­
chiatern als sogenannten Gutachtern 
beurteilt, wobei der Meldebogen selbst 
die einzige Beurteilungsgrundlage war. 
Psychische Erkrankungen und Minder­
begabungen etwa, in Verbindung mit 
langem Krankenhausaufenthalt und 
geringer produktiver Arbeitsleistung 
führten zu einem roten Pluszeichen, 
gleichbedeutend mit dem Todesurteil; 
ein blaues Minuszeichen ließ den Men­
schen am Leben.

Als Obergutachter war der Würzbur­
ger Psychiatrie-Ordinarius Prof. Dr. 
Werner Heyde tätig. Er entschied auch 
Zweifelsfälle - immer jedoch ohne den 
Todeskandidaten gesehen zu haben ...

Die Aktion in Wemeck
Im Sommer 1940 wurden die Meldebö­
gen auch in Wemeck ausgefüllt ... In 
Wemeck erschien zunächst am 23. Sep­
tember 1940 der Gauleiter Dr. Hell­
muth. Er erklärte, er sei befugt, Betrie­
be und Anstalten zu beschlagnahmen 
und forderte die nahezu vollständige 
Räumung der Anstalt Wemeck in kür­
zester Zeit. Bereits 10 Tage später, vom 
3.-6. Oktober 1940, wurden insgesamt 
760 Patienten aus Wemeck wegverlegt, 
die Anstalt somit weitgehend geräumt. 
Aber nur 471, d.h. 62% von ihnen wur­
den nach Lohr verlegt. Die übrigen (289 
= 38%) wurden in außerbayerische An­
stalten gebracht. In den Standbüchem 

heißt es von 143 dieser Pätienten, sie sei­
en in eine „unbekannte Anstalt“ ge­
bracht worden. Der Name wurde mit 
gutem Grund verschwiegen: Diese Pati­
entinnen und Patienten aus Wemeck 
wurden in der „Euthanasie“-Tötungs- 
anstalt Sonnenschein bei Pirna in Sach­
sen umgebracht. 146 wurden in die An­
stalten Großschweidnitz und Amsdorf 
in Sachsen und nach Niedernhart bei 
Linz transportiert. Diese Anstalten fun­
gierten als sogenannte Zwischenanstal­
ten: d.h. in sie wurden zur „Euthanasie“ 
bestimmte Patienten verbracht, die 
dann - mit nur wenigen Ausnahmen - 
innerhalb von Tagen oder auch Mona­
ten in Tötungsanstalten weiterverlegt 
und dort in als Duschräumen getarnten 
Gaskammern umgebracht wurden. Von 
den nach Lohr verlegten Patienten aus 
Wemeck wurden noch im Oktober und 
November 42 weitere in Zwischen- und 
Tötungsanstalten gebracht. D.h. von 
den 760 Patienten, die Anfang Oktober 
1940 Werneck verließen, kamen insge­
samt 381 in Zwischen- und Tötungsan­
stalten, das entspricht 50%. Wir haben 
von 4 Patienten in Erfahrung bringen

können, daß sie dort nicht umgebracht 
worden sind - alle anderen Spuren wei­
sen auf die Gaskammern. Die fast voll­
ständige Räumung Wemecks ... diente 
also nicht nur dem Zweck, das Haus ei­
ner anderen Nutzung zuzuführen, son­
dern war gleichzeitig ein geschickter 
Coup, die „Euthanasie“ an Wemecker 
Patientinnen und Patienten zu ver­
schleiern ... .

Die Entwicklung von der Forderung 
nach immer „besseren, sozialeren, ge­
sünderen und glücklicheren Menschen“ 
zur immer unerträglicher empfundenen 
Diskrepanz zwischen tüchtigen und 
hilfsbedürftigen Menschen zur Ein­
schränkung der Fortpflanzung von so­
genannten „Minderwertigen“ durch 
Sterilisierung und schließlich zur kon­
kreten körperlichen Beseitigung von 
„Ballastexistenzen“,diese Entwicklung 
läßt sich als der Versuch verstehen, die 
Soziale Frage zu lösen.

Die Antwort auf die Soziale Frage ist 
dann die Abschaffung der Unbrauchba­
ren, Minderwertigen, Leidenden - bis 
sich die Soziale Frage nicht mehr stellt. 
Das nationalsozialistische Euthanasie­
programm hat diesen Gedanken mit ra­
dikaler Konsequenz auch ausgeführt. 
Verstärkte therapeutische Bemühungen 
und Reformbestrebungen kommen 
dann denen zugute, die als heilbar gel­
ten. Für therapeutisch Unbeeinflußba­
re bleibt die „Heilbehandlung“ der Aus­
merzung. So gesehen besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen Heilen und 
Töten - auch auf der subjektiven Ebene. 
Engagiertes, patientenfreundliches 
Handeln ist in dieser Logik kein Ge­
gensatz zur Ausmerzungsbehandlung

Wie vergangen ist die Vergangenheit?
Bewegen uns nicht auch die Fragen nach 
dem Umgang mit Krankheit, Leiden 
und Behinderung? Nach dem Beginn des 
Lebens, nach Sterben und Tod - gerade 
wenn wir an die Fortschritte der Medi­
zin und ihre Kosten denken? Und an un­
seren eigenen Tod? Und welche Antwor­
ten finden wir?

Der australische Philosoph Peter Sin­
ger äußert unverblümt: Ein schwerbe­
hindertes Neugeborenes habe aufgrund 
seiner Einschränkung nicht den Status 
einer Person und deswegen kein unan­
tastbares Lebensrecht. Es sei ethisch er­
laubt, einen solchen Menschen zu töten- 
Und er findet hierzulande dabei durch­
aus Unterstützung, etwa von namhaften 
Professoren.

Die diese Woche verabschiedete eu­
ropäische Konvention zur Bioethik er­
laubt die fremdnützige Forschung an 
nicht einwilligungsfähigen Personen- 
D.h., danach darf an geistig behinder­
ten und dementen Menschen geforscht 
werden, auch wenn es ihnen selbst nicht 
nützt. In den Niederlanden ist die Tö­
tung auf Verlangen durch einen Arzt er­
laubt, manche Ärzte rühmen sich, diese 
Art der „Heilbehandlung“ besonders 
großzügig anzuwenden.

Die Beispiele ließen sich foiisetzen- 
Offensichtlich ist es manchmal leichter 
nach radikalen Auswegen zu suchen, als 
für alle Beteiligten lebbare Umgangs­
formen mit Unheilbarkeit und Funkti" 
onsverlust zu finden, wiederzufinden 
oder zu entwickeln. Bei dieser Suche 
nach einem würdevollen Umgang mß 
dem Leben können wir die Erinnerung 
an die Opfer und dieses Mahnmal g111 
gebrauchen.
(aus: Nachrichten & Standpunkte, 
beiterzeitung für die Region Schweif 
furt, Nr. 25/1996. Zwischenüb ersehn)' 
ten von der Redaktion eingefügt.)




